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Lernen im
Nürnberger Stadtteil
Einen innovativen Ansatz der Verbindung
von Stadtteilarbeit und sozial-integrativem
Lernen stellte der Kultus-
staatssekretär vor. Seite 14

Karl Freller:

Die Zeichen
der Zeit erkannt
Im Rahmen einer Pressereise verwies der
GVB-Präsident auf die Erfolge der genossen-
schaftlichen Banken durch
regionale Verwurzelung. Seite 8

Stephan Götzl:

Sozialministerin
mit Herz und Verstand
Zu ihrem 60. Geburtstag attestierte CSU-
Fraktionsvorsitzender Joachim Herrmann
der Staatsministerin Aus-
dauer und Hartnäckigkeit. Seite 4

Christa Stewens:

Viele glauben  immer noch,
dass sich Deutschland den
Sozialstaat der 70er Jahre
leisten kann. Weit gefehlt -
wer in Zukunft soziale Si-
cherheit genießen will, muss
sich heute gewaltig ein-
schränken, meint die Vor -
zimmerperle. Bleibt die Fra -
ge: Wer bringt das im Wahl -
kampf auf den Punkt?

Seite 15

Nach der Dreihundert-Jahr-Flut:

Wirksame Hilfe für
Bayerns Kommunen

Am Anfang stand ein verregnetes Wochenende -
nichts Ungewöhnliches im bayerischen Sommer 2005.
In der Nacht zum 23. August wurde daraus eine Flut,
deren Pegelstände vielerorts noch das „Jahrhun -
derthochwasser“ von Pfingsten 1999 übertrafen. Die
ersten Opfer: Das Allgäu und das bayerische Ober-
land. Etliche bayerische Landkreise riefen Katastro-
phenalarm aus, Garmisch war für Stunden von der
Außenwelt abgeschnitten. Anschließend verlagerte
sich das Hochwasser flussabwärts Richtung Isar und
Donau. Selbst abseits der großen Ströme drückte der
hohe Grundwasserspiegel Hunderten von Haushal-
ten Wasser in den Keller. Erst Tage später konnte
Entwarnung gegeben werden. 

Im bayerischen Umweltmi -
nisterium geht man mittler-
weile nicht nur von einer Jahr-
hundertflut, sondern stellen-
weise sogar von einer Drei -
hundert-Jahr-Flut aus. 

7-Punkte-Hilfspaket

Damit den vom August-Hoch -
wasser betroffenen Menschen
und Regionen rasch und wirk-
sam geholfen werden kann, hat
der Ministerrat ein bayerisches
7-Punkte-Hilfspaket zur Unter -
stützung der Hochwasseropfer

und zur Beseitigung der Hoch-
wasserschäden auf den Weg ge-
bracht. Ein weiterer Schwer-
punkt ist der forcierte Ausbau
des Hochwasserschutzes. 

Das bayerische Hilfspro-
gramm, das von Bund und Land
zu gleichen Teilen finanziert
werden soll, sieht folgende Hil -
fen vor:
1. Sofortprogramm zur Unter -
stützung von Geschädigten mit
nicht versicherbaren Schäden bis
zu 2.500 Euro je Haushalt,
2. Notstandsbeihilfen für die
Landwirtschaft,
3. Zuschüsse für Hochwasser -
schäden bei kleineren und mitt -
leren gewerblichen Unterneh -
men und freiberuflich Tätigen
(50 Prozent Zuschuss, bis zu
100.000 Euro),
4. Einrichtung eines Hilfsfonds,
5. Steuerliche Hilfsmaßnahmen,
6. Schäden an öffentlicher In-
frastruktur (z.B. Deutsche
Bahn) sollen beseitigt werden,

Große Schäden verursachten die Überschwemmungen insbesondere im bayerischen Oberland und im Allgäu. Unsere Luftaufnahmen zeigen die Altstadt von Kempten sowie das Oberallgäu. Minis-
terpräsident Dr. Edmund Stoiber, Innenminister Dr. Günther Beckstein und Umweltminister Dr. Werner Schnappauf informierten sich vor Ort über die Katastrophe und koordinierten gemeinsam
mit den örtlichen Kommunalpolitikern die ersten Hilfsmaßnahmen. Inzwischen dankte Stoiber bei einem Staatsempfang den Helferinnen und Helfern des August-Hochwassers. „Die Einsatzkräfte
sind Vorbilder lebendigen Gemeinsinns in Bayern“, betonte er. Professionelles und engagiertes Vorgehen hätten Schlimmeres verhindert und seien Ausdruck gelebter Solidarität. rr

„Virtuelle Behörde“ 
Partner der Kommunale

Service der Gemeindezeitung für Bayerns Kommunen

Als besonderen Service für Entscheidungsträger und
EDV-Spezialisten aus Kommunen und Behörden veran-
staltet die Bayerische Gemeindezeitung in diesem Jahr ih-
re „Zukunftswerkstatt öffentliche Verwaltung“ erstmals
im Rahmen der Kommunale 2005 am 19. und 20. Oktober
auf dem Nürnberger Messegelände.

Die Kommunale, größte Fachmesse mit Tagung für Kommu-
nalbedarf in Süddeutschland, wird damit ergänzt um den umfas-
senden Bereich der behördlichen IT-Ausstattung. Wie immer bie -
tet die „Virtuelle Behörde“ einen Überblick über das aktuelle An-
gebot an Hard- und Software für unsere Zielgruppe. In der Aus-
stellung präsentieren unsere Partner aus der Wirtschaft spezielle
Behördenlösungen. Fachvorträge und Berichte aus der Praxis so-
wie Gespräche mit Experten runden das Angebot ab. Ein Messe-
router der GZ informiert über ausgewählte Behörden-Partner auf
der Kommunale.

Erste Informationen stehen auf der GZ-Website www.gemein-
dezeitung.de zur Verfügung. Interessenten können sich bereits
jetzt unter info@gemeindezeitung.de anmelden. r

dafür soll die Bundesregierung
rasch zusätzlich Mittel zur Ver-
fügung stellen. Der Freistaat
Bayern wird sich an der Beseiti-
gung von Schäden kommunal-
er Einrichtungen (z.B. Kinder -
gärten, Schulen, Kommunal-
straßen) beteiligen.

(Fortsetzung auf Seite 2)

Bayerischer Gemeindetag:

Gemeinden 
nicht im Regen
stehen lassen! 
„Die aktuellen Hochwasser-

ereignisse zeigen: Wir brau-
chen viel mehr Geld für den
hochwassergerechten Ausbau
der Gewässer dritter Ordnung,
also der Bäche und kleinen
Flüsse in Bayern. Es hat sich
gerächt, dass die staatlichen
Finanzmittel in den letzten
Jahren drastisch zurückgefah-
ren wurden und viele Gemein-
den bei der Umsetzung ihrer
Schutzkonzepte buchstäblich
im Regen stehen gelassen
wurden. Wir fordern die
Bayerische Staatsregierung
dringend auf, hier das Ruder
herum zu reißen“, betonte Dr.
Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags. 

Brandl erklärte, dass nach-
haltige Hochwasservorsorge
„Chefsache“ ist und wies den
pauschalen Vorwurf des „Ego-
ismus“ einzelner Kommunen
zurück. „Die hochwasserge-
fährdeten Gemeinden in Bay-
ern sind sich ihrer Gefähr-
dungslage durchaus bewusst.
Sie arbeiten mit Hochdruck an
verbessertem Hochwasser-
schutz. Aber solange gemein-
same Planungen der Gemein-
den vom Staat nicht honoriert
werden und damit das Pro-
blem eines finanziellen La-
stenausgleichs zwischen Ober-
und Unterliegergemeinden
von Fließgewässern ungelöst
bleibt, kann den Gemeinden
der Vorwurf egoistischer Pla-
nungen nicht gemacht werden.
Freistaat und Kommunen
müssen schnellstens an einen
Tisch und bestehende Stolper-
steine aus dem Weg räumen,“
sagte Brandl. Die Bürgerinnen
und Bürger erwarteten Taten
statt Worte. Sie hätten ein
Recht auf mehr Schutz und
Vorsorge. DK

CSU-Parteitag in Nürnberg:

Finanzen auf
dem Prüfstand
Beim CSU-Parteitag in Nürnberg verabschiedeten die
rund 1000 Delegierten einstimmig den Wahlaufruf der
Christlich-Sozialen Union, der unter dem Motto
„Deutschland bewegen, Bayern stärken“ steht. Darin gibt
die CSU als Ziel aus, Deutschland nach einem Wahlsieg
„auf einen Spitzenplatz in Europa“ zu führen. Die Union
werde für einen Neuanfang sorgen.
Deutschland braucht nach Auf-
fassung der CSU „eine gemein -
same Kraftanstrengung mit ei -
nem grundlegenden Richtungs-
wechsel hin zu einer anderen Po-
litik“. Oberstes Ziel müsse es
sein, Arbeit zu schaffen und
Wachstum zu fördern. Hierzu
sollen die Lohnzusatzkosten
kräftig gesenkt werden. Bereits
ab 2006 ist vorgesehen, den Bei -
trag zur Arbeitslosenversiche -
rung um fast ein Drittel zu ver -
ringern. Im Gegenzug soll die
Mehrwertsteuer von 16 auf 18
Prozent angehoben werden. Der
ermäßigte Mehrwertsteuersatz z.
B. für Lebensmittel bleibt bei 7
Prozent. Dies sichere die soziale
Balance und sei besonders für
junge Familien und Senioren
wichtig. 

Einstellungshürden 
überwinden
Einstellungshürden sollen durch
einen flexiblen Kündigungs-
schutz für Neueinstellungen be -
seitigt werden. Es gilt, den Mit -
telstand von Bürokratie und Sta-
tistik zu entlasten und vor Lohn-
und Sozialdumping zu schützen.

Arbeitnehmer und Arbeitgeber
sollen vor Ort in betrieblichen
Bündnissen selbst entscheiden,

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred Mayr

86934 Reichling
am 13.9.

Bürgermeister Werner Grampp
95336 Mainleus

am 26.9.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred Daniel

85307 Paunzhausen
am 17.9.

Bürgermeister Manfred Krä
94330 Aiterhofen

am 18.9.

Bürgermeister
Reinhold Hoenicka
94496 Ortenburg

am 23.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Holzinger

89356 Haldenwang
am 13.9.

Bürgermeister Helmut Praus
91486 Uehlfeld

am 14.9.

Bürgermeister Erich Dollinger
93138 Lappersdorf

am 23.9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Neuweg

91355 Hilpoltstein
am 14.9.

Bürgermeister
Johann Deuerlein
91322 Gräfenberg

am 19.9.

Bürgermeister Karl Wellenhofer
84066 Mallersdorf-Pfaffenberg

am 20.9.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Hermann Baumann
94116 Hutturm

am 17.9.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rüdiger Stenger

63872 Heimbuchenthal
am 23.9.

Wir gratulieren

SPD-Landtagsfraktion:

Prävention muss jetzt erfolgen!
„Bayern braucht ein grundsätzliches Umden-
ken, bei dem neues Risikobewusstsein ent-
wickelt wird, um zu verhindern, dass es zu
diesen gewaltigen Elementarereignissen und
deren katastrophalen Folgen kommt“, beton-
te der SPD- Landtagsabgeordnete Ludwig
Wörner vor der Presse in München. 

Die SPD-Landtagsfraktion fordert die Staats-
regierung in einem Antrag im Bayerischen
Landtag auf, ein Konzept für das Flussgebiets-
management in Bayern vorzulegen, das auf vor-
beugenden Hochwasserschutz und auf den Er-
halt der Ökosysteme setzt. Dazu gehört die
Überprüfung flussbaulicher Maßnahmen, die so-
fort gestoppt werden, wenn sie zur Erhöhung der
Fließgeschwindigkeit oder zur Reduzierung 
der Rückhaltefähigkeit der Flussuferbereiche
führen. Insbesondere gilt dies für weitere Stau -
stufen an der Donau. „Zudem müssen Über -
schwemmungsgebiete ausgewiesen und in die
Planungen mit aufgenommen werden. Auch
dürfen in Risikogebieten keine neuen Wohn-
und Gewerbegebiete ausgewiesen werden“, er -
klärte Wörner.

Pflicht-Elementarschadensversicherung

Eine Reihe von Sonderprogrammen muss laut
Wörner längerfristig aufgelegt werden; dazu
gehöre ein landesweites Entsiegelungspro-

gramm für die Böden, um der Verminderung der
Rückhaltefähigkeit der Böden zu begegnen.
Auch seien Öltanks in Hochwassergebieten zu
ersetzen und bestehende Deiche und Wehre zu
sanieren. Insbesondere das Hochwasser-Kri-
senmanagement sei zu verbessern: „Wir wollen
hier nachträglich keine Schuldzuweisungen
praktizieren, sondern darauf dringen, dass die
Alarmpläne und der Informationsfluss zwischen
Wetterdiensten, Umweltministerium, Wasser -
wirtschaftsämtern und kommunalen Einsatzzen-
tralen besser wird. Dabei müssen die Hochwas-
serspeicher vorrangig ihrer Funktion als Schutz
vor Hochwassern dienen und erst dann den an-
derweitigen Nutzungen, wie zum Beispiel den
touristischen. Gegen diesen Grundsatz hat die
sehr späte Ablassung von Forggensee und Syl-
vensteinspeicher verstoßen.“ 

Wörner rief die Staatsregierung auf, die EU-
konforme Pflicht-Elementarschadensversiche-
rung in Bayern einzuführen, wie sie sich in Ba-
den-Württemberg bereits seit Jahrzehnten be-
währt habe. Bei der Vergabe von Mitteln forder-
te der Politiker, endlich einheitliche Regularien
über die Höhe des Eigenanteils der Kommunen
beim Hochwasserschutz zu treffen. Hier klafften
die prozentualen Zuwendungen weit auseinan-
der. Nur dadurch könnten die Gemeinden Pla-
nungs- und Finanzierungssicherheit bei den ört-
lichen Schutzmaßnahmen bekommen.          DK

(Fortsetzung von Seite 1)
7. Das bayerische Aktionspro-
gramm Hochwasserschutz mit
2,3 Milliarden Euro bis 2020 soll
beschleunigt fortgeführt werden.
Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, sich an der Fort -
führung des Programms zu be -
teiligen und die Bundesmittel
dafür aufzustocken.

Schnelle, unbürokratische
Unterstützung

Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber betonte, mit dem Hilfs-
paket sei eine schnelle und un -
bürokratische Unterstützung für
die Hochwasseropfer und Über -
schwemmungsgebiete gesichert.
Ersten Schätzungen zufolge lie -
gen die Schäden des August-
Hochwassers nach Angaben von
Umweltminister Dr. Werner
Schnappauf in dreistelliger Mil -
lionenhöhe, jedoch deutlich un -
ter dem Gesamtschaden von 345
Millionen Euro beim Pfingst -
hochwasser 1999. Das Kabinett
geht davon aus, dass die Sofort -
hilfen für Private ab Mitte Sep -
tember und die weiteren Hilfen
ab Anfang Oktober ausgezahlt
werden können. 

Den Flüssen Raum geben

Schnappauf kündigte an, dass
Bayern beim geplanten Ausbau
des Hochwasserschutzes ver -
stärkt auf sein erfolgreiches
Drei-Säulen-Konzept setzen wird.
Dazu gehören ein natürlicher
Hochwasserrückhalt durch Nut -
zung von Überschwemmungs-
flächen und der Versickerungs-
fähigkeit des Bodens, der techni -
sche Hochwasserschutz durch
Deiche, Dämme und Hochwas-
serspeicher sowie die verbesser -
te Hochwasservorhersage. 

Schnappauf: „Wir müssen den
Flüssen wieder mehr Raum ge-
ben. In den letzten Jahren haben
wir Gewässer auf einer Länge
von über 320 Kilometer renatu-
riert, 14 Millionen Kubikmeter
zusätzlichen natürlichen Reten-
tionsraum geschaffen und 900
Hektar Auwald gepflanzt. Da
machen wir weiter. Ein effekti-
ver Hochwasserschutz kann nur
mit der Natur und nicht ge-
gen sie gelingen.“ Im Bereich 
des technischen Hochwasser-
schutzes hat das Kabinett das
Umweltministerium beauftragt,
die Planungen für eine weitere
Vergrößerung des Sylvenstein-
speichers wieder aufzunehmen
und umgehend eine Machbar-
keitstudie in Auftrag zu geben. 

Appell an die Kommunen

Der Minister appellierte an
Kommunen, Verbände und Grund-
eigentümer, im Interesse eines
optimalen Hochwasserschutzes
eng zusammenzuarbeiten: „Na-
turkatastrophen warten nicht 
auf langwierige Grundstücksver-
handlungen, Genehmigungsver-
fahren und Baumaßnahmen. Des-
halb erwarte ich auf allen Seiten
Kooperationsbereitschaft und
schnelle Entscheidungen.“

Innenminister Dr. Günther
Beckstein stellte dem Katastro-
phenschutz in Bayern für den
Einsatz gegen das Hochwasser
ein hervorragendes Zeugnis aus.
Die dezentrale Struktur des Ka-
tastrophenschutzes habe sich er-
neut ausgezeichnet bewährt, so
Beckstein: „Die klare Führungs -
struktur von der Leitungsebene
an den Regierungen bis hin zu
den Einsatzleitern vor Ort hat ih-
re Effizienz erneut voll unter Be-
weis gestellt.“

Lob und Dank 
für die Einsatzkräfte

Insgesamt waren in Bayern an
den Sicherungs- und Hilfsmaß-
nahmen annähernd 30.000 Ein-
satzkräfte beteiligt. Den weit
überwiegenden Teil der Einsatz-
kräfte stellten dabei die Feuer-
wehren mit über 20.000 Perso-
nen. Daneben waren 3.000 Hel-
fer des BRK und anderer Hilfs -
organisationen sowie 500 Poli-
zisten im Einsatz. In die Hilfe-
leistung vor Ort wurden auch
rund 2.000 Einsatzkräfte des
THW und mehr als 3.000 Solda-
ten der Bundeswehr eingebun-
den. Über 1,5 Millionen Sand-
säcke zur Hochwasserabsiche-

rung wurden verbaut. Ein massi -
ver Einsatz von Pumpen, schwe-
rem Gerät und Hubschraubern
unterstützte die Hilfsmaßnahmen.

„Signal für unser Land“

Ministerpräsident Stoiber sprach
den vielen tausend Einsatzkräf -
ten seine hohe Anerkennung aus:
„Diese große Gemeinschaftsleis-
tung ist ein ermutigendes Signal
für unser Land.“ Als besonderes
Zeichen des Dankes lud er rund
1.000 Helfer von Polizei, Feuer -
wehr, Rotem Kreuz, Maltesern
und Johannitern, Wasserwacht,
DLRG, Bundeswehr, Bundespo -
lizei und Technischem Hilfswerk
zu einem Staatsempfang in die
Münchner Residenz ein. Auch
Repräsentanten der betroffenen
Gemeinden, Städte und Land -
kreise in Schwaben, Oberbayern,
Niederbayern und der Oberpfalz
nahmen teil.

Absolute Sicherheit 
gibt es nicht

Vor der Illusion einer absolu -
ten Sicherheit vor Naturkatastro -
phen hat der Vorsitzende der
CSU-Fraktion im Bayerischen
Landtag, Joachim Herrmann, ge-
warnt: „Wir müssen vor Ort
Dämme erhöhen und Hochwas-
serrückhaltezonen ausweiten
und weltweit die Klimaschutz -
politik verbessern, aber der
Mensch wird die Naturgewalten
nie völlig kontrollieren.“ Politi -
ker dürften hier keine falsche
Allmacht verkündigen.

Selbstverständlich müsse die
Politik alles dafür tun, um sinn -
volle und notwendige Vorkeh -
rungen gegen solche Naturrisi -
ken rechtzeitig zu treffen. Des-
halb habe der Freistaat nach dem
Pfingsthochwasser 1999 das Ak -
tionsprogramm 2020 mit einem
Volumen von 2,3 Milliarden 
Euro beschlossen. Bayern setze 
damit pro Jahr durchschnittlich
115 Millionen Euro für den
Hochwasserschutz ein. „Das ist
deutschlandweit einmalig. Kein
anderes Bundesland gibt so viel
Geld für den Hochwasserschutz
aus“, sagte Herrmann. 

Neues Alarmierungssystem 

„Das neue Alarmierungssys-
tem für Kommunen hat seine 
erste ‚Feuertaufe’ bestanden“,
erklärte der Vorsitzende des Aus-
schusses für Kommunale Fragen
und Innere Sicherheit, Dr. Jakob
Kreidl. Das neue System wurde

aufgrund einer Initiative der
CSU-Fraktion nach dem Hoch-
wasser im Jahr 2002 vom bayeri-
schen Innenministerium ent-
wickelt.

Kommunen als 
Sicherheitsbehörden

Die Kommunen seien seit
Mitte dieses Jahres in das Un-
wetterwarnsystem des Freistaats
eingebunden. Danach informie-
ren die Gemeinden die Katastro-
phenschutzbehörden über Veran-
staltungen oder Örtlichkeiten,
die besonders von Unwettern be-
droht sind. Gleichzeitig benen-
nen sie Ansprechpartner, an die
die Katastrophenschutzbehörden
Meldungen über Unwetterent-
wicklung weitergeben können.
Die Kommunen seien in ihrer
Funktion als Sicherheitsbehör-
den aufgerufen, die Informatio-
nen, die sie von den Katastro-
phenschutzbehörden erhalten,
zügig an die Bürger weiterzulei-
ten. „Wir werden die während
der Flutkatastrophe mit dem
neuen System gemachten Erfah-
rungen analysieren und, wenn
nötig, nachsteuern“, kündigte
Kreidl an. 

Brüssel soll sich beteiligen

Der CSU-Europaabgeordnete
und EVP-ED-Haushaltsexperte
Markus Ferber forderte die EU-
Kommission und die EU-Mit-
gliedstaaten auf, die langfristige
Finanzierung des Hochwasser-
schutzes in Europa im Rahmen
des Programms für die ländliche
Entwicklung sicherzustellen.

Wirksame Hilfe für ...

Büchergeld beschlossen 
Ab Herbst müssen Eltern mitzahlen

Staat und Kommunen können Kosten sparen 
Ab dem kommenden Schuljahr müssen die Eltern an bayeri -
schen Schulen Büchergeld für ihre Kinder bezahlen. Es be -
trägt je nach Schulart 20 bzw. 40 Euro pro Schuljahr. Bei so-
zialer Bedürftigkeit ist nichts zu zahlen. Staat und Kommunen
leisten bei öffentlichen Schulen Zuschüsse zusätzlich zur El -
ternbeteiligung. Entsprechend hat der Landtag das Schulfi -
nanzierungs- und das Erziehungsgesetz mit den Stimmen der
CSU geändert.

Für die Kommunen errechnet
die Staatsregierung sogar eine
effektive Kostenersparnis. Für
die Opposition ist das Bücher-
geld der Einstieg in den Aus -
stieg aus der Lernmittelfreiheit. 

In der abschließenden Zwei-
ten Lesung versicherte Kultus -
staatssekretär Karl Freller, es
werde alles so geregelt, „dass
wir sagen können, es hat Sinn“.
Zwei Drittel der Bundesländer
hätten die Lernmittelfreiheit be-
reits eingeschränkt. Außerdem

enthalte die Gesetzesänderung
eine Revisionsklausel; es werde
also nach einer bestimmten Zeit
eine Überprüfung stattfinden.
Das bisherige System hat laut
Begründung der Staatsregie -
rung zu einer teilweisen Überal -
terung des Schulbuchbestands
geführt. Dies erschwere nicht
nur einen zeitgemäßen Unter -
richt, sondern führe auch immer
wieder zu Beschwerden über
abgenutzte Bücher. 

SPD fordert Rücknahme

Für die SPD empfahlen Hans-
Ulrich Pfaffmann und Angelika
Weikert die Rücknahme der Ge-
setzesänderungen. 12 Mio. Euro
Haushaltsaufwand, ein giganti -
scher Verwaltungsaufwand der
Kommunen sowie eine Belastung
von Eltern und Kindern seien zu
erwarten. Die Staatsregierung
geht davon aus, dass sich ab 2007
eine jährliche Einsparung von
rund 15,1 Mio. Euro ergibt. Für
die in Frage kommenden kom-
munalen „Verwaltungsstellen“ in
Städten und Gemeinden wurde
ein Mehraufwand von rund 3,2
Mio. Euro errechnet, dem eine ef -
fektive Kostenersparnis von 6,1
Mio. Euro gegenübersteht. Es
wurde eingeräumt, dass die kom-
munalen Spitzenverbände im
Konsultationsverfahren dieser
Kostenfolgeabschätzung nicht
zugestimmt haben. 

Simone Tolle (Grüne) meinte,
die Kommunen würden „abge -
zockt“. Das Büchergeld stelle
eine weitere Belastung der Fa -
milien dar. Bildung sei eine ge -
samtgesellschaftliche Aufgabe.
Prof. Gerhard Waschler (CSU),
Vorsitzender des Bildungsaus-
schusses, wies die Vorwürfe
zurück. Das Büchergeld sei eine
solidarische Verbesserung der
Rahmenbedingungen. Die El -
tern hätten höchstens 3,50 Euro

Heftige Kritik in Eschenlohe
Auf die Flut folgt im schwer betroffenen Eschenlohe nun ei -
ne Welle der Empörung. Schuld daran ist Bürgermeister Pe -
ter Stahr, der - wie schon beim Pfingshochwasser - auch die -
ses Mal seinen Urlaub den Aufräumungsarbeiten vorgezo -
gen hat.

Laut einem Bericht in der Süddeutschen Zeitung begründete
Stahr seine Ferien mit psychischen Belastungen und einem Asth -
ma-Leiden. Dass er die Seelenschmerzen gut verarbeitet, bewies
ein Fernsehteam, das ihn in Rimini beim Boccia-Spiel und im
Liegestuhl filmte.

Das Anwesen des zweiten Bürgermeisters, Helmut Kölbl, sieht
aus wie nach einem Bombeneinschlag. Der Schaden wird sich in
sechsstelliger Höhe bewegen. „Ich weiß nicht, wie ich das schaf -
fe“, erklärte er gegenüber der Presse. Deshalb kann er den Bür-
germeister derzeit nicht vertreten. Dafür eingesprungen ist jetzt
Gemeinderätin Brigitte Mangold-Rößler. Neben dem Tagesge -
schäft gibt es derzeit außerordentlich viel Arbeit im Rathaus.
Schäden müssen aufgenommen, Hilfeleistungen koordiniert und
Spenden vermittelt werden. Immer noch gibt es gesperrte Stras-
sen und vor den Anwesen stapelt sich verrottender Müll . Die
Folgen der Flut sind noch lange nicht beseitigt.

Nirgendwo im Oberland hat die Flut größere Schäden verur-
sacht, als in Eschenlohe. Die wiederholten verheerenden Über -
schwemmungen kommen nicht von ungefähr. Seit 1967 streitet
man dort ergebnislos über wirksamen Hochwasserschutz. In sei -
ner jüngsten Ausgabe kritisiert der Bayernkurier Bürgermeister
Stahr, der in vier Jahrzehnten keinen Entschluss zuwege gebracht
habe, wie die Gefahr abzuwenden sei. Derzeit verhandle man
über den siebten Bauentwurf. Nach dem Pfingshochwasser 1999
erklärte Umweltminister Dr. Werner Schnappauf: „Das Wasser -
wirtschaftsamt hat für den Hochwasserschutz in Eschenlohe in
den letzten 20 Jahren mehrere Entwürfe gefertigt. Die Planungen
fanden letztlich nie die Zustimmung der Gemeinde.“ Seither
wurden die Bestrebungen des Wasserwirtschaftsamtes Weilheim
weiter intensiviert. Deshalb ist dessen Chef, Peter Frei, sehr un -
gehalten: „Ein rechtzeitiger Schutz hätte viele Schäden auch in
Eschenlohe vermieden.“ r

Durch die noch ungeklärten EU-
Finanzverhandlungen seien die-
se Gelder nicht langfristig gesi -
chert, sagte Ferber. DK

Hochwasser:

Agrarprämien
nicht gefährdet

München - Keinen Verlust
ihrer Agrarprämien müssen
Landwirte befürchten, deren
Flächen oder Ernten vom
Hochwasser überschwemmt
bzw. vernichtet wurden. Dar-
auf hat das Landwirtschafts-
ministerium in München hin-
gewiesen. Voraussetzung ist
aber, dass die Betroffenen
Schäden möglichst umge-
hend ihrem zuständigen Amt
für Landwirtschaft und For-
sten melden - in der Regel in-
nerhalb von zehn Arbeitsta-
gen. Bei Anerkennung von
„höherer Gewalt“ kann die
neue, im Zuge der EU-
Agrarreform eingeführte Be-
triebsprämie auch für
Flächen gewährt werden, die
z. B. wegen Geröllablage-
rungen nicht die vorgeschrie-
benen zehn Monate zur Ver-
fügung stehen.

Erleichterungen gibt es
zudem beim Bayerischen
Kulturlandschaftsprogramm
(KULAP) und Vertragsna-
turschutz. Wo sich Auf-
wuchs als Futter nicht mehr
eignet, dürfen die Landwirte
Flächen vorzeitig mähen
oder mulchen. Zulässig ist
auch eine nichtlandwirt-
schaftliche Verwertung. KU-
LAP gefördertes Grünland
kann bei extremen Schäden
nach flacher Bodenbearbei-
tung neu eingesät werden. In
Einzelfällen ist sogar mine-
ralische Düngung möglich -
allerdings entfällt dann für
2005 die Prämie. Bei allen
Maßnahmen ist das Amt
rechtzeitig vorher zu infor-
mieren.

Ziel aller Ausnahmerege-
lungen ist es, die Ertrags -
fähigkeit der vom Hochwas-
ser beeinträchtigen Flächen
schnellstmöglich wieder her-
zustellen und eine Futter-
knappheit in den Betrieben
zu vermeiden. Landwirt-
schaftsminister Josef Miller
hat sich deshalb bereits an
den Bund und die EU-Kom -
mission mit der Forderung
gewandt, stehenden Auf-
wuchs auf obligatorisch still-
gelegten Flächen ausnahms-
weise als Futter nutzen zu
dürfen. r
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Würdige Bestattung auch
für die Kleinsten 
Landtag ändert Bestattungsgesetz 

Ab 2006 können in Bayern Föten, Embryonen und Fehlgebur-
ten über 500 Gramm wie andere Verstorbene individuell auf
Friedhöfen bestattet werden. Entsprechend hat der Landtag auf
Initiative der CSU das Bestattungsgesetz geändert. Bisher wur-
den diese werdenden Menschen in den Krankenhäusern zu wis-
senschaftlichen Zwecken verwendet oder anderweitig beseitigt,
was laut Bundesverfassungsgericht der Menschenwürde und
dem Lebensschutz nicht gerecht wird.

Über das Recht zur Bestattung
können die Eltern entscheiden.
Für den Staat fallen bei den Uni -
versitätskliniken geringe Kosten
an. Für kommunale Kranken -
häuser lassen sich die Kosten
nicht exakt ermitteln. 

Die CSU-Abgeordnete Ange -
lika Schorer verwies darauf, dass
die kommunalen Spitzenverbän -
de nach eingehenden Beratun -
gen der Gesetzesänderung zuge -
stimmt hätten. Es gehe vor allem
um die Umsetzung der verfas-
sungsrechtlichen Entscheidun -
gen und um die Möglichkeit der
Eltern, sich für eine individuelle
Bestattung zu entscheiden. 

Helga Schmitt-Bussinger (SPD)
lehnte trotz grundsätzlicher
Übereinstimmung den CSU-
Entwurf ab. In einer eigenen
SPD-Vorlage hieß es, die betrof-
fenen Eltern würden nicht aus-
reichend über die Möglichkeiten
einer Bestattung informiert. Für
die Verwendung von Fehlgebur-
ten sowie Föten und Embryonen
für wissenschaftliche und medi -
zinische Zwecke sei mindestens
die Zustimmung eines Elternteils
einzuholen. Kathrin Sonnen -

holzner (SPD) befürchtete, dass
die Bestattungspflicht die Frauen
bei einer Fehlgeburt oder Abtrei-
bung zu Hause unter Druck set-
ze. In gleichem Sinne äußerte
sich Christine Stahl (Grüne).
Auch müsse auf die jeweiligen
Umstände Rücksicht genommen
werden.  

Gesundheitsminister Dr. Wer-
ner Schnappauf befürwortete für
die Staatsregierung den Entwurf.
Er gewähre einen würdigen Um-
gang mit dieser schwierigen
Thematik. Geregelt werde auch
die Zusammenarbeit von nieder-
gelassenen Ärzten mit den Kran-
kenhäusern. 

Der CSU-Entwurf geht nach
bisherigen Erfahrungen von et-
wa 116.200 Euro Gesamtkosten
der Krankenhäuser aus, davon
rund 83.400 Euro in kommuna-
ler Trägerschaft. Das Gesetz ent-
hält eine Revisionsklausel. Die
kommunalen Spitzenverbände
sollen Erkenntnisse über einen
etwaigen Anstieg der Fallzahlen
der Staatsregierung mitteilen.
Der SPD-Entwurf wurde bei
Enthaltung der Grünen von der
CSU abgelehnt. rm

Keine Träne weinen die
Kommunen dem jetzigen Bun-
destag nach. Beim vorzeitigen
Ende der laufenden Wahl-
periode ist die Situation der
Städte durch ein Haushaltsde-
fizit von 3,8 Milliarden Euro
und einen dramatischen An-
stieg der Kassenkredite auf 20
Milliarden Euro, mit denen
viele Städte dauerhaft lau-
fende Ausgaben finanzieren
müssen, gekennzeichnet. Die
Kommunen mussten ihre Inves-
titionen seit 1992 um fast 14 Milliarden Euro
auf nicht einmal mehr 20 Milliarden Euro redu-
zieren - mit verheerenden Auswirkungen für den
Arbeitsmarkt. Unvergessen bleibt auch, dass
der Bund durch die im Jahr 2000 beschlossene
Erhöhung der Gewerbesteuerumlage die Kom-
munen in die schwierigste finanzielle Situation
seit Bestehen der Bundesrepublik gestürzt hat.

Die dringend erforderliche Korrektur dieser
gravierenden Fehlentscheidung ab 2004 schil-
derte der frühere bayerische Städtetagsvorsit-
zende Josef Deimer treffend: Wenn der Dieb
seine Beute zurückgibt, verdient er noch lange
nicht Lob und Anerkennung.

Die den Kommunen vom Bundesgesetzgeber
in den letzten Jahren aufgebürdeten Belastun-
gen gehen aber noch weiter. Die neu eingeführ -
te Grundsicherung bedeutet für Bayerns Kom-
munen Ausgaben in Millionenhöhe. Auf die
durch die Zusammenführung von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe (Hartz IV) versprochene
dauerhafte Entlastung um jährlich 2,5 Milliar -
den Euro warten die Kommunen ebenfalls
noch. Das Tagesbetreuungsausbaugesetz wälzt
den gesellschaftlich notwendigen Ausbau viel-
fältiger Betreuungsangebote für Kinder einsei-
tig auf die Kommunen ab. Erst vor kurzem hat
der Bundestag das Gesetz zur Entlastung der
Kommunen im sozialen Bereich (KEG) abge-
lehnt, das den Kommunen in der Sozial- und Ju-
gendhilfe jährlich eine halbe Milliarde Euro er-
spart hätte. 

Allein diese nur beispielhafte, keineswegs
vollständige Auflistung der „Ergebnisse“ der
gegenwärtigen Bundestagswahlperiode lässt
unschwer erkennen, dass der neue Bundestag
eine gänzlich andere Linie einschlagen muss,
wenn die Kommunen ihre notwendigen Aufga-
ben für die Menschen in unserem Land erfüllen

sollen. Die Kommunen haben
deshalb an den neuen Bundes-
tag und die neue Bundesregie-
rung gewichtige Erwartungen: 
l Eine Gemeindefinanzreform,
die den Kommunen eine gesi-
cherte, kalkulierbare und aus -
reichende Finanzgrundlage ge-
währleistet, muss endlich kom -
men. Als wichtigste gestaltbare
Einnahmequelle der Städte
und Gemeinden bleibt die Ge-
werbesteuer, die im Jahr 2004
bundesweit 28,3 Milliarden
Euro erbracht hat, unverzicht-
bar. Als auf die Wirtschafts-
kraft bezogene Steuer mit eige-
nem Hebesatzrecht ist sie der-
zeit ohne Alternative.

l Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist eine
nationale Aufgabe und nicht eine Angelegen-
heit der örtlichen Gemeinschaft. Daraus folgt
zwingend, dass der Bund nicht aus seiner Ver-
antwortung - insbesondere seiner finanziellen
Verantwortung - für die Folgen der Arbeitslo-
sigkeit entlassen werden darf. Eine erfolgreiche
Wirtschaftspolitik zu betreiben, die möglichst
viele der fünf Millionen Arbeitslosen wieder in
Lohn und Brot bringt, kann nur auf der Bundes-
ebene und nicht auf der kommunalen Ebene er-
folgen.
l Der Föderalismus muss reformiert werden.
Ins Grundgesetz gehört das Konnexitätsprinzip
„Wer bestellt, der bezahlt“ und ein Gesetzge-
bungsmechanismus nach österreichischem Vor -
bild, der sicherstellt, dass nicht eine Ebene im
Staat zu Lasten einer anderen politische Wohl-
taten verteilt.
l Familien in Deutschland brauchen ein be-
darfsgerechtes und qualitativ hochwertiges
Netz von Möglichkeiten der Kinderbetreuung.
Die Kommunen sehen sich hierfür in einer be-
sonderen Verantwortung. Um dieser Verant-
wortung gerecht werden zu können, benötigen
sie eine angemessene Finanzausstattung und
keine neuen gesetzlichen Aufgaben ohne eine
vollständige Gegenfinanzierung. 
l Im Bereich der Sozial- und Jugendhilfe müs -
sen überzogene Leistungen auf ein gerechtes
Maß zurückgestutzt werden. Die Überforde-
rung des Sozialstaates führt zu seiner Gefähr -
dung, wenn unabdingbare Leistungen nicht
mehr finanziert werden können.

Gemeinden, Städte und Landkreise sind die
unverzichtbaren Grundlagen unserer staatli-
chen Gemeinschaft. Sie zu stärken und ihnen
die Erfüllung ihrer Aufgaben zu ermöglichen,
ist des Schweißes der Edlen wert. Der neue

KolumneGZ Gerhard Weber

Kommunen hoffen
auf neuen Bundes-

Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände:

Neuordnung der Jobcenter
sofort umsetzen!

Bei der alljährlich stattfindenden Tagung der Bundesvereini-
gung der kommunalen Spitzenverbände in Berlin standen die
Themen Jobcenter, Sparkassen und Föderalismuskommission
auf der Tagesordnung. Die Präsidenten der drei Verbände,
Landrat Hans Jörg Duppré (Deutscher Landkreistag), Ober-
bürgermeister Christian Ude (Deutscher Städtetag) und Ober-
bürgermeister Christian Schramm (Deutscher Städte- und Ge-
meindebund) machten deutlich, dass sie nachdrücklich die Ab -
sicht des Bundes nach einer Dezentralisierung der Aufgaben der
Bundesagentur für Arbeit und der Arbeitsgemeinschaften nach
dem Hartz IV-Gesetz unterstützen. 

Damit werde, so die Präsiden -
ten, eine von Städten, Kreisen
und Gemeinden seit langem er -
hobene Forderung endlich auf-
genommen. Diese Ankündigun -
gen müssten unverzüglich und
konsequent in die Praxis umge -
setzt werden. Hier sichere man
die konstruktive Mitarbeit der
Kommunen ohne Wenn und
Aber zu. 

Beibehaltung 
der Bundesbeteiligung

Jetzt könne erreicht werden,
dass die Kommunen in den Ar-
beitsgemeinschaften verantwort -
lich und gestaltend tätig werden
und auf Wunsch das operative
Geschäft zu einem Großteil
selbst übernehmen. Die Ver -
bandsvorsitzenden ergänzten,
dass man den Fortschritt der
Umsetzung genau beobachten
werde und dann bei Bedarf die
Aufhebung der Kontingentie -
rung für die bisher auf 69 Fälle
begrenzte Alleinzuständigkeit

der Städte und Kreise im Rah-
men des so genannten Options -
modells geprüft werden solle.
Zudem forderte der Gesamtvor-
stand eine Beibehaltung der
Bundesbeteiligung an den Kos-
ten für Unterkunft und Heizung
in Höhe von 29,1 % bis zum
endgültigen Abschluss der Revi-
sion. Im April hatte man mit
dem Bund verabredet, eine et-
waige Angleichung der finanzi-
ellen Beteiligung des Bundes auf
Grund unsicherer Datenbasis zu
verschieben. 

Optionsmodell

Die Verbandsvorsitzenden er-
gänzten, dass man den Fort-
schritt der Umsetzung genau be-
obachten werde und dann bei
Bedarf die Aufhebung der Kon-
tingentierung für die bisher auf
69 Fälle begrenzte Alleinzustän-
digkeit der Städte und Kreise im
Rahmen des so genannten Op-
tionsmodells geprüft werden sol-
le. Zudem forderte der Gesamt-

vorstand eine Beibehaltung der
Bundesbeteiligung an den Ko-
sten für Unterkunft und Heizung
in Höhe von 29,1 % bis zum
endgültigen Abschluss der Revi -
sion. Im April hatte man mit
dem Bund verabredet, eine et -
waige Angleichung der finanzi -
ellen Beteiligung des Bundes auf
Grund unsicherer Datenbasis zu
verschieben. 

Dezentrale, kommunal 
verfasste Sparkassen

Des Weiteren bekannten sich
die drei kommunalen Spitzen -
verbände zu den dezentralen,
kommunal verfassten Sparkas-
sen mit ihren Strukturmerkma -
len öffentlicher Auftrag, öffentli -
che Trägerschaft und Regional -
prinzip. Die drei Verbandschefs
wandten sich entschieden dage -
gen, aus diesem System einzelne
Elemente heraus zu brechen:
„Gerade die Entwicklung und
Förderung wirtschaftlicher Ent -
wicklungspotenziale ist untrenn -
bar verwoben mit den Struk -
turmerkmalen öffentlicher Auf-
trag, öffentliche Trägerschaft
und Regionalprinzip. Es sollte
außer Frage stehen, dass die
Sparkassen gerade dadurch eine
unverzichtbare Rolle im deut -
schen Bankensystem spielen. Es
gibt keinen Grund, das bewährte
Drei-Säulen-Modell durch De -
stabilisierung der öffentlich-
rechtlichen Säule aufzubrechen.
Vor diesem Hintergrund betrach -
ten wir insbesondere die in ver -
schiedenen Bundesländern vor-
geschlagene Übertragung der
kommunalen Sparkassen auf ei -
ne Stiftung mit Sorge. Würde zu
einem solchen Modell überge -
gangen werden, stünde die
flächendeckende Versorgung des
Mittelstands und der Bevölke -
rung mit kreditwirtschaftlichen
Leistungen zur Disposition.“ 

Darüber hinaus sei die Beteili -
gung Privater an den kommunal
verfassten Sparkassen mit deren
öffentlich-rechtlichen Verfasst -
heit nicht vereinbar. Der Gesamt -
vorstand der Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbän -
de forderte vor diesem Hinter -
grund die Bundesregierung, die
Landesregierungen sowie die in
den Länderparlamenten und im
Deutschen Bundestag vertrete -
nen Fraktionen und Parteien zu
einem eindeutigen Bekenntnis zu
den Grundprinzipien der kom-
munalen Sparkassen auf. 

Föderalismusreform

Die drei Spitzenverbände for-
derten, nach einer möglichen
Neuwahl des Bundestages die
Verhandlungen über eine Fö-
deralismusreform unter Beteili -
gung der kommunalen Spitzen -
verbände zügig wieder aufzu -
nehmen. „Die in der Föderalis-
muskommission gefundene Lö -
sung der Unterbindung einer un -
mittelbaren Aufgabenübertra -
gung auf die kommunale Ebene
muss als Zwischenergebnis fest -
gehalten werden“, so Duppré,
Ude und Schramm. „Ein weite -
rer Lösungsweg besteht darin,
bei Bundesgesetzen mit Kosten -
wirkungen für die Kommunen
eine Kostenerstattung nach dem
Prinzip ‘Wer bestellt, bezahlt!’
vorzusehen.“ Wichtig ist nach
Auffassung der Verbandspräsi -
denten aber auch, eine Regelung
für so genannte Altfälle vorzuse -
hen, in denen die Kreise, Städte
und Gemeinden bereits Aufga -
benträger sind und finanzwirksa -
me Veränderungen seitens des
Bundes vorgenommen werden
oder ein Rückzug des Bundes
aus vor gelagerten Leistungssy-
stemen stattfindet. DK

Bilanzpressekonferenz der NürnbergMesse:

Rekordergebnis für 2004
Weiteres Wachstum angepeilt 

Die NürnbergMesse hat im Geschäftsjahr 2004 mit einem
Umsatz von 108 Millionen Euro und einem um fünf Millionen
Euro verbesserten Jahresergebnis gegenüber Plan neue Best-
marken gesetzt. Wie Geschäftsführer Bernd A. Diederichs bei
der Bilanzvorlage erklärte, will die Messe ihr Umsatzvolumen
im In- und Ausland mittelfristig sogar auf über 150 Millionen
Euro steigern. 

„Die herausragenden Ergeb-
nisse des Jahres 2004 bilden eine
solide Basis für das weitere
Wachstum der NürnbergMesse“,
zeigte sich Diederichs überzeugt.
So stieg der Umsatz im vergan-
genen Jahr auf über 108 Millio-
nen Euro (plus 7 %), der Gewinn
vor Zinsen, Steuern und Ab-
schreibungen (EBITDA) kletter-
te gegenüber dem Vorjahr um
rund 50 Prozent auf 25,9 Millio-
nen Euro, das operative Ergebnis
verdoppelte sich gegenüber Plan
auf rund neun Millionen Euro,
das Jahresergebnis verbesserte
sich um fünf Millionen Euro. Im
Ergebnis weist die Nürnberg-
Messe GmbH für das Jahr 2004
eine schwarze Null aus (2003:
minus 5,9 Millionen Euro). 

Statt sich auf diesen Lorbeeren
auszuruhen, will Bernd A. Die-
derichs mit seinem Team auf
dem steilen Wachstumspfad
bleiben. So soll bis Anfang 2007
die Halle 4A neben dem CCN

Ost für rund 15 Millionen Euro
errichtet werden. Eine der ersten
Nutzungen ist zur Spielwaren -
messe International Toy Fair
2007 vorgesehen. 

Strategische Reaktion

Diederichs sieht die Entschei -
dung des Aufsichtsrates der
NürnbergMesse für den Bau der
Halle 4A und damit die Kom-
plettierung des östlichen Messe-
geländes auch als strategische
Reaktion auf den Bau der neuen
Messe Stuttgart, allerdings mit
einem gravierenden Unter -
schied: „Wir bauen erst dann,
wenn wir die neuen Kapazitäten
aus eigener Kraft auslasten kön -
nen.“ Diese absehbare Ausla -
stung kommt schneller als ge -
plant. Neben den über 40 Fach -
messen und Ausstellungen im
Veranstaltungsportfolio der
NürnbergMesse wird die Halle
auch für Kongress- und Event -

nutzung ausgelegt sein. „Hier
haben wir mit dem Tandem
CCN Ost und Halle 7A ausge-
sprochen gute Erfahrungen ge-
macht, die Halle 4A wird unsere
Flexibilität weiter erhöhen“, so
Diederichs.

Nürnberg Global Fairs

Die Auslandstochter Nürnberg
Global Fairs realisierte im Ge-
schäftsjahr 2004 einen Umsatz
von 3,6 Millionen Euro, ein Plus
von 20 Prozent gegenüber 2003.
Bis 2010 soll auch dieses Ge-
schäftsfeld weiter ausgebaut
werden. Hier lautet die strategi-
sche Vorgabe: Verfünffachung
des Umsatzes auf mindestens 15
Millionen Euro bis 2010. „Die-
ses Ziel ist durch ein organisches
Wachstum allein nicht zu reali-
sieren. Wir prüfen deshalb der-
zeit intensiv mögliche Zukäufe
von Messeveranstaltern im Aus -
land“, erklärte Diederichs.

Von dieser Weichenstellung
werden auch die internationalen
Fachmessen in Nürnberg profi-
tieren, die schon in den vergan-
genen Jahren überdurchschnitt-
lich mit internationalen Ausstel-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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was für sie am besten ist. Vorge-
sehen ist, eGovernment zu ei-
nem umfassenden Angebot für
Unternehmen und Bürger auszu-
bauen. 

Einfaches Steuersystem

Die Aufnahme von Arbeit soll
gefordert und gefördert werden.
Wer arbeitet, müsse mehr in der
Tasche haben als Arbeitslosen-
geld II. Die CSU will die Umset-
zung von Hartz IV optimieren.
Hartz IV bereite Bund, Ländern
und Kommunen erhebliche Pro-
bleme und verursache enorme
Mehrkosten. Geplant ist, vor al-
lem die Organisationsstruktur zu
überprüfen und allen Kommu-
nen die Option einzuräumen,
diese Aufgabe wahrzunehmen.
Damit regionale Gegebenheiten
besser berücksichtigt werden
können, sollen Experimentier-
klauseln geschaffen werden. 

Ziel ist überdies ein einfaches,
wettbewerbsfähiges und gerech-
tes Steuersystem. Die Einkom -
mensteuersätze sollen ab 2007
gesenkt werden: Eingangssteu-
ersatz 12 Prozent, Spitzensteuer-
satz 39 Prozent. Im Gegenzug
werden Ausnahmen einge-
schränkt. Es soll Schluss sein mit
Steuerschlupflöchern und Steu-

ersparmodellen für Spitzenver -
diener. Geplant ist auch eine
Senkung des Körperschaftsteu -
ersatzes. Damit werden laut Pro -
gramm die einheimischen Unter -
nehmen international wettbe -
werbsfähiger. Die Gewerbesteu -
er wiederum bleibe bestehen,
„bis wir im Einvernehmen mit
den Kommunen und der Wirt -
schaft eine sinnvolle Alternative
entwickelt haben“. Für Famili -
enbetriebe werde die CSU den
Generationenübergang erleich -
tern und damit Arbeitsplätze si -
chern. 

Generationengerechtigkeit

Solide Finanzen für mehr Ge-
nerationengerechtigkeit lautet ei -
ne weitere Maxime. Die CSU
will dafür Sorge tragen, dass
Deutschland den Europäischen
Stabilitätspakt innerhalb der neu -
en Legislaturperiode wieder ein -
hält. Ziel ist eine „Neuverschul -
dung Null ab 2013“. Bayern wer -
de bereits 2006 demonstrieren,
wie dies funktioniert: „Wir spa-
ren und bauen Subventionen und
Finanzhilfen ab. Wir nehmen
niemanden beim Sparen aus. Wir
kürzen auch die Pensionsan -
sprüche und Übergangsgelder
der Bundesminister. Bayern hat
schon 2004 das Pensionsalter für

die Staatsminister angehoben!“ 
„Vorrang für Familien und

Kinder!“ ist ein weiterer Mark-
stein im CSU-Programm. Bei
der Steuer sollen die Grundfrei-
beträge auf 8.000 Euro je Kind
und Erwachsener erhöht werden.
Damit stellt die Partei unter
Berücksichtigung aller pauscha-
len Abzüge eine vierköpfige Fa-
milie bis zu einem Einkommen
von 38.200 Euro im Jahr ein-
kommensteuerfrei - 5.000 Euro
mehr als heute. Familien sollen
bei der Rente ab 2007 entlastet
werden. Sie bekommen eine mo-
natliche Beitragsermäßigung für
jedes neugeborene Kind von 50
Euro bis zum 12. Lebensjahr
(Kinderbonus). In der Kranken-
versicherung sind Kinder bei-
tragsfrei mitversichert. Die CSU
will darüber hinaus die Verein-
barkeit von Familie und Beruf
fördern. Dazu soll in den unions -
regierten Ländern die Kinderbe-
treuung weiter ausgebaut wer-
den. Schon heute belegten Studi-
en, dass Bayern Familien und
Kindern beste Lebensqualität
bietet.

Leere Sozialkassen

Die Sozialkassen sind leer, ho-
he Beitragssätze vernichten Ar-
beitsplätze. Immer weniger Bei-
tragszahler müssen immer mehr
Leistungen finanzieren. Ziel der
Christlich-Sozialen Union ist es,
Kranken-, Renten und Pflege-
versicherung zukunftsfest zu
machen und die private Vorsorge
zu stärken. Gerade ältere  Men-
schen müssten sich auf ihre so-
ziale Sicherung verlassen kön-
nen. Gefordert wird die Siche-
rung einer hochwertigen Ge-
sundheitsversorgung für alle, un-
abhängig von Alter und Einkom -
men. Vorgesehen ist, auf die so-
lidarische Gesundheitsprämie
umzustellen, d.h.: Für Versicher-
te mit niedrigem Einkommen
greift automatisch ein sozialer
Ausgleich. Niemand bezahlt bei
der Einführung mehr als bisher.
Die Pflegeversicherung soll mit
der Einführung einer Kapital-
deckung gestärkt werden. Auch
gilt: Häusliche Pflege vor sta-
tionärer Pflege. Ältere Men-
schen sollen in ihrer vertrauten
Umgebung leben können. 

Grundsätzlich gelte es, den
Föderalismus grundlegend zu re-
formieren und für eine klare
Aufgabenteilung zwischen Bund
und Ländern zu sorgen. Die
CSU setzt sich ein für „starke
Länder in einem starken
Deutschland“. DK
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lern gewachsen sind. Allein in
den vergangenen fünf Jahren be-
trug das Wachstum knapp 25 
Prozent. Inzwischen kommen 36
Prozent aller Aussteller am Mes-
seplatz Nürnberg aus dem Aus-
land. Bei den internationalen
Fachmessen der NürnbergMesse
sind es sogar 43 Prozent. Weite-
res Wachstumspotential sieht
Diederichs vor allem aus Mittel-
und Osteuropa sowie aus dem
asiatischen Raum. 

Potenzial noch 
lange nicht ausgeschöpft

Aber auch was die Messebe -
teiligung deutscher Unterneh -
men anbelangt, sieht Diederichs
Chancen: „Hier ist das Potenzial
noch lange nicht ausgeschöpft.“
Unterstützt wird er dabei von der
aktuellen TNS Emnid-Befra -
gung im Auftrag des AUMA
(Ausstellungs- und Messe-Aus-
schuss der deutschen Wirt -
schaft), die ein Potenzial von
über 35.000 Unternehmen iden -
tifiziert hat, die bisher nicht auf
Messen ausstellen. „Hier sind al -
le Messegesellschaften über die
jeweilige Projekt-Akquisition

Christa Stewens zum 60.:

Sozialministerin mit
Herz und Verstand
„Du bist eine Sozialministe-

rin mit Herz und Verstand, die
durch ihre ganz persönliche
Lebensgeschichte einen beson-
deren Zugang zu den sozialen
Themen gefunden hat.“ Mit
diesen Worten gratulierte der
Vorsitzende der CSU-Fraktion
im Bayerischen Landtag, Joa-
chim Herrmann, der bayeri-
schen Sozialministerin Christa
Stewens zu ihrem 60. Geburts-
tag am 27. August. Herrmann
attestierte Stewens, in den ver-

gangenen Jahren zahlreiche richtungsweisende Initiativen auf
den Weg gebracht zu haben. Dabei habe sie nicht nur eine Viel-
zahl guter Ideen gehabt, sondern diese auch mit „bewunderns -
werter Ausdauer und Hartnäckigkeit“ durchgesetzt.

Stewens habe quasi als lebendes Beispiel bewiesen, dass es
möglich ist, einem Spitzenberuf und auch den Ansprüchen einer
sehr großen Familie gerecht zu werden. Damit habe sie wesent-
lich dazu beigetragen, dass sich in der CSU ein flexibleres Rol-
lenbild der Frau durchgesetzt habe.

Am Prozess des Umdenkens mitgewirkt habe Stewens aber
auch bei der Suche nach einer neuen Balance zwischen Eigen-
verantwortung und kollektiver Absicherung. „Es ist nämlich kei-
ne ehrliche Nächstenliebe, wenn wir den Sozialstaat auf Pump
und damit auf Kosten unserer Kinder ausgebauen“, so Herrmann.

hinaus gefordert, gemeinsame
Konzepte zu entwickeln, um die-
ses Potential auszuschöpfen“,
warb Diederichs für eine über-
greifende Initiative.

Besonders starkes Halbjahr

Das Messejahr 2005 ist durch
das turnusgemäße Aussetzen der
beiden Herbst-Fachmessen
FachPack und BRAU Beviale
ein ungewöhnlich schwaches
Messejahr, zumal diese Konstel-
lation nur alle zwölf Jahre vor-
kommt. Erwartungsgemäß war
davon im ersten Halbjahr 2005
nichts zu spüren. Stattdessen
blickt die NürnbergMesse auf ei-
nes der stärksten Halbjahre in
der Unternehmensgeschichte,
liegen doch die Umsätze mit
rund 67 Millionen Euro leicht
über Plan. 

Insgesamt erwartet die Nürn-
bergMesse für das turnusgemäß
schwächere Geschäftsjahr 2005
rund 90 Millionen Euro Umsatz.
Zu diesem Umsatz werden ne-
ben den etablierten Messen und
Kongressen auch 17 Premieren,
darunter ein halbes Dutzend
Fachmessen, im zweiten Halb-
jahr ihren Beitrag leisten.       DK

Rekordergebnis für ...
Finanzen auf dem ...

Behörden kehren der Deutschen
Post AG bereits den Rücken

Zeitungsausträger sind zugleich Briefträger - In der Versorgung des flachen
Landes ist die gelbe Post nur bis Ende 2007 in der Pflicht 

Wenn Jürgen Baldewein bei Städten, Landratsämtern und Ge-
meinden anklopft, findet er offene Türen und neue Kunden.
ähnlich ergeht es ihm bei Firmen. Mit Feuereifer baut der junge
Chef der Logistic-Mail-Factory (LMF), Augsburg, einen priva-
ten Postservice auf. Für die Kommunen sei sein Service eine „in -
teressante Geschichte“. Bei ihren knappen Kassen und einem
umfangreichen eigenen täglichen Postauslauf rechne sich es, auf
die neuen Angebote einzugehen. Während bei der Deutschen
Post das Briefporto 55 Cts betrage, verlange die LMF von
Behörden 49 Cts, von Firmen, für die die Umsatzsteuer ein
durchlaufender Posten ist, 45 Cts plus Mehrwertsteuer. 

Wo monatlich mehrere tau -
send Briefe das Haus verlassen,
kommt eine ansehnliche Erspar -
nis heraus. Wichtiger noch sind
die neuen Herausforderungen für
Unternehmen wie die LMF ab
dem 1. Januar 2008. Von diesem
Tag an ist die Deutsche Post AG
von der politischen Verpflich -
tung entbunden, flächendeckend
Briefmarken zu verkaufen, Post -
karten, Briefe, Pakete, Waren-
und Büchersendungen anzuneh -
men und zuzustellen. 

Das vormalige Staatsunter -
nehmen hat längst schon den
Rückzug eingeläutet. Seit 1995
h a t
sie ihr Filialnetz bundesweit um
3.952 auf 13.019 Außenstellen
ausgelichtet. Das dürfte nicht das
letzte Wort sein. 

Verbund mit einem 
Zeitungsverlag

Im Feuer steht nun die Frage,
wie künftig die Bevölkerung des
flachen Landes postalisch ver -
sorgt wird, besonders aktuell für
Bayern mit seiner dörflichen
Struktur. Immerhin, Unterneh -
men wie die Augsburger LMF
lassen auf eine ausreichende
Versorgung hoffen. Der „Er-
folgsfaktor“ seiner LMF, so Bal -
dewein , sei der Verbund mit ei -
nem Zeitungsverlag, in seinem
Fall mit der Augsburger Allge -
meinen und ihren Heimatausga-
ben. Ein ähnliches unternehme -
risches Wagnis sind Verlage in
Regensburg, Bamberg und
Würzburg eingegangen. Die Zei -
tungszusteller sind landauf, lan -
dab offenbar gerne bereit, gegen
ein zusätzliches Salär auch in die
Rolle des Briefträgers zu schlüp -
fen. Die von der Augsburger
Zentrale mit dem Kraftwagen
bei den Kunden bis 19 Uhr ein -
gesammelte Post wird am näch -

sten Morgen mit der Zeitung in
den Hausbriefkasten des Adres-
saten gesteckt. Die nebenamtli-
chen Briefträger haben etwas
zeitlichen Spielraum, müssen je-
doch bis zur Mittagsstunde die
Zustellung abgeschlossen haben. 

Landratsämter als Kunden

Baldewein zählt zu seinem ak-

quirierten Kundenstamm Land -
rats- und Finanzämter in Schwa-
ben und Oberbayern. Sein Fazit:
Ein lohnendes Geschäft für jede
Behörde. In Bayern dienen sich
so bereits zehn Unternehmen an,
die Mehrzahl wie gesagt an Zei -
tungsverlage gebunden. 

Zufrieden ist der Augsburger
Mann, im dritten Jahr nach dem
Start bereits schwarze Zahlen zu
schreiben, obwohl die maschi -
nelle Ausstattung eine sechsstel -
lige Investition erfordert hatte.
180 Mitarbeiter, in der Regel
Teilzeitbeschäftigte, sind heute
mit dem Sortieren und Zustellen
der täglich bis zu 50.000 Briefe
bzw. Sendungen bis zu 1.000
Gramm eingesetzt. Bis auf
200.000 möchte Baldewein ger -
ne kommen. In Augsburg mit 
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seiner Universität und Fach -
hochschule sind Studenten gerne
bereit, sich an den Sortierma -
schinen ein Zubrot zu verdienen.
Paketsendungen stehen nicht auf
dem Programm. Das haben bun -
desweit andere Firmen wie der
DPD oder die US-amerikanische
UPS übernommen. 

Der private Postkunde
ein Problem 

Mit dem Blick auf 2008 wird
derzeit in Augsburg durchge -
rechnet, wie der Service auch pri -
vaten Haushalten angeboten wer -
den könnte. Ob das ohne staatli -
che Beihilfe zu verkraften wäre,
bleibt abzuwarten. 

Die Deutsche Post AG hat zu
ihrem 10jährigen Bestehen in
München-Riem eine Sonderaus-
stellung eingerichtet. Hier findet
der Besucher u.a. die illustrierte
Broschüre „Mit der Post für’s
Land“. Walter Maschke, Leiter
des Zentralbereichs Regulie -
rungsmanagement, und Lothar
Rogg, Sprecher der Geschäfts-
führung „Deutsche Post Retail
GmbH“, sprechen hier die „Ex -
klusivlizenz“ zu Universaldienst -
leistungen auch auf dem flachen
Landes an, wie sie ihrem Unter -
nehmen von der Politik verordnet
worden ist - wie gesagt mit dem
Verfallsdatum 31.21.2007. Sie

heben die geringe Wirtschaftlich-
keit der Versorgung der ländli-
chen Bevölkerung hervor. Mit
den etwa 2.000 größeren Filialen
decke die gelbe Post 70 Prozent
der gesamten Kundennachfrage
ab. Im Gegensatz dazu kämen
die 4.000 kleinsten Filialen mit
eigenem Personal nicht einmal
auf zwei Prozent.

Ab 2008 gilt dann auch nicht
mehr die politische Vorgabe, in
allen Landkreisen mit mindes-
tens 80 Quadratkilometern Flä-
che eine Postfiliale vorzuhalten.
Im Übrigen verweisen die bei-
den Postmanager auf die zuneh-
mende Nutzung elektronischer
Medien sowie auf die Mobilität
der Postkunden auch in ländli-
chen Bereichen. Über die Hälfte
der Bevölkerung würde ja ledig-
lich alle zwei bis drei Monate
oder seltener eine Postfiliale auf-
suchen. 

Im bayerischen Wirtschaftsmi-
nisterium, für die Postversorgung
mit zuständig, wird die Verant-
wortung nach Berlin weitergege-
ben. Ggf. sei es Sache des Bun-
desrates, sich einzuschalten, falls
es Versorgungslücken geben soll-
te. Aus Sicht der Staatsregierung,
so der Sachbearbeiter im Hause
von Minister Wiesheu, müsse ei-
ne flächendeckende Versorgung
auf hohem Niveau so weit mög-
lich marktwirtschaftlich organi-
siert garantiert sein. Man warte
jetzt erst einmal die weitere Ent-

Behörden kehren der ...

BayernLB:

Bundesweite Expansion
Bisher bestes Halbjahresergebnis erwirtschaftet

München. Die bayerische Landesbank ist mit der Geschäftsentwicklung in den ersten sechs Mo-
naten 2005 „sehr zufrieden“. Wie Vorstandschef Werner
Schmidt vor der Presse in München berichtete, erreichte das In-
stitut mit 596 Millionen Euro das beste operative Halbjahreser-
gebnis seiner Geschichte. Der Anstieg von fast 50 Prozent ist auf
eine deutliche Reduzierung der Risikovorsorge und Bewer-
tungsmaßnahmen zurückzuführen. Der Jahresüberschuss be-
trug zur Jahresmitte 334 Millionen Euro nach anteilig 49 Millio-
nen Euro im Vorjahr. Für das gesamte Jahr sollte die Bank nach
Schmidt mindestens eine Milliarde Euro verdienen. Beim Jah -
resüberschuss liegt das Ziel bei mehr als 500 Millionen Euro.

Die Geschäftszahlen unter -
mauern und dokumentieren nach
Schmidt, dass die Transformati -
on des Geschäftsmodells der
Bank gelungen ist. Die Bayern-
LB sei nach einer schwierigen
Umbauphase, unter anderem mit
umfangreichen Bereinigungen
des Kredit- und Beteiligungs-
portfolios, nunmehr wieder voll
auf ihre Markt- und Kundenakti -

vität konzentriert. Sie wolle künf-
tig verstärkt bundesweit expan-
dieren, um in dem zunehmenden
Wettbewerb unter den Landes-
banken zu bestehen. Das Institut
müsse noch stärker in die Verän-
derungen in der Bankenwelt ein-
greifen. Zwar strebe, so Schmidt,
die BayernLB die Übernahme ei-
ner anderen Landesbank nicht an,
Fusionen an sich brächten keinen

Mehrwert. Es könne aber zu einer
Situation kommen, in der es dar -
um gehe, zu fressen oder gefres-
sen zu werden - „die BayernLB
frisst lieber“.

Die Konzernbilanzsumme ist
um 7,8 Prozent auf 359 Milliar -
den Euro gewachsen. Gestiegen
sind sowohl die Interbankenver -
bindlichkeiten als auch die Kun -
deneinlagen (um 6,3 Prozent auf
74,8 Milliarden Euro), die die po -
sitive Bonitätseinschätzung der
Bank durch die Kunden wieder -
geben. Der Bestand an verbrief -
ten Verbindlichkeiten erhöhte
sich seit Jahresultimo um 12,7
Milliarden auf 116,5 Milliarden
Euro. Die Forderungen an Kre -
ditinstitute stiegen um 6,5 Milli -
arden auf 131,2 Milliarden Euro.

Die Verwaltungsaufwendun -
gen werden mit 663 Millionen
Euro ausgewiesen. Die Steige -
rung um 68 Millionen Euro re -
sultiert insbesondere aus Ein -
maleffekten im Rahmen der not -
wendigen Realisierung von IT-
Großprojekten, die sich auch aus
gesetzlichen Vorgaben ergeben.
Daneben wird die Zusammenar -
beit mit den bayerischen Spar -
kassen im Rahmen des Projektes
ITBayern realisiert.

Marktanteil in Bayern 

Nach Konzern-Chef Schmidt
will die BayernLB außer in der
Bundesrepublik auch in Osteuro -
pa weiter expandieren. Etwa
durch den Ausbau der ungari -
schen Tochter MKB, auch
Zukäufe seien denkbar. Eine wei -
tere Chance sieht Schmidt offen -
bar auch in der Übernahme der
HypoVereinsbank durch die itali -
enische Unicredit. „Die Bayern -
LB bleibt bayerisch, der Kunde
muss entscheiden, wo er das bes-
sere Angebot findet“. Dabei biete
sich die Chance, den Marktanteil
in Bayern zu erhöhen. Für die
Expansion sieht Schmidt seine
Bank in einer guten Ausgangs-
position. Zumal außerordentli -
che Belastungen wie in 2004
durch die Rückstellungen zur
Zahlung von 320 Millionen Euro
an den Freistaat Bayern im Rah -
men des EU-Beihilfeverfahrens
sowie weitere Restrukturie -
rungsaufwendungen nicht zu er -
warten sind. E. Scholl

Starker Partner der Kommunen
Versicherungskammer Bayern bietet Versicherungen aus einer Hand 

sowie umfangreiche Serviceleistungen
Kommunen brauchen einen individuellen Versicherungsschutz.
Diese Feststellung mag lapidar klingen. Schließlich möchte jeder,
also auch Privatkunden, Firmen und andere Institutionen einen
Versicherungsschutz, der auf die eigenen Bedürfnisse exakt zuge-
schnitten ist. Bei genauerem Hinsehen besteht nun aber doch ein
Unterschied: Kommunalversicherung ist in hohem Maße Spezi-
alversicherung. Denn den Kommunen obliegen kraft Gesetzes be-
sondere Aufgaben - solche, die von den Versicherungsbedürfnis-
sen anderer Versicherungsnehmer abweichen. Es sind Aufgaben,
die ganz spezielle und vielfältige Risiken nach sich ziehen. 

Hierfür einen umfassenden
Versicherungsschutz zur Verfü-
gung zu stellen, hat sich die Ver -
sicherungskammer Bayern auf
die Fahne geschrieben. Und dies
bereits seit 85 Jahren! 

Maßgeschneiderte 
Kommunalversicherungen

Die Versicherungskammer
Bayern bietet alle Kommunal-
versicherungen aus einer Hand.
Besonderes Augenmerk liegt dar -
auf, auf neue Bedürfnisse schnell
und zuverlässig mit maßge -
schneiderten Lösungen zu reagie-
ren. Hierfür stehen Experten in
engem Austausch mit den kom-
munalen Spitzen- und Fachver -
bänden. Ein solcher Austausch
findet natürlich auch direkt mit
den Kunden statt. Seit mehr als
40 Jahren berät und unterstützt sie

ein eigener Betreuungsdienst vor
Ort. Durch seine jahrzehntelange
Praxis und ständige Fort- und
Weiterbildung ist er mit dem
kommunalen Aufgabenbereich
und den hieraus entstehenden Ri-
siken bestens vertraut.

Aktive Unterstützung 
der Feuerwehren

Die Versicherungskammer
Bayern will ihren Kunden aber
noch mehr bieten als einen um -
fassenden und maßgeschneider-
ten Versicherungsschutz: Es sind
Serviceleistungen, die eine echte
Partnerschaft erst begründen. So
sind Kommunen nach dem Feu-
erwehrgesetz verpflichtet, ge-
meindliche Feuerwehren aufzu-
stellen, auszurüsten und zu un-
terhalten. 

An diesem Punkt setzt die Ver-

sicherungskammer Bayern an.
Sie unterstützt mit umfangrei -
chen Sponsoringmaßnahmen die
bayerischen Feuerwehren beim
vorbeugenden Brandschutz, bei
der Brandschutzerziehung sowie
der Aufklärung. 

Sponsoring für 
vorbeugenden Brandschutz

In mehr als jährlich 100 Live-
Aktionen werden die Bürger mit
einem sogenannten Brand -
schutz-Infomobil darüber infor-
miert, wie man kleine Brände
richtig löscht. Ergänzend hierzu
unterstützt die Versicherungs-
kammer Bayern die Brand -
schutzerziehung in Kindergärten
und Schulen. Ein weiterer
Schwerpunkt liegt in der Ausbil -
dung und technischen Ausrü-
stung von Feuerwehrleuten. Alle
71 bayerischen Landkreise und
25 kreisfreie Städte werden mit
hochwertigen Wärmebildkame -
ras ausgestattet. Sie ermöglichen
das Aufspüren versteckter Brand-
herde, Personen oder Objekte
speziell in dichtem Rauch, bei
Nacht oder Nebel. Als neuestes
Projekt wurde in Zusammenar -
beit mit dem Landesfeuerwehr-

verband Bayern e.V. ein so ge-
nannter Flash-Over-Trainings-
container entwickelt. In Trai-
ningseinheiten mit realistischen
Bränden lernt der teilnehmende
Feuerwehrmann richtiges Ver-
halten und den gezielten Einsatz
des Löschmittels Wasser. Mit
diesen praxisnahen Erfahrungen
können im Ernstfall Sachschä-
den erheblich minimiert werden.

Mit WIND Risiken 
erkennen und begrenzen

Die Pilotphase bei ausgewähl-
ten bayerischen und pfälzischen
Kommunen und Feuerwehren ist

nun abgeschlossen, am Ende wa-
ren alle begeistert und überzeugt.
Die Rede ist vom  neuen und in-
novativen Service WIND (weat-
her information on demand) -
dem Unwetterfrühwarnsystem,
das die Versicherungskammer
Bayern exklusiv den bayerischen
und pfälzischen Kommunen an-
bietet. WIND ergänzt die Viel-
zahl an bewährten Servicelei-
stungen um ein weiteres attrakti-
ves Angebot. 

Das Unwetterfrühwarnsystem
liefert individuell, örtlich und

Ein technischer Defekt war Brandursache an diesem Kinder-
gartengebäude. Der Schaden belief sich auf 3,25 Mio. Euro. rr

zeitlich exakt Unwetter-Progno -
sen per SMS, E-Mail oder Fax.
So können rechtzeitig Vorkeh -
rungen getroffen werden, um
Unwetterschäden zu vermeiden
bzw. zu minimieren. Damit stei -
gert WIND die Leistungsfähig -
keit des Katastrophenschutzes.
Präzise Wettermeldungen ver -
bessern die Planung und Organi -
sation wetterabhängiger Dienste,
beispielsweise die Räum- und
Winterdienste der Kommunen
genauso wie die Leistungen der
Feuerwehren.

Rechtzeitige Vorbereitungen

Dies bestätigt Jochen Gawen -
da, Leiter der Feuerwehreinsatz-
zentrale des Landkreises Neu-
Ulm: „Die Unwetterwarnungen
ermöglichen uns, bereits vor
dem Ereignis Vorbereitungen zu
treffen. So werden in der Notruf-
annahme zusätzliche Plätze be -
setzt, um alle Hilfeersuchen zeit -
nah entgegenzunehmen. Durch
die Information über Fax und
Mobiltelefon werden örtliche

Führungskräfte und überregio-
nale Entscheidungsträger be-
nachrichtigt, die ihrerseits Ein-
satzkräfte bündeln und gezielt
einsetzen können. Zusammen-
fassend wirken sich diese Infor-
mationen positiv auf den gere-
gelten Einsatzablauf aller Hilfs -
organisationen aus.“ Ein durch-
wegs positives Fazit zieht auch
das Landratsamt Cham, das das
Unwetterfrühwarnsystem WIND
bereits seit einem Jahr aktiv
nutzt. Theo Zellner, Landrat und
Präsident des Bayerischen Land-
kreistages, lobt das breite Spek-
trum der Verteilung der Unwet-
terwarnungen (Warnungen zu
voreingestellten Zeiten auf E-
Mail, Fax, SMS), das eine jeder-
zeitige Information über die je-
weilige Unwettersituation er-
mögliche. Die Nachrichten seien
bisher stets zeitnah übertragen
worden. Zellner: „Es bleibt zu
hoffen, dass nach unseren positi-
ven Erfahrungen viele Gemein-
den das Unwetterfrühwarnsy-
stem WIND der Versiche-

(Fortsetzung nächste Seite)
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rungskammer Bayern als zusätzli-
che Informationsquelle für Unwet-
terwarnungen nutzen werden.“

Wertvolle und attraktive Ser-
viceleistungen bietet die Versi-
cherungskammer Bayern ihren
kommunalen Kunden auch in
den Bereichen Information und
Kommunikation. Wer mit Kun-
den und Geschäftspartnern zu
tun hat, weiß, dass Kundenda-
ten-, Vertragsdatenänderungen
oder Neubestellungen von For-
mularen und Anträgen oft wert-
volle Zeit kosten. Deshalb hat
die Versicherungskammer Bay-
ern für ihre kommunalen Kun-
den eine passwortgeschützte In-
ternetplattform eingeführt. Das
sogenannte Extranet schafft eine
schnelle, praktikable und vor al-
lem geschäftsprozessorientierte
Kommunikation.

Zahlreiche Beratungen

Wie lassen sich Risiken mini-
mieren? Was muss ich hierfür
wissen? Und welche Maßnah-
men sind zu ergreifen? Um sol-
che und weitere Fragen und
natürlich sachkundigen Antwor-
ten rund um das Thema Scha-
denprävention geht es bei den
zahlreichen Beratungen, Veran-
staltungen und Schulungen von

versierten Experten der Versi -
cherungskammer Bayern. Sie
klären darüber auf, wie Risiken
in den Bereichen Brandschutz,
Einbruch und Diebstahl, Um-
welt, Überschwemmung und
Leitungswasser minimiert wer -
den können. Um Risikovermei -
dung geht es auch im Risk-Ma-
nagement für Krankenhäuser.

Schadenprävention

Ein professionelles Instrumen -
tarium zur Schadenprävention in
allen haftungsrelevanten Berei -
chen stellt die Versicherungs-
kammer Bayern Krankenhäu -
sern mit dem Service der Medi -
Risk Bayern Risk Management
GmbH zur Verfügung. Die Me-
diRisk umfaßt ein unabhängiges
Expertenteam aus Juristen, Me-
dizinern und Organisationsfach -
leuten. Sie unterstützen Ärzte,
Pflegekräfte sowie Verwaltungs-
und Geschäftsleitungen, um vor -
handene Haftungs- und Scha -
denquellen zu ermitteln, Ursa -
chen bereits eingetretener Scha-
denquellen zu analysieren und
konkrete Vorschläge zur Risiko -
vermeidung zu erarbeiten.

Ziel: Risikominimierung 

Das vielschichtige und weit -

Starker Partner der ...

Kommunalfinanzierung 
in Zeiten knapper Kassen

Neue Finanzierungsalternativen durch öffentlich-private Partnerschaften
Bau, Betrieb und Unterhalt von Schulen, kommunalen
Schwimmbädern, Brücken und Straßen oder Ver- und Ent-
sorgungsanlagen werden für die öffentliche Hand angesichts
angespannter Haushalte zur Herausforderung. PPP-Modelle
sind ein Ausweg.

Ein 16 Millionen Euro teurer
Schulneubau in Frechen-Hab -
belrath westlich von Köln ist ein
Modell, wie die öffentliche Hand
trotz knapper Kassen gemein -
sam mit privaten Partnern teure
Infrastrukturprojekte realisieren
kann. Die Full Service-Lösung
für den Neubau der Paul-Krae -
mer-Schule und der Dreifach-
sporthalle des Nell-Breuning-
Berufskollegs erspart dem
Rhein-Erft-Kreis künftig jährlich
300.000 Euro.

Der Landkreis ist der erste in
Nordrhein-Westfalen, der einen
Schulneubau in Public-Privat-
Partnership (PPP) errichtet. Das
Land fördert das Vorhaben als
Pilotprojekt. Nordrhein-Westfa -
len hat bei der Suche nach neuen
Wegen der Kommunalfinanzie -
rung eine bundesweite Vorreiter -
funktion. Unter Regie des Fi-
nanzministeriums arbeitet dort
eine PPP-Task-Force, die Kom-
munen berät. Das Land gehört
der bundesweiten Initiative Pu-
blic Private Partnership im
Hochbau an.

Pioniercharakter

Der Schulneubau hat auch für

Deutschland Pioniercharakter:
Erstmals wird hierzulande eine
Sonderschule für geistig und
körperlich behinderte Kinder in
einer so weitgehenden öffent-
lich-privaten Partnerschaft reali-
siert: Private Partner sind nicht
nur für Finanzierung, Planung
und Bau von Sonderschule und
Sporthalle verantwortlich. Sie
wurden darüber hinaus 25 Jahre
lang auch mit Bewirtschaftung
und Unterhalt beauftragt. Partner
des Rhein-Erft-Kreises ist die

sche Kontrolle. Bei erfolgrei -
chen PPP-Projekten werden im
Vergleich zu Bauten in Eigenre-
gie der öffentlichen Hand Ein-
sparungen bis zu 25 Prozent er -
reicht.

PPP-Projektvertrag

Ziele, Leistungen und Bedin -
gungen der Zusammenarbeit
werden üblicherweise in einem
PPP-Projektvertrag vereinbart.
Vertragspartner ist meist eine
Projektgesellschaft, die für die
Finanzierung verantwortlich ist
und die Leistungen an Architek -
ten, Bauunternehmen, Fachinge-
nieure oder Betreiber vergibt.

PPP wird in unterschiedlichen
Formen praktiziert. Sie unter -
scheiden sich vor allem in der
Eigentümerstellung: Wer ist
während der PPP-Vertragslauf-
zeit wirtschaftlicher und zivil -
rechtlicher Eigentümer des Ob-
jektes und wer danach?
l Beim Erwerber- und beim In -
habermodell steht schon zum
Zeitpunkt des Vertragsabschlus-
ses mit Preis und Termin fest,
dass das Objekt nach Vertragsen -
de von der öffentlichen Hand er -
worben wird. Diese Modelle eig -
nen sich beispielsweise für Pla -
nung, Bau und Betrieb eines
Schulgebäudes, das zwangsläu -
fig ins Eigentum der öffentlichen
Hand gehört.
l Anders geartet sind Leasing-
oder Vermietungsmodelle. Sie
halten eine spätere Verfügung
über das Eigentum entweder als
Ankaufsrecht oder als Vorkaufs-
recht offen. Die öffentliche Hand
kann nach Vertragsende das Ob -
jekt entweder weiter mieten, aus-
ziehen oder es zum Marktwert er -
werben. Das eignet sich z.B. für
Brücken- oder Straßenbaufinan -
zierungen auf der Basis von Kon -
zessions- oder Mautmodellen.

Bisher wird Public Private
Partnership bundesweit nur in
Pilotprojekten umgesetzt. Drin -
gend erforderlich wäre es, Public
Private Partnership auf Bundes-
und Länderebene zu institutiona-
lisieren und Möglichkeiten, An-
wendungen und Umsetzungs-
richtlinien von PPP-Modellen
für die öffentlichen Haushalte zu
definieren und entsprechend zu
publizieren.

Herausforderung 
für die Privatwirtschaft

Auch die Privatwirtschaft
muss sich den neuen Anforde -
rungen von PPP-Modellen stel -
len. Insbesondere die Instandhal -
tungs- und Betreiberrisiken so-
wie deren Absicherung über

enorm lange Vertragslaufzeiten,
die bei diesen Geschäftsmodel-
len üblich sind, stellen eine Her-
ausforderung für Bauunterneh-
men, Betreiber und Banken dar.
Daraus ergibt sich die Gefahr,
dass der Mittelstand, der nicht
über das entsprechende Eigenka-

Kapitalanlage für Kommunen:

Sicher, liquide und rentabel
Die aktuelle Finanzkrise vieler Städte und Ge -
meinden ist hinlänglich bekannt: während die
Gewerbesteuereinnahmen zurückgehen, stei -
gen gleichzeitig die finanziellen Verpflichtun-
gen. Auch deshalb haben Kommunen in den
letzten Jahren mehr Vermögen verkauft und
Aufgaben privatisiert als je zuvor. Statt die
Erträge aber sofort wieder zu investieren,
könnte dieses Kapital noch effizienter als bis-
her langfristig für kommunale Aufgaben ge -
nutzt werden. Doch hier stecken viele Kom -
munen in einem Dilemma. Einerseits sind sie
auf eine ertragreiche Vermögensanlage ange -
wiesen, andererseits dürfen sie aber die Anla -
gesicherheit nicht gefährden. 

Denn bei der Anlage des Kapitals unterliegen
Kommunen den restriktiven gesetzlichen Aufla -
gen der Gemeindehaushaltsverordnungen. Hier
werden vor allem die Aspekte Sicherheit und Li -
quidität besonders groß geschrieben. Und so dis-
ponieren viele Kämmerer die freien Mittel auf
Termingeldkonten. Der Wermutstropfen: Ter -
mingelder werfen bei den aktuellen niedrigen
Kapitalmarktrenditen nur relativ geringe Erträge
ab. Obwohl historische Vergleiche zeigen, dass
andere Anlageformen auf längere Sicht betrach -
tet deutlich höhere Erträge erzielen als dies fest -
verzinsliche Wertpapiere oder Termingelder
könnten, spielen sie bei der Kapitalanlage von
Städten und Gemeinden bislang eine nur sehr un -
tergeordnete Rolle. Dies liegt vor allem natürlich
daran, dass das Risikobewusstsein und das The -
ma Risikokontrolle so präsent sind wie nie zuvor.

Risiken kontrollieren

Nach wie vor gilt es also, trotz sinkender Erträ -
ge an den Kapitalmärkten möglichst hohe Erträ -
ge mit klar begrenzten Risiken zu erwirtschaften,
um auch weiterhin die kommunalen Aufgaben
wirksam erfüllen zu können. In den letzten drei -
durchaus schwierigen - Kapitalmarktjahren hat
der InstitutionalBalancePlus der Union Invest -
ment auf den Zielkonflikt zwischen langfristiger
Ertragssteigerung und kurzfristigem Risiko eine
erfolgreiche Antwort geben können: Nach Kos-
ten konnte er 2003 in seinem ersten Jahr erfreuli -
che 4,10 Prozent und auch im Jahr 2004 trotz des
schwierigen Umfeldes 4,08 Prozent erwirtschaf -
ten. Das waren immerhin zwei Prozent mehr, als
man am Geldmarkt hätte erzielen können. Im
laufenden Jahr 2005 konnte der InstitutionalBa -
lancePlus bereits in der ersten Hälfte mit bisher
erzielten 4,08 Prozent an diese positive Entwick -
lung anknüpfen. Mit eindrucksvollen 13 Prozent
Rendite seit seiner Auflegung (per 30.07.2005)

zeigt sich also, wie sich auch mit wenig Risiko
beachtliche Erträge erzielen lassen. 

Chancen nutzen

Das Erfolgs-Konzept dieses Fonds ist denkbar
einfach: Auf Basis einer dynamischen Wertsiche -
rungsstrategie gelingt es nämlich, die Kontrolle
des kurzfristigen Risikos in den Vordergrund zu
stellen, ohne die langfristigen Wertentwick -
lungschancen zu vernachlässigen. Über eine sys-
tematische Kombination risikoarmer Anlagen
mit chancenreichen europäischen Aktien und
langlaufenden europäischen Renten ist es dem
Fonds möglich, bei sich positiv entwickelnden
Märkten der Aufwärtsbewegung zu folgen. Bei
einer negativen Marktentwicklung hingegen si -
chert das Wertsicherungskonzept gegen Vermö-
gensverlust. Damit ist gewährleistet, dass die
Vermögenssubstanz des Fonds auf Kalenderjah -
resbasis mindestens erhalten bleibt und zugleich
bei kontrolliertem Risiko angemessene, regel -
mäßige und gut kalkulierbare Erträge erzielt. 

Gleichzeitig ist es mit dem InstitutionalBalan -
cePlus gelungen, sich konkret an den Zielen von
Kommunen auszurichten und ihren besonderen
Anforderungen gerecht zu werden. Schließlich
legt das Anlagekonzept besonderes Augenmerk
auf den Aspekt der Sicherheit und erwirbt daher
nicht nur Wertpapiere gemäß Anlageverordnung
zum Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) - und
ist somit deckungsstockfähig - , sondern beachtet
sogar auch die strengen Anlagerestriktionen der
Gemeindehaushaltsverordnungen. 

Sicher, liquide und rentabel

Neben dem günstigen Chance-Risiko-Profil
des InstitutionalBalancePlus bietet die Fondslö -
sung weitere Vorteile: Die Fondsanteile können
in der Regel börsentäglich verkauft werden, so-
dass sich Liquiditätsvorgaben leicht erfüllen las-
sen. Zudem können die Wertpapiere oder Fremd-
währungsanlagen entsprechend den gesetzlichen
Restriktionen individuell zusammengestellt wer -
den. Vor dem Hintergrund enger rechtlicher
Spielräume und spezifischer Bedürfnisse emp-
fiehlt sich der InstitutionalBalancePlus als attrak -
tive Anlagealternative für Kommunen. 

In diesen Wochen ergehen in Zusammenarbeit
mit den bayerischen Volks- und Raiffeisenban -
ken Einladungen zu zahlreichen Informations-
veranstaltungen für kommunale Entscheidungs-
träger - so genannten Bürgermeisterfrühstücken.
Die Termine können erfragt werden bei: Union
Investment 069 - 2567 - 2865. r

reichende Aufgaben- und Tätig-
keitsfeld der Kommunen und
kommunaler Unternehmen birgt
eine Vielzahl unterschiedlicher
Risiken; man denke nur an Be-
reiche wie Bauleitplanung, Ver-
kehrssicherungspflicht, Energie-
versorgung, Krankenhaus und
Umweltschutz. Neben mögli-
chen Schadenersatzforderungen
von Seiten Dritter ist auch die
Absicherung eigener Vermö-
genswerte - Gebäude, technische
Anlagen, Fuhrpark etc. - ein
wichtiges Thema. Vor diesem
Hintergrund wird schnell deut-
lich, wie notwendig guter und
umfassender Versicherungs -
schutz für Kommunen und ihre
Einrichtungen ist.

Letztlich darf aber nicht außer
Acht gelassen werden, dass der
Preis für diesen Versicherungs -
schutz auch von den dahinter
stehenden Risiken bestimmt
wird. Gemeinsames Ziel sollte
daher immer die Minimierung
dieses Risikos sein.

Weitergehende Informationen
zu allen beschriebenen Themen
veröffentlichte die Versiche-
rungskammer Bayern in ihrer
neuen Broschüre für Kommunen
„Die Versicherungskammer
Bayern - Ihr kompetenter Partner
vor Ort“, die bereits an die Kom -
munen verteilt wurde. r

pital und eine ausreichende Bo -
nität verfügt, von PPP-Modellen
weitgehend ausgeschlossen
wird. Aber bei entsprechenden
Anstrengungen beider Seiten
könnte Public Private Partners-
hip für den Bau zu einem
Wachstumsmotor werden.

Weitere Informationen: Olaf
Grübler, Mitglied der Geschäfts-
führung, SüdLeasing GmbH Au-
gustaanlage 33, 68165 Mann-
heim Telefon: (0621) 428-2700;
Internet: www.suedleasing.de;
eMail: sli.mannheim@suedlea-
sing.de . r

VICO Grundstücksverwaltungs -
gesellschaft mbH, eine eigens
gegründete Projektgesellschaft.
Ihr gehören als Bietergemein-
schaft an: die Bauunternehmung
Müller-Altvatter aus Stuttgart,
Wayss und Freytag aus Frankfurt
und die Lufthansa Gebäudema-
nagement GmbH sowie die Süd-
Leasing GmbH.

Einsparungen 
bis zu 25 Prozent

Als Sammelbezeichnung cha-
rakterisiert PPP vielfältige For-
men der vertraglich geregelten
Kooperation mit der Privatwirt-
schaft bei Bauvorhaben von
Bund Ländern oder Kommunen.
Private Partner verantworten in
der Regel Planung, Bau und Fi-
nanzierung sowie Betrieb und
gegebenenfalls die Verwertung
der Immobilie. Zu den Aufgaben
der öffentlichen Hand zählen ne-
ben einer Verfahrensbeschleuni-
gung die Schaffung von Pla-
nungsrecht, die Herstellung poli-
tischer und öffentlicher Akzep-
tanz sowie die Akquisition öf-
fentlicher Fördermittel und de-
ren Transfer an die Projektbetei-
ligten. Der Vorteil für Kommu-
nen: Sie entlasten ihren Haushalt
und behalten trotzdem die politi-

Zweitwohnungssteuer
keine „willkürliche 

Finanzierungsquelle“
Der Fraktionsvorsitzende

der CSU im Bayerischen
Landtag, Joachim Herrmann,
hat Bayerns Kommunen dazu
aufgefordert, das Instrument
der Besteuerung von Zweit -
wohnsitzen „mit Augenmaß“
einzusetzen. „Die Eigentü-
mer oder Mieter einer Zweit -
wohnung sind ohnehin schon
über die Grundsteuer erheb -
lich an der Finanzierung der
Infrastruktur einer Kommune
beteiligt. Die Zweitwoh-
nungssteuer kann nur dazu
dienen, den Mehraufwand
der Kommunen für die
Wohnsitze der „Teilzeitbür-
ger“ zu decken. „Die Kom -
munen müssen aufpassen,
dass sie sich mit einer über-
zogenen Besteuerung nicht
ins eigene Knie schießen.
Niemandem ist gedient,
wenn die Gäste dann weg -
bleiben.“ Der Landtag habe
sich keineswegs für Zweit -
wohnungssteuern ausgespro-
chen, sondern lediglich deren
Verbot aufgehoben.              r
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Beste Resonanz fand das Kommunalforum der Sparkasse. Im Bild von links Gerd Marxreiter
von „Bayerngrund“, Hans Götz, Vorstandsmitglied der Sparkasse, Volker Firchau, Leiter Port -
folio-Management der Bayerischen Landesbank, Vorstandsvorsitzender Thomas Schwarzbau-
er, Vorstandsmitglied Hans Tomani, Joachim von Rotenhan, Geschäftsführer des Maschinen-
und Betriebshilfsringes, Michael Gammel, Geschäftsführer der Gammel Engineering GmbH.    rr

Kommunalforum der 
Sparkasse Schrobenhausen

Mit ihrem „Kommunalforum“ hat die Schrobenhausener
Sparkasse in den vergangenen Jahren eine Einrichtung geschaf-
fen, die für Städte und Gemeinden aktuelle Finanz-Informatio-
nen aufbereitet. Gerade in Zeiten äußerst angespannter Haus-
halte gibt dieses Forum Anregungen, wie Investitionen günstig
finanziert werden können und welche zukunftsträchtigen Inve-
stitionen rentierlich und wirtschaftlich sinnvoll sind. Eingeladen
werden regelmäßig die Bürgermeister aus dem Geschäftsgebiet,
die Mandatsträger der Gemeindegremien und des Kreistages so-
wie die Amtsleiter und Kämmerer der Verwaltungen. Die Reso-
nanz ist hervorragend. 

Zuletzt konnten Vorstandsvor-
sitzender Thomas Schwarzbauer
und seine Vorstandskollegen
Hans Götz und Hans Tomani
Referenten vorstellen, die erst
den Blick auf die Zinsentwick -
lung freigaben, dann moderne
Finanzierungsmodelle für öf-
fentliche Investitionen aufzeig -
ten. Dieses Mal ging es um ein

heißes Thema, das derzeit wie-
der bei jedem einzelnen und
auch bei der öffentlichen Hand
oberste Priorität hat: die Energie-
preise. 

Kapitalmärkte

„Die Entwicklung der Kapital-
märkte und Zinsprognosen und

mögliche Auswirkungen auf
kommunale Finanzen“ behan -
delte Volker Firchau, Lei-
ter Portfolio-Management der
Bayerischen Landesbank. Firch-
au erklärte, inwieweit Prognosen
möglich sind und unter welchen
Parametern die Aussagen ge -
macht werden. Die Richtgrößen
kämen aus den USA. Die USA
seien nun einmal der größte
Wirtschaftsraum und die dort an -
gestoßenen Entwicklungen hät -
ten Auswirkung auf die Welt, be-
sonders den europäischen Wirt -
schaftsraum. 

Firchau sieht „eine langsame -
re Gangart des Aufschwungs in
den USA“, jedoch kein abrup-
tes Ende oder gar eine Rezes-
sion. Dieses Resümee deutet

auch auf leicht steigende Zinsen.
Wie sich kommunale Investi-

tionen haushaltsneutral gestalten
lassen, erläuterte Gerd Marxrei-
ter, Repräsentant der Bayern-
grund, einem Tochter-Unterneh-
men der Bayerischen Landes-
bank. Die Bayerngrund wurde
1972 gegründet, also in den Zei-
ten der bayerischen Gemeinde-
gebietsreform, und ist vor allem
als Grundstücksbeschaffungs
und -erschließungs-Gesellschaft
tätig. Für jedes Vorhaben wird
eine privatrechtliche Gesell-
schaft gegründet, die dann Mög-
lichkeiten hat, die im Rahmen
der VOB nur bedingt gegeben
sind. Mit Hilfe der Bayerngrund
sind auch schon politisch recht
schwierige Projekte ausgeführt
worden, beispielsweise eine
Umgehungsstraße.

Energie-Investitionen

Der Liter Super bleifrei in nie
gekannten Höhen - da hörte man
beim Thema Energie genau hin.
In seinem Referat über die „Ent-
wicklung, Projektierung und den
Betrieb rentabler Energie-Inve-
stitionen mit Blick auf ökologi-
sche Energieträger“ zeigte Mich-
ael Gammel, Geschäftsführer
der Gammel Engineering GmbH,
eine einprägsame Grafik: Die
Kurve machte deutlich, dass in
den vergangenen Jahren die
Preise für Industriemetall und
Edelmetalle leicht angestiegen
sind, die Agrarpreise hingegen
deutlich zurück fielen. 

Über diesen beiden Kurven
zeigt die der Energiepreise
schwungvoll nach oben. Und mit
einem rückläufigen Trend sei
wohl kaum mehr zu rechnen. Für
Erdöl lautet das Argument: Die
aufstrebenden Wirtschaftsräume
China und Indien werden auf
Dauer hohe Mengen Erdöl vom
Weltmarkt nehmen. Gammel er-

klärte, dass mit den ökologisch
wertvollen Biomasse-Heiz(kraft)
werken - verheizt werden „saube-
re“ Hackschnitzel - die fallende
Kurve der Agrarpreise an die stei -
gende Linie der Energiekosten
anbinden könne. Gleichwohl soll -
ten die Preise für die daraus ge-
wonnene Energie unter denen der
fossilen Brennstoffe bleiben. 

Vergleichsrechnungen für die
regionale Wertschöpfung - also
den bei der jeweiligen  Energie -
anlage in der Region verblei-
benden Geldströmen - machen
den nachhaltigen Vorteil der 
Energie aus „sauberem“ Holz
deutlich : Während beim Einsatz
von Erdgas oder Heizöl der
überwiegende Teil der jährlichen
Heizkosten in die produzieren -
den Länder abfließt, verbleibt
bei der Verwendung von Wald-
Restholz die Wertschöpfung bei
lokalen und regionalen Unter -
nehmen. Dies ist gerade für die
Kommunalpolitiker ein wesent -
liches Entscheidungskriterium,
wenn es um  die Wärmeversor-
gung der öffentlichen Liegen -
schaften geht. Das Unternehmen
aus Abensberg hat schon zahlrei -
che Projekte in Bayern ausge -
führt; Gammel zeigte auch die
Wege zu einem erfolgreichen
Biomasse-Heiz(kraft)werk auf. 

Neue Marktmöglichkeiten

Das konkrete Projekt in Schro -
benhausen stellte Joachim von
Rotenhan vor, Geschäftsfüh-
rer des Maschinen- und Be -
triebshilfsringes im Landkreis
Neuburg-Schrobenhausen. Neue
Marktmöglichkeiten für die
Landwirtschaft will man mit der
2003 gegründeten Firma Reg
Energ GmbH erschließen, und
die erste große Unternehmung
sei die Errichtung des Biomasse-
Heizkraftwerkes für das Kreis-
krankenhaus Schrobenhausen. 

Großartiges Leistungsprofil
Zum Einstieg hatte Thomas

Schwarzbauer in knappen Zah-
len das Leistungsprofil der
Schrobenhausener Sparkasse
vorgestellt und dabei vor allem
das Engagement im Kommunal-
geschäft - hier an zweiter Stelle
im Vergleich der bayerischen
Sparkassen - hervorgehoben.

Die gute Resonanz auf das
Kommunalforum zeigte sich
nicht zuletzt an tiefgehenden
Diskussionsfragen aus dem
Kreis der rund 60 Teilnehmer,
unter ihnen Rosina Straub, stell-
vertretende Landrätin und Bür-
germeisterin Auguste Schmid,
Vorsitzende des Gemeindetages
im Landkreis. r

Bund der Steuerzahler:

Prüfsteine zur
Bundestagswahl

Der Präsident des Bundes
der Steuerzahler, Rolf von
Hohenhau, forderte anläss-
lich der Vorstellung der
Wahlprüfsteine des Verban -
des dazu auf, nicht nur die
Programme der Parteien zu
prüfen, sondern auch kriti -
sche Fragen an die Kandida-
ten zu richten. Die Stimmen
der Steuerzahler sollten Par -
teien erhalten, die glaubwür -
dig bereit seien, ein gerech -
tes, effektives und einfaches
Steuerrecht einzuführen. Ei -
ne große Strukturreform
müsse nach der Bundestags-
wahl kommen. Jede neue
Bundesregierung müsse sich
an den Konzepten namhafter
Steuerexperten orientieren,
die durchwegs an einer
grundlegenden Reform mit
unterschiedlichen Ansätzen
arbeiten. r
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Genossenschaftsverband Bayern:

Die Zeichen der Zeit erkannt
Rück- und Ausblick von Verbandspräsident Stephan Götzl 

im Rahmen einer Pressereise nach Prag
Eine erste Zwischenbilanz seiner Amtszeit, verknüpft mit dem
Blick auf künftige Entwicklungen im Bankenbereich, zog der
Präsident des Genossenschaftsverbandes Bayern (GVB), Step-
han Götzl, bei einer Pressereise in Prag. Dabei bezeichnete er
die wirtschaftliche Entwicklung der bayerischen Kreditgenos -
senschaften im ersten Halbjahr als „zufrieden stellend, bedau -
erlicherweise aber auch nicht mehr“.

Ein Blick auf die vergange -
nen fünf Jahre zeige, dass die
Bankengruppe seit 1999 kaum
noch Zuwächse bei den Bilanz -
zahlen verzeichne, erklärte
Götzl. Leichte Steigerungsraten
bei Einlagen und Bilanzsumme
beruhten vorwiegend auf Zins-
gutschriften. Die Bilanzsumme
liege zur Jahreshälfte um 0,4
Prozent unter dem Jahresan -
fangswert, d.h. nunmehr bei
rund 100 Mrd. Euro.

Auffälliger Kreditstau

Auffallend sei momentan „ein
deutlicher bundesweiter Kredit -
stau auf der Angebotsseite“,
fuhr Götzl fort. Dabei wären die
bayerischen Volksbanken und
Raiffeisenbanken sehr wohl in
der Lage, umfänglich Kredite
auszureichen. Dieser Trend, so
befürchtete der Verbandspräsi -
dent, werde sich fortsetzen, „so-
lange es die Politik nicht
schafft, Rahmenbedingungen in
Deutschland zu etablieren, die
Investitionen fördern“. 

Wachstumschancen

Obgleich die gesamtwirt-
schaftliche Lage nicht spurlos
am Bankenmarkt vorbeigeht,
rechnet der GVB trotz schwa -
cher Volumenentwicklung auch
für dieses Jahr wieder mit ei -
nem Betriebsergebnis nahe der
Benchmark von einem Prozent
der Bilanzsumme, denn: „Unse -
re Mitgliedsbanken sind perma -
nent um die Freilegung von Ef-
fizienzpotenzialen bemüht.“ Oh-
nehin nutzten die bayerischen
Volksbanken und Raiffeisen -
banken die sich ihnen bietenden
Wachstumschancen - vor allem
im Vertrieb und im Cross Sel -
ling, betonte Götzl. 

Massiv seien im vergangenen
Jahr Vertriebsstrukturen ge -
strafft und die Effizienz der
15.000 Vertriebsmitarbeiter ge -
steigert worden. Pro Girokonto
verkauften die Mitgliedsbanken
durchschnittlich 2,32 weitere
Produkte wie Sacherversiche -
rungen, Lebensversicherungen
oder Bausparverträge - „ein in
der Bankengruppe exzellenter
Wert“. Dies zeige: „Die Mitar -
beiter der bayerischen Volks-
banken und Raiffeisenbanken
beherrschen das Allfinanzge -
schäft.“

Den Erhalt der Drei-Säulen-
Struktur bezeichnete der Ver -
bandspräsident als äußerst
wichtig, sichere sie doch auch
in Zukunft die Kapitalversor -
gung. Mit über 3420 Bankstel-
len verfügten die bayerischen
Volksbanken und Raiffeisen-
banken über ein Drittel aller
bayerischen Bankstellen. Sie
sorgten für „Lebensqualität im
ländlichen Raum“. Zudem trü-
gen sie maßgeblich die Mittel-
standsfinanzierung im Freistaat
- so vermittelten sie 2004 im-
merhin 53 Prozent aller Förder-
kredite der Lfa Förderbank
Bayern mit einem Anteil am
Volumen von 42 Prozent. Da
die Mitgliederbanken auf mem-
bership-value, sprich Mitglie-
derförderung ausgerichtet seien,
sei ihnen auch weiterhin der Er-
folg durch regionale Verwurze-
lung sicher. Die genossenschaft-
lichen Banken, so Götzl, seien
sich und ihren Kunden treu ge-
blieben. Sie hätten aber zu-
gleich auch die Zeichen der Zeit
erkannt und notwendige Konse-
quenzen gezogen. 

Basel II

Was Basel II anbelangt, so ist
es Götzl zufolge erstrebenswert,
„flexibel in der Umsetzung“ zu
sein. Seitens der Aufsicht dürfe
kein Druck auf die Mittel-
standsbanken ausgeübt werden,
fortgeschrittene Ansätze im
Rahmen von Basel II anzuwen-
den: „Es muss das System ange-
wendet werden dürfen, das den
Banken den größten Nutzen
bringt!“ sagte der Präsident.
Auch wies er darauf hin, dass
der aufsichtsrechtliche Über -
prüfungsprozess nach der zwei-
ten Säule von Basel II in erster
Linie an der „Größe“ und
„Komplexität“ der Institute aus -
gerichtet werden muss. Bei klei-
neren Banken, die den Stan-
dardansatz zur Eigenmittelun-
terlegung wählen und über
genügend Eigenmittel verfügen,
sollte generell auf zusätzliche
Überprüfungsmaßnahmen im
Rahmen der zweiten Säule von
Basel II verzichtet werden. Bei
Verbundstrukturen, wie sie auf
den genossenschaftlichen Ban-
kensektor zutreffen, seien die
Parameterschätzungen sowie
die Ratingsysteme zentral zu
prüfen. 

„Basel II muss zur Komple -
xitätsreduzierung führen“ und
dürfe nicht zum „bürokrati -
schen Monster“ mutieren, be -

kräftigte Götzl. Im Interesse der
GVB-Mitgliedsbanken forderte
er, dass seitens der BaFin mit

gutem Beispiel vorangegangen
und der Bürokratieabbau in
Angriff genommen, die Auf -
sichtspolitik nicht zur versteck-
ten Strukturpolitik benutzt so-
wie der Prüfungsumfang von
einer formalistischen Rundum -
prüfung auf unmittelbar rele-
vante Bankthemen zurückge-
führt wird. Die bisherige Prü-
fungspraxis belaste nämlich
gerade das Jahresergebnis klei-
nerer und mittlerer Banken
mitunter in einer Größenord-
nung von 30 bis 50 Prozent des
Betriebsergebnisses.

Kontoabrufverfahren

Stichwort Automatisiertes
Kontoabrufverfahren: Vor dem
Hintergrund massiver Kapitalab-
flüsse bei Banken und Sparkas-
sen in Grenznähe zu Österreich
begrüßt der Genossenschaftsver-
band Bayern ausdrücklich den
im Regierungsprogramm von
CDU/CSU angekündigten Weg-
fall des Kontoabrufverfahrens
sowie die Einführung einer Ab-
geltungssteuer ab 1 Juli 2007.
Auch an dieser Stelle setze der
GVB auf eine „Koalition der
Vernunft“. DK

Prager Sieben-Punkte-
Programm

Folgende Erwartungen des GVB an die künftige Bundes-
regierung fasste Götzl im sog. Prager Sieben-Punkte-Pro -
gramm zusammen:
1. Mehr geschäftspolitischer Handlungsspielraum für die Ban -
ken und deutlicher Abstand zu überzogenen formalistischen
Vorschriften
2. Nutzen der Mindestanforderungen an das Risikomanage -
ment (MaRisk) als Chance zum Abbau von Bürokratie
3. Mehr Möglichkeiten zu risikoorientiertem Vorgehen und
Reduzierung von Dokumentationsverpflichtungen 
4. Schaffung einer gesetzlichen Klarstellung, nach der Son-
derprüfungen gemäß § 44 Abs. 1 KWG nur bei Vorliegen ei -
nes Anlasses seitens der Bundesanstalt für Finanzdienstlei -
sungsaufsicht (BaFin) angeordnet werden dürfen
5. Wiedereinführung der Übernahme von zehn Prozent der
Prüfungskosten durch den Staat und eine diesbezügliche Ko-
stenkontrolle
6. Trotz bestehender internationaler Terrorismus- und Geld -
wäschedelikte Unterstützung einer verhältnismäßigen Anwen -
dung der Vorschriften für Banken
7. Sorge tragen, dass Banken nicht im wahrsten Sinne des
Wortes von aufsichtsrechtlichen Vorschriften und Dokumenta -
tionslasten erdrückt werden. DK

Bayerns Gemeinden:

Leichte Entspannung
der Finanzlage

„Erstmals seit vier Jahren konnten die bayerischen Gemeinden,
Landkreise und Bezirke im Jahr 2004 wieder einen - wenn auch
geringen - positiven Finanzierungssaldo in Höhe von 87 Millionen
Euro erwirtschaften. Den Gesamteinnahmen der bayerischen
Kommunen von 23,425 Milliarden Euro standen Gesamtausga-
ben von 23,338 Milliarden Euro gegenüber“, teilte Innenminister
Dr. Günther Beckstein in München mit. Damit zeichnet sich nach
seinen Worten eine leichte Entspannung der zuletzt auch in Bay-
ern vielerorts schwierigen Haushaltslage der Kommunen ab.

„Natürlich weiß ich, dass die
Haushaltslage vieler Städte und
Gemeinden immer noch alles an -
dere als rosig ist. Verantwortlich
hierfür sind vor allem die Steuer -
ausfälle der vergangenen Jahre
bei gleichzeitig steigenden So-
zialausgaben“, so der Minister.
„Dennoch zeichnen sich erste Sil -
berstreifen am Horizont ab. Der
positive Finanzierungssaldo 2004
bestätigt erneut, dass die bayeri -
schen Städte und Gemeinden,
Landkreise und Bezirke besser
dastehen als die Kommunen in
den anderen Ländern.“ Zum Ver -
gleich: Die Kommunen in Nord -
rhein-Westfalen erwirtschafteten
2004 einen negativen Finanzie-
rungssaldo in Höhe von 1.399
Millionen Euro. Bundesweit er -
wirtschafteten sie 2004 einen ne-
gativen Finanzierungssaldo von
3,8 Milliarden Euro.

Der positive Finanzierungssal -
do 2004 der bayerischen Kom-
munen beruht vor allem auf ei -
nem kräftigen Anstieg der Ge-
werbesteuereinnahmen der baye-

rischen Städte und Gemeinden.
Die Gewerbesteuer-Nettoeinnah-
men der bayerischen Kommunen
nach Abzug der an den Bund
bzw. an den Freistaat weiterzulei-
tenden Gewerbesteuerumlage er-
höhten sich 2004 im Vergleich
zum Vorjahr um 47,4 %.

Die kräftigen Mehreinnahmen
bei der Gewerbesteuer nützen al-
lerdings insbesondere den größe-
ren Städten. Viele kleinere kreis-
angehörige Gemeinden, bei de-
nen die Gewerbesteuer eine weni-
ger bedeutende Rolle spielt, pro-
fitieren oftmals nur marginal von
dem Anstieg der Gewerbesteuer-
einnahmen. Dort ergeben sich
Belastungen durch die zu-
rück gehenden Einnahmen aus
dem gemeindlichen Einkommen-
steueranteil, die jedoch durch den
kommunalen Finanzausgleich in
einem hohen Maße ausgeglichen
werden. 2004 war bei den Ein-
nahmen aus dem gemeindlichen
Einkommensteueranteil bayern-
weit ein weiterer Rückgang um
5,1 % zu verzeichnen. r

Bayerische Wirtschaft:

Ruf nach einem
„Befreiungsschlag“

Die wirtschaftliche Lage in Bayern ist nach wie vor angespannt.
Das ist das Ergebnis der aktuellen Umfrage bei 22 Mitgliedsver-
bänden der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (vbw). Prä-
sident Randolf Rodenstock mahnte vor der Presse die Politik da-
her zu umfangreichen Veränderungen und stellte das neue vbw-
Reformkonzept mit dem Titel „Zukunft D - 7 Bausteine für
mehr Wachstum, Wettbewerb und Beschäftigung“ vor. Im Zu -
sammenhang mit der Forderung nach einer großen Steuerre-
form trat Rodenstock für den Wegfall der Gewerbesteuer ein.
Statt dessen sollte den Kommunen ein Hebesatz auf Körper-
schafts-, Einkommen- und Umsatzsteuer zugestanden werden.

Nach der Konjunkturumfrage
kommen Wachstumsimpulse der -
zeit und auch in den kommen-
den Monaten ausschließlich vom 
Auslandsgeschäft. Das Inlands-
geschäft bleibt dagegen schwach.
Kein einziger Verband bewertete
die inländische Geschäftslage als
gut. Nach Einschätzung der vbw-
Mitgliedsverbände lag die Net -
toumsatzrendite im vergangenen
Jahr durchschnittlich bei zwei
Prozent. Rund ein Drittel der Un -
ternehmen machte sogar Verlust.
Es gebe, so Rodenstock, nicht nur
eine gespaltene Konjunktur zwi -
schen Export- und Inlandsge-
schäft, sondern auch zwischen
den Branchen. An dieser Situati -
on werde sich auch in absehbarer
Zukunft wenig ändern.

Das stagnierende Inlandsge-
schäft und die schwache Ertrags-
lage sorgten dafür, dass sich die
Investitionen nicht belebten, son -
dern trotz der erfreulichen Expor -
tentwicklung sogar leicht zurück -
gingen. „Leider Gottes wird sich
dadurch auch der Beschäfti -
gungsabbau im Freistaat weiter
fortsetzen“, so der vbw-Präsident.
Er bezeichnete vor der Presse die
Lage in Deutschland mit dem Be-
griff Lethargie: „Keine Belebung
der Nachfrage, keine Investitions-
dynamik, keine neuen Jobs. Es tut
sich nichts!“

Angesichts der konjunkturellen
Situation und im Hinblick auf
mögliche Neuwahlen sei eine
grundlegende Neuorientierung in
der Wirtschafts- und Sozialpolitik
das Gebot der Stunde. „Es reicht
nicht, hier und da eine Schraube
festzuziehen - mal so rum, mal
anders rum. Es geht vielmehr um
ein schlüssiges Gesamtkonzept
jenseits von Einzelmaßnahmen
und Flickschusterei.“ Die deut -
sche Wirtschaft brauche einen
Befreiungsschlag: Weniger Sub -
ventionen für die Wirtschaft, we-
niger Steuern und Abgaben für
alle, mehr Eigenverantwortung in
den sozialen Sicherungssyste-
men. Dieser Befreiungsschlag
müsse ergänzt werden durch
mehr Investitionen in Bildung.

Die Vereinigung der bayeri -
schen Wirtschaft hat ihre Grund -
strategie in sieben Bausteine für
mehr Wachstum, Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäftigung ge-
fasst. Ihr geht es „um den Abbau
staatlicher Einmischung, um eine
große Steuerreform, um mehr
Beschäftigungschancen für einfa-
che Arbeit, um eine grundsätzli -
che Reform der Sozialsysteme,
um eine Umwelt- und Verbrau -
cherpolitik, die sich an den Prin -
zipien der sozialen Marktwirt -
schaft ausrichtet, um eine moder -
ne Verkehrs- und Infrastruktur
und um die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf.“

Unter dem ersten Baustein ver -
steht Rodenstock den Abbau von
Bürokratie und Subventionen, die
Flexibilisierung des Arbeits-
rechts, die Reduzierung der
Staatsverschuldung - „wir zahlen
täglich mehr als 170 Mio. Euro an
Zinsen, für Zukunftsinvestitionen
und Bildung besteht kaum noch
Spielraum!“ - und die Privatisie-
rung aller öffentlichen Aufgaben,
die die Privatwirtschaft ebenso
gut erledigen kann wie die öffent -
liche Hand. Um die Rechtsunsi -
cherheit zu bekämpfen, fordert
die Wirtschaftsvereinigung effizi -
entere Verfahren, die Befristung

von Gesetzen, eine wirksame Ab-
schätzung von Gesetzesfolgen
sowie Wettbewerb und Anreize
in der Verwaltung.

Bei der großen Steuerreform
als zweitem Baustein wünscht
sich die bayerische Wirtschaft für
die Unternehmen „wettbewerbs -
fähige Unternehmensteuersätze
von 25 %,die Gleichstellung von
Personen- und Kapitalgesell-
schaften, die Abschaffung der
Gewerbesteuer und ihre Erset-
zung durch einen den Kommu-
nen zustehenden Hebesatz auf
Körperschafts-, Einkommen- und
Umsatzsteuer sowie den Wegfall
der Erbschaftssteuer bei Fort-
führung des Betriebes über min-
destens zehn Jahr.

Eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer hält Rodenstock  für nicht
angemessen, weil sie einer Politik
für mehr Wachstum und Beschäf-
tigung widerspreche. Aber ein
solcher Schritt wäre dann - und
nur dann - dennoch vertretbar,
wenn die Mehreinnahmen voll-
ständig dazu verwendet würden,
den Faktor Arbeit durch sinkende
Sozialbeiträge zu entlasten.

Was Reformen nicht sind

An zwei Beispielen machte
Rodenstock deutlich, was er ganz
und gar nicht unter Reformen
versteht: Höhere Löhne, wie sie
derzeit von SPD und Gewerk-
schaften gefordert werden, und
Mindestlöhne. Höhere Löhne
steigerten den Kostendruck der
Firmen, ohne die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage zu er-
höhen. Denn für 100 Euro Loh-
nerhöhung müsse der Arbeitge-
ber insgesamt 177 Euro aufwen-
den.

Beim Arbeitnehmer kämen da-
von brutto 136 Euro an (al-
so einschließlich Urlaubs- und
Weihnachtsgeld, vermögenswirk-
samen Leistungen, Lohnfortzah-
lung) 136 Euro an. Nach Abzug
von Steuern und Sozialabgaben
blieben netto 79 Euro übrig. Da-
von würden im Schnitt 8 Euro ge-
spart und 22 Euro für ausländi-
sche Güter ausgegeben. Von 177
Euro blieben letztlich nur 49 Eu-
ro für deutsche Produkte und
Dienstleistungen. Damit aber sei
die Bremswirkung für den Ar-
beitsmarkt deutlich größer als
der Beschleunigungseffekt. Und
Mindestlöhne seien ein weiteres
Beschäftigungsrisiko, denn all
jene Arbeitnehmer, deren Bei-
trag zur Wertschöpfung unter
dem Mindestlohn liege, müssten
dann um ihren Job bangen. Nach
einer Studie des (arbeitgeberna-
hen) Instituts der deutschen
Wirtschaft (iw) wären durch die
Einführung von Mindestlöhnen
allein in der Bayerischen Metall-
und Elektroindustrie ca. 7000
Arbeitsplätze in Gefahr.

Der vbm-Präsident resü-
mierte zum Schluss: „Wenn
wir die Reformen zügig und
kraftvoll durchführen, könnten
wir die Arbeitslosigkeit in 20
Jahren auf etwa 4 % drücken -
statt sie auf 17 % hochschnel-
len zu lassen, falls wir so wei-
termachen wie bisher. Und mit
durchgreifenden Reformen lä-
ge das durchschnittliche Haus -
haltseinkommen in 20 Jahren
etwa 18.000 Euro pro Jahr
höher, also um 40 % höher als
bei Fortschreibung des Status
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50.000 verdoppelt werden.
Mercedes-Benz USA sagt US$
250.000 zu. Freightliner, ein
Teil der DaimlerChrysler Nutz-
fahrzeugsparte, hilft mit US$
100.000. 

Neben den Spenden leisten
die Geschäftsfelder zusätzliche
Hilfe: Die betroffenen Kunden
von Chrysler Financial und
Mercedes-Benz Credit können
ihre Kreditlinien verlängern und
Ratenzahlungen bis zu 90 Tage
aufschieben. Kostenlose Hotli-
nes stehen für Versicherungsfra-
gen zur Verfügung. Das Kata-
strophen-Unterstützungsteam
der DaimlerChrysler Insurance
Company unterstützt die Chrys -
ler-, Jeep(r)-, Dodge- und Mer-
cedes-Benz-Händler. 

MBUSI und Rotes Kreuz

Im Bundesstaat Alabama ar -
beitet Mercedes-Benz U.S. In-
ternational (MBUSI) mit dem
Roten Kreuz von West Alabama
zusammen und kümmert sich
um die Menschen, die vor dem
Sturm an der Golfküste nach
West Alabama geflüchtet sind.
Ein Teil des Schulungszentrums

des Werks in Alabama wurde
am 2. September zusammen mit
dem Roten Kreuz als temporäre
Notunterkunft für Flüchtlinge
eröffnet. 

Mitarbeiter und Zulieferer

von MBUSI unterstützen die
örtliche Gemeinde. MBUSI
plant zudem lokale Spenden
und die Aufstockung der Mitar-
beiterspenden um denselben
Betrag. r

Nutzfahrzeuge:

Bayern drängt auf 
verstärkte Abgasreinigung

Bei einem Besuch des bayerischen Nutzfahrzeugherstellers
MAN in München wies Umweltminister Werner Schnappauf
darauf hin, dass die neueste Filtertechnik große Potenziale für
eine spürbare Verbesserung der Luftqualität aufweist. 

Dazu müssten die Systeme
aber auch in der Praxis Verbrei -
tung finden - insbesondere bei
Fahrzeugen, die bereits im Ver -
kehr sind. Die Bundesregierung
habe hier kein schlüssiges Ge -
samtkonzept, um Anreize für
moderne Abgasreinigungstech -
nologien zu bieten. 

Fehlen konkreter Anreize

Unter anderem fehlen laut
Schnappauf konkrete Anreize
im Bereich der leichten Nutz -

fahrzeuge bis zwölf Tonnen.
Diese Fahrzeuge seien bei der
Förderung schadstoffarmer Tech-
nologien momentan völlig
außen vor. „Zur Schließung der
Lücke muss der Bund schnell-
stens ein aufkommensneutrales,
steuerliches oder wirtschaftli-
ches Anreizkonzept vorlegen.
Ansonsten werden Investitionen
in den Umweltschutz unnö-
tig gehemmt. Dies schadet 
Umwelt und Herstellern glei-
chermaßen“, erklärte Minister 
Schnappauf. r

DaimlerChrysler:

Hilfe in Höhe von US$ 1,1 Mio.
für Hurrikan-Opfer

DaimlerChrysler Financial Services bietet Zahlungserleichterungen für 
Händler und Kunden / Mercedes-Benz U.S. International wandelt 
Schulungszentrum in Notunterkunft für Hurrikan-Flüchtlinge um

Der DaimlerChrysler Corporation Fund hat heute zusammen
mit DaimlerChrysler Financial Services, Mercedes-Benz USA
und Freightliner eine gemeinsame Zahlung von US$1,1 Mio.
als Reaktion auf die Verwüstungen des Hurrikans „Katrina“
bekannt gegeben. Das Geld soll für Notunterkünfte, Wasser,
Lebensmittel und weitere lebensnotwendige Hilfe in den Ge-
bieten verwendet werden, die von der schlimmsten Naturkata-
strophe der USA seit über 100 Jahren heimgesucht wurden. 

„Wir sind alle fassungslos
angesichts der schrecklichen
Folgen des Hurrikans „Katri-
na“,“ sagt Tom LaSorda, Präsi -
dent und CEO der Chrysler
Group. „Viele DaimlerChrys-
ler-Mitarbeiter und ihre An-
gehörigen sind unmittelbar da -
von betroffen. Wir wissen, wie
wichtig es ist, in solchen Not-
zeiten zusammenzuhalten. Wir
hoffen, dass wir auf diese Wei -

se dazu beitragen können, die
zerstörten Gemeinden wieder
aufzubauen.“

Vielfältige Hilfe

Der DaimlerChrysler Corpo-
ration Fund stellt US$ 500.000
für Rettungsmaßnahmen zur
Verfügung, davon US$ 150.000
als Soforthilfe an das Amerika-
nische Rote Kreuz und US$

200.000 an örtliche Wohltätig -
keitseinrichtungen. Der Fund ist
derzeit mit der Auswahl örtli -
cher Wohltätigkeitseinrichtun-
gen beschäftigt, die humanitäre
Hilfe in den betroffenen Gebie -
ten in Louisiana, Mississippi
und Alabama leisten. Weitere
US$ 150.000 werden bereitge -
stellt, um die Spenden einzelner
Mitarbeiter zu verdoppeln. Zu -
sätzlich sind die Spenden der
einzelnen Geschäftsbereiche an
das amerikanische Rote Kreuz
zur sofortigen Auszahlung be -
stimmt. 

DaimlerChrysler Financial
Services spendet insgesamt
US$ 250.000, wovon die Spen -
den der Mitarbeiter bis zu US$
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Produktlinie Unimog U 300 - U 500: 

Flexible Geräteträger für
den Ganzjahreseinsatz

Mähen und schneiden, räumen und streuen, transportieren und
reinigen: Es gibt eigentlich nichts, was ein Mercedes-Benz Uni-
mog im kommunalen Ganzjahreseinsatz nicht leisten kann.
Deutlich wurde dies erst wieder auf der IFAT 2005, in deren
Rahmen DaimlerChrysler den universell einsetzbaren Geräte-
träger in zwölf beispielgebenden Exponaten zeigte. Die Fahr-
zeuge sind bedarfsgerecht konzipiert von Mercedes-Benz und
weltweit führenden Geräteherstellern. 

Mehrfachnutzung - für den
Unimog von Mercedes-Benz
nichts besonderes, sondern All -
tag. Am frühen Morgen noch 
ein überraschender Streuein-
satz - kurz vor den geplanten
Freischneidearbeiten und der
Grünflächenpflege. Im deut -
schen Frühjahr keine Seltenheit.
Und kein Problem mit dem Uni -
mog U 300/ U 400/U 500. Er
bietet bis zu vier An- und Auf-
bauräme, dazu die integrierte
Arbeits- und Leistungshydraulik
sowie vorinstallierte Geräte -
schnittstellen. So sorgt das fle -
xible Unimog-Antriebskonzept

dafür, dass im kommunalen
Winter- und Sommerdienst ein
Trägerfahrzeug alle Aufgaben
erledigen kann. 

„Unimog Dual-Use“

Im Detail ist der „Unimog
Dual-Use“ ein U 300 mit ver-
kürztem Radstand (2800 mm),
ausgestattet mit einer Ast- und
Wallheckenschere von Dücker
am Ausleger UNA 500 plus
Streuer Gmeiner STA 1800 TC
FS (Behältervolumen 1,8 m³ für
Trockenstoff und 840 Liter So-
le), für standardisierte Bedie-

nung ausgerüstet mit dem ISO-
BUS-Bedienterminal. 

Das zweite Exponat aus der
Produktlinie der Unimog-Gerä -

teträger in Halle B 5 ist ein 
U 400 mit 170 kW/ 230 PS. Sei -
ne Arbeitseinheit ist eine Wild -
krautbürste im Frontanbau in
Kombination mit einer Aufbau -
kehrmaschine Typ SK 350 von
Schmidt Winterdienst und
Kommunaltechnik (Profi-Reini -
gungs einheit). Selbstverständlich
mit an Bord ist die Leistungshy -
draulik VarioPower sowie die
Wechsellenkung Vario-Pilot. Zu -
kunftsträchtig vereinheitlicht
stellt sich die Bedienung der Ar-
beitsgeräte mittels ISOBUS-Be-
dienterminal dar. 

U 500 „Trio-Mäher“

Der U 500 „Trio-Mäher“ als
drittes Unimog-Exponat zeigt
mit einem Mulag MKM 700 und
MHU 800 (Profi-Mäheinheit),

an wieviel Ecken und Enden so
ein Universal-Motorgerät überall
aktiv sein kann. Ausgestattet mit
der innovativen DC-Mähtür und
Drehsitz sind mit dieser Gerä-
tekombination Mähleistungen 
bis zu 3 Meter Arbeitsbreite im
2-Mann-Betrieb darstellbar. Die
Trio-Mähkombination besteht
aus einem Randstreifenmäher,
einem Frontausleger-Böschungs-
mäher und als drittem Mähgerät
einem auf der Unimog-Pritsche
montierten Böschungsmäher .
Die erforderliche, hohe Motor-
leistung liefert der U 500 mit sei-
nen 205 kW/280 PS. 

Die modern gestaltete Kabine
ist aus leichtem Faserverbund-
Werkstoff (FVW) gefertigt. Als
Antrieb werden in den Unimog
der Produktlinie U 300 - U 500
Vier- und Sechszylinder-Motoren
der Baureihe 900 von 110 kW
(150 PS) bis 205 kW (279 PS)
eingebaut. Die Kraftübertragung
erfolgt über ein Getriebe mit bis
zu 24 Stufen auf die vier perma-
nent angetriebenen Räder. Hinzu
kommen sperrbare Mitten- und
Hinterachs-Differenziale. 

ISOBUS: Geräte mit nur
einem Pult steuern 

Die weltweit einmalige Steue-
rung ISOBUS erlaubt die Bedie-
nung von Geräten unterschiedli-
cher Hersteller mit nur einem
Terminal. Eine genormte Schnitt-
stelle ist die Basis der Verbin-
dung. Beim Anschluss eines ent-
sprechenden Geräts werden au-
tomatisch die notwendigen Da-
ten vom Job-Rechner des Geräts
in das Bedienterminal übertra-
gen und dort gespeichert. Der
Fahrer erblickt also auf seinem
Terminal ein gerätespezifisches
Menü. ISOBUS erlaubt die Be-
dienung von unterschiedlichen
Geräten gleichzeitig mit nur ei-
nem Bedienpult. Die integrierte
Betriebsdaten-Erfassung bildet
unter anderem die Grundlage für

Multifunktionaler Ganzjahreseinsatz - für den Unimog von Mer-
cedes-Benz nichts besonderes, sondern Alltag. Ob im Winter ...

den Leistungsnachweis, z. B. im
Winterdienst, und für die spätere
Rechnungsstellung. 

AutomaticShift: Schonend
schalten, schneller wenden 

Alternativ zur serienmäßigen
halbautomatisierten Telligent-
Schaltung gibt es im Unimog
auch die automatisierte Schal -
tung „AutomaticShift“. Sie er -
laubt sichere und bequeme
Schaltvorgänge ohne Betätigung
der Kupplung. In Verbindung
mit der serienmäßigen Wende -
schaltung EQR („Electronic
Quick Reverse“) ist ein schneller
Wechsel zwischen Vorwärts-

und Rückwärtsfahrt möglich, da
zum Umschalten nicht angehal-
ten werden muss. 

Neu: Leistungshydraulik
schnell gewechselt 

Neu ist die schnell wechselba-
re Leistungshydraulik beim
U 400 mit kurzem Radstand. Ist
hohe Nutzlast gefragt, zum Bei-
spiel im Winterdienst, lässt sie
sich mitsamt dem Zwischenrah-
men auf Stellfüßen ähnlich einer
Wechselbrücke absetzen. Oder
alternativ zusammen mit einem
Mähgerät abbauen. Das Gewicht
von rund 250 kg kann voll der
Nutzlast zugeschlagen werden.r

... oder im Frühjahr. Das flexible Unimog-Antriebskonzept
sorgt dafür, dass im kommunalen Winter- und Sommerdienst
ein Trägerfahrzeug alle Aufgaben erledigen kann. In Zeiten
überraschender Wetterkapriolen eine umso wertvollere Ein -
richtung. rr Gartenschauen sind

echte Renner
Die Landes- und Regionalgartenschauen in Bayern haben
sich zu echten Rennern entwickelt. Dies betonten Umwelt-
minister Werner Schnappauf und Landwirtschaftsmini-
ster Josef Miller in München auf der Jubiläumsveranstal-
tung „25 Jahre Gartenschauen in Bayern“. 

„Mit unseren bayerischen Gartenschauen gelingt es, die Na-
tur in die Städte zu holen und die Menschen dafür zu begei-
stern. Die Gartenschauen sind zu einem Publikumsmagnet ge-
worden: 22,4 Millionen Besucher in den letzten 25 Jahren
sprechen eine deutliche Sprache“. Durch die Gartenschauen
werden ökologisch wertvolle Bereiche gesichert und attraktive
Erholungsangebote vor der Haustür geschaffen. „Gartenschau-
en sind Investitionen in eine nachhaltige Verbesserung der in-
nerstädtischen Lebensqualität,“ so Schnappauf. „Die ‘grüne
Lunge’ gibt auch einen wirtschaftlichen Schub, da Unterneh-
men und ihre qualifizierten Arbeitskräfte ein familienfreundli-
ches und erholsames Umfeld besonders schätzen“. Das Um-
weltministerium hat Landes- und Regionalgartenschauen in
den letzten 25 Jahren mit rund 44 Millionen Euro gefördert.
Insgesamt haben die Gartenschauen zu Investitionen von fast
130 Millionen Euro geführt und der Bevölkerung ca. 265 Hek-
tar dauerhafte Grün- und Erholungsanlagen im Wohnumfeld
gebracht. Landwirtschaftsminister Miller erklärte in diesem
Zusammenhang: „Die Gartenschauen haben ein eigenes un-
verwechselbares Profil - maßgeschneidert und abgestimmt auf
die konkreten Bedürfnisse der durchführenden Stadt. Sie bie-
ten dem bayerischen Gartenbau eine ausgezeichnete Möglich-
keit, seine Leistungsfähigkeit darzustellen und die Bevölke-
rung durch Gestaltung und Pflege von Grünflächen und Gär-
ten sowie durch Lehrschauen und pflanzenbauliche Ausstel-
lungen zu informieren“.

Nach den Worten der beiden Minister hat sich immer wieder
gezeigt, dass Gartenschauen entscheidende Impulse für eine
nachhaltige und umweltorientierte Stadtentwicklung geben.
Mit der Schaffung zusammenhängender Grünzonen verbes-
sern sich Erholungsmöglichkeiten, das Stadtklima sowie die
Lebensbedingungen für die heimische Tier- und Pflanzenwelt.
Außerdem steige nicht nur das Image des Ortes und seine An-
ziehungskraft als touristisches Ziel mit positiven Effekten auf
Handel, Gastronomie und Gewerbe in der Region. Auch die
Wirkung nach innen sei enorm; vielfach gelinge es, zu bürger-
schaftlichem Engagement zu motivieren und damit auch das
soziale Wohlbefinden zu steigern. 

Die erste Landesgartenschau fand 1980 in Neu-Ulm statt,
Weitere Landesgartenschauen sind geplant 2006 in Marktred-
witz, 2008 in Neu-Ulm, 2010 in Rosenheim und 2012 in Bam-
berg. Seit 10 Jahren werden zudem Regionale Gartenschauen
in sog. Mittelzentren veranstaltet. r

Rettungswesen im Landkreis Pfaffenhofen:

„Dramatische
Verschlechterung“

Die Vorstellungen des sog. Trustgutachtens, einen ordnungs -
gemäßen Rettungsdienst mit nur zwei Einsatzgruppen im
Landkreis Pfaffenhofen sicherzustellen, ist nach Ansicht von
Landrat Rudi Engelhard schon nach einem halben Jahr als ge-
scheitert anzusehen. 

Laut Engelhard hat die zum 1.
Februar 2005 stattgefundene
Reduzierung der Rettungswä -
gen von vier auf zwei zu einer
„dramatischen Verschlechte -
rung“ des Rettungswesens im
Landkreis Pfaffenhofen geführt.
Immer häufiger berichten Feu -
erwehrleute, dass sie sich um
Unfallopfer kümmern mussten,
bis ein Rettungsteam aus Ingol -
stadt, Schrobenhausen, Main -
burg oder Kelheim eintrifft.
Dafür seien die Feuerwehren
weder ausgebildet noch aus-
gerüstet, so Kreisbrandrat Karl
Eder. Nach seiner Aussage se -
hen sich die Feuerwehren nicht
in der Lage, die verschlechterte
Situation bei den Sanitätern auf -
zufangen oder auszugleichen.

Aushilfe klappt nicht

Die Unterstellung des Gut -
achtens, dass sich die Rettungs-
dienste überregional aushelfen,
klappt nach Ansicht des Pfaf -
fenhofeners Landrats wegen 
der weiten Wegstrecken nicht.
Wenn der Schrobenhausener
Rettungswagen in Pfaffenhofen
aushilft, dürfe am „Stammsitz“
kein Unfall, Schlaganfall oder
Herzinfarkt geschehen. Dann
sei kein Rettungsteam mehr da.
Das gleiche gelte umgekehrt. 

Notfallanalyse

Dass diese Fälle gar nicht so
selten sind, zeigt die Analyse
von 1.043 Notfalleinsätzen. Da -
bei waren in 224 Fällen das
Pfaffenhofener und Geisenfel -
der Rettungsteam gleichzeitig
im Einsatz. In 59 Fällen musste
die Mannschaft des Kranken -

transportwagens auf den Ret-
tungswagen umsteigen. In 196
Fällen (18,8 %) konnte die
Hilfsfrist von 12 bzw. 15 Mi-
nuten nicht eingehalten wer -
den. Bei 1043 Notfalleinsätzen
der Monate Februar, März,
April 2005 mussten in 276 Fäl-
len (= 26,46 %) auswärtige
Rettungswägen aushelfen. Auch
die Zahl der Einsätze des Ret-
tungshubschraubers ist deut-
lich gestiegen.

Problem Hilfsfristen

Landrat Engelhard wendet
sich auch gegen das „Schönre-
den“ der Hilfsfristen. Bei der
Feuerwehr laufe die Stopuhr ab
Auslösen des Alarms. Beim
Rettungsdienst erst ab Start des
Rettungswagens. „Manchmal
habe ich den Eindruck,“ so Rudi
Engelhard, „dass der Zeitmesser
erst gedrückt wird, wenn die
Landkreisgrenze überschritten
wird.“ Seiner Ansicht nach sind
die Hilfsfristen aus der Sicht des
Patienten zu sehen. Der Land-
kreis findet die Haltung des In-
nenministeriums und der Kran-
kenkassen verantwortungslos.
Es gehe schließlich um Men-
schenleben. Deshalb fordert er
eine dritte Rettungswagenbesat-
zung.

Mit scharfen Worten wendet
sich der Landkreischef auch ge-
gen eine Aufteilung des Land-
kreises Pfaffenhofen auf ver-
schiedene Rettungsbereiche.
Engelhard: „33 Jahre nach der
Landkreisgebietsreform kann es
nicht sein, dass sich die Nach-
barlandkreise Bereiche Pfaffen-
hofens zurechnen, damit sie ih-
re Einsatzzahlen erreichen.“DK

SCHMIDT Gruppe:

Winterdienstgeschäft
wird erweitert

Die SCHMIDT Holding GmbH mit Sitz in St. Blasien
(Schwarzwald) übernahm mit Wirkung vom 1. Juni 2005 die
Geschäftsfelder der Beilhack Systemtechnik und Vertriebs
GmbH im bayerischen Raubling ohne den Geschäftsbereich
Catering Fahrzeugtechnik.

Die SCHMIDT Gruppe ist
führender Anbieter von Winter -
dienst- und Straßenreinigungs-
technologie sowie Flugha -
fenausrüstung. Mit 15 Ver -
triebsgesellschaften sowie 5
Produktionsstandorten in Euro-
pa ist die SCHMIDT Gruppe
weltweit erfolgreich tätig.

Das Traditionsunternehmen
Beilhack Systemtechnik und
Vertriebs GmbH verfügt über
eine breite Palette an Produkten
für den Straßenwinterdienst.
Mit ihrem jahrzehntelangen
Know-how in Entwicklung,
Konstruktion und Produktion
von Winterdienst-Technik für
die Verkehrssicherheit auf
Straßen, Flughäfen und Eisen -
bahnstrecken verfügen beide
Unternehmen über ein beträcht -
liches Fachwissen sowie eine
hohe Akzeptanz im deutschen
und internationalen Markt.

Die Produktangebote beider
Unternehmen ergänzen sich in

idealer Weise. Durch die Zu-
sammenführung von Entwick-
lung und Konstruktion, speziell
im Geschäftsfeld Schneeräum-
technik, wird den ständig stei-
genden Anforderungen der An-
wender in stärkerem Umfang
Rechnung getragen. Darüber
hinaus wird das Geschäftsfeld
der Schneeräumung um den
Bereich Bahntechnik erweitert.

Mit dem Zusammenschluss
beider Unternehmen ergeben
sich bedeutende Kundenvorteile
durch die Verschmelzung der
Ersatzeil- und Service-Organi-
sationen. Mit Beilhack System-
technik und Vertriebs GmbH
entsteht ein weiterer leistungs -
fähiger SCHMIDT Service-
stützpunkt und Montageort für
Fahrzeugausstattung im süd-
deutschen Raum. Selbstver -
ständlich wird die Versorgung
mit Ersatzteilen für Beilhack
Geräte und Maschinen weiter -
hin gewährleistet. r
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Neben anderen Fahrzeugherstellern hat auch Opel auf die stei-
gende Nachfrage nach Erdgasfahrzeugen reagiert. rr

Trägerkreis „Das Erdgasfahrzeug“ präsentiert:

Modellvielfalt mit
Erdgasantrieb 

Alternative Antriebstechnologien etablieren sich immer stär-
ker auf dem Fahrzeugmarkt. Mittlerweile setzen dabei fast al-
le führenden Autohersteller auf Erdgasfahrzeuge in Serien-
produktion. Mit über 30 verschiedenen Modellen - vom Pkw
bis hin zum schweren Nutzfahrzeug - haben unter anderem Fi-
at, Opel, Volkswagen und Volvo auf die steigende Nachfrage
reagiert. Erstmalig präsentiert die Adam Opel AG auf der In-
ternationalen Automobil Ausstellung 2005 (IAA) auch den
neuen Opel Zafira 1.6 CNG. Der mit Erdgas betriebene Wagen
verbindet wie das Vorgänger-Modell eine variable Raumnut -
zung mit der kostengünstigen Antriebsenergie Erdgas. 

Ein eigenes Bild von der ko -
stengünstigen und umweltscho -
nenden Antriebsalternative Erd-
gas können sich Besucher auf
der IAA vom 15. bis 25. Septem-
ber in Frankfurt machen. Hier in -
formieren unter anderem die im
Trägerkreis „Das Erdgasfahr-
zeug“ engagierten Autohersteller
gemeinsam mit Aral, dem ADAC
und dem Bundesumweltministe -
rium. Auf einem gemeinsamen
Stand in Halle 4.0, Stand A25
präsentieren sie eine Auswahl der
verfügbaren Serienmodelle und
aktuelle Förderangebote beim
Umstieg auf ein Erdgasauto. 

Ausgereifte Technik

Wer sich für Erdgas entschei -
det, kann auf eine ausgereifte
Fahrzeugtechnik zurückgreifen,
der ein schnell wachsendes
Tankstellennetz von mittlerweile
rund 600 Erdgastankstellen ge -
genübersteht. Durchschnittlich
alle zwei Tage wird in Deutsch -
land eine neue Erdgaszapfsäule
an einer Marken-Tankstelle
eröffnet. Außerdem ergänzen

sich bei Erdgas aktiver Umwelt-
schutz und ein günstiger Kraft-
stoffpreis. Denn bei einem
durchschnittlichen Preis von
0,72 Euro pro Kilogramm Erd-
gas spart der Verbraucher an der
Zapfsäule aufgrund des höheren
Energiegehaltes gegenüber Su-
perbenzin rund 50 Prozent. Ge-
genüber Diesel sind es bis zu 35
Prozent beim Tanken und bis zu
56 Prozent bei der Kfz-Steuer. 

Über 30.000 Fahrzeuge

Gegenwärtig sind bereits über
30.000 mit Erdgas betriebene
Fahrzeuge in Deutschland un-
terwegs. Nach dem forcierten
Aufbau des Tankstellennetzes
(1.000 Tankstellen bis 2007) ist
die Versorgung für etwa eine
Million Erdgasfahrzeuge ge-
währleistet. 

Weitere Informationen zum
Thema Erdgasfahrzeuge er-
halten Interessierte unter der
telefonischen Infoline 01802 -
234500 (0,06 Euro pro Ge-
spräch) oder im Internet un-
ter www.erdgasfahrzeuge.de.

Freiräume und Plätze:

„Visitenkarte des
Dorfes“

Fachtagungen der Bayerischen Akademie 
Ländlicher Raum in Bad Abbach und Feuchtwangen
„Planung, Entwicklung und Gestaltung von Freiräumen und
Plätzen in ländlichen Gemeinden - Ausstattung, Entsiegelung,
Regenwassernutzung“ lautete das Thema zweier Fachtagungen
der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum in Zusammenar-
beit mit dem Bayerischen Industrieverband Steine und Erden
e.V., beton-bauteile Bayern in Bad Abbach und Feuchtwangen.

Deutlich wurde dabei, dass die
Gestaltung von Freiräumen und
Plätzen zur Identifikation mit
dem Dorf, zur Heimatbindung
und damit zur Abmilderung von
Strukturveränderungen beiträgt.
Gestaltung dürfe deshalb nie
Selbstzweck sein, sondern müsse
soziale, kulturelle und identifizie-
rende Dimensionen enthalten.

Hierfür gibt nach den Worten
von Dr. Peter Jahnke vom
bayerischen Landwirtschaftsmi -
nisterium das Wörlitzer Garten -
reich, entstanden in der Zeit der
Aufklärung, ein gutes Beispiel.
Der pädagogisch-gestalterische
Ansatz des reformfreudigen Für -
sten von Anhalt/Dessau sollte
auf seine Landeskinder wirken.
So schreibt der Schriftsteller Phi -
lippson über eigenen Bildungs-
gang: „Selbstverständlich wirk-
ten alle diese wohlgepflegten
Anlagen frühzeitig auf die Ent -
wicklung des Geschmacks, ga -
ben dem jugendlichen Geiste
Richtung, die er später verfolgen
konnte, und verlieh dem Volk ei -
nen gewissen Anstand, eine ge -
wisse Würde, die auch nicht oh -
ne sittlichen Einfluss waren.“

Weiche Standortfaktoren

Freiräume und Plätze sind, so
Jahnke, „die Visitenkarte des
Dorfes“. Sie stellten Elemente
dar, die als weiche Standortfak -
toren im Wettbewerb der ländli -
chen Gemeinden heute eine
wichtige Rolle spielen. Sie seien
aus den örtlichen Potenzialen
und Bedingungen heraus im Sin -
ne von „Alleinstellungsmerkma -
len“ zu gestalten.

Jürgen Eppel von der Bayeri -
schen Landesanstalt für Weinbau
und Gartenbau in Veitshöchheim
zeigte auf, dass der Bau von Re -
genüberläufen, Regenrückhalte -
becken und großvolumigen
Mischwasserkanälen nicht nur
erhebliche Kosten verursacht,
sondern in den Unterläufen der
Flüsse für zunehmende Hoch -
wassergefahr sorgt. Ziel sei es,
Regenwasser grundsätzlich nicht
mehr in die Kanalisation einzu -
leiten. 

Vegetationsflächen können
laut Eppel über ihre ästhetische
Wirkung hinaus in vielschichti-
ger Weise einen Beitrag zur Sta-
bilisierung und Konsolidierung
des Wasserhaushalts leisten. Un-
ter der Vorgabe bei der Bewirt-
schaftung von Regenwasser oh-
ne einen Kanalanschluss auszu-
kommen, gelte es, diese vegeta-
tionstechnischen Einzelmaßnah-
men in ein System einzubinden,
das Entwässerungssicherheit
bietet, aber auch ökologischen
Ansprüchen gerecht wird.

Modellvorhaben, so Eppel,
hätten bewiesen, dass es möglich
ist, mittels funktionsgerecht ge-
planter und gebauter Grün-
flächen ein alternatives Entwäs-
serungsangebot für bebaute
Grundstücke mit mehr als 50
Prozent Überbauungs- und Befe-
stigungsanteil zu entwickeln. Ei-
ne bisher noch nicht durchge-
führte Brauchwassernutzung als
integrierter Bestandteil dezentra-
ler Regenwasserbehandlung
eröffne darüber hinaus zusätzli-
che Speicherkapazitäten, die in
Form von Zisternen wie hausin-
tere Regenrückhaltebecken wir-
ken. Damit ließen sich die Mög-
lichkeiten der Brauchwassernut-
zung und der Versickerung auf
engstem Raum optimieren und
als geschlossenes Verbundsy-
stem hausnah auf dem eigenen
Grundstück verwirklichen.

Regenwasserbehandlung

Dipl.-Ing. Volker Budzinski
aus Bayreuth, der sich mit Re-
genwasserbehandlung in Neu-
baugebieten befasste, betonte,
dass zunehmender Nutzungs -
wandel naturnaher Flächen im
städtischen Umland zu einer
ständig größer werdenden Bo-
denversiegelung beiträgt. Deren
negative Auswirkungen auf den
Boden, den Wasserhaushalt und
die natürliche Lebensumwelt
würden durch eine kanalisierte
Regenwasserableitung noch ver-
stärkt.

Durch die Verknüpfung der
Elemente dezentrale Versicke-
rung mit Speicherung, gedros -

Johann Mayrhörmann vom Autohaus Mayrhörmann (rechts)
übergab nun offiziell die Schlüssel des neuen Ergasautos des
Landratsamtes Augsburg an den Stellvertreter des Landrats
und Landtagsabgeordneten Max Strehle (links) und an den
Abteilungsleiter „Zentrale Verwaltung“, Lothar Schneider
(Mitte). rr

Landkreis gibt Gas
Erstes Erdgasauto für Landratsamt Augsburg

Das Landratsamt Augsburg setzt Akzente. Es hat jetzt sein er-
stes erdgasbetriebenes Dienstfahrzeug in Betrieb genommen.
Johann Mayrhörmann vom Biburger Autohaus Mayrhörmann
übergab nun offiziell die Schlüssel an den Stellvertreter des
Landrats und Landtagsabgeordneten Max Strehle und an den
Abteilungsleiter „Zentrale Verwaltung“, Lothar Schneider.

Mit dem neuen Fiat Punto
„Natural Power“ möchte das
Landratsamt nicht nur Geld spa -
ren, sondern vor allem auch die
Umwelt schonen. Aufgrund ei -
ner bis 2020 gesetzlich festge -
setzten Mineralölsteuer ist Er-
gas über 40 Prozent günstiger
als Diesel und nur halb so teuer
wie Benzin. Außerdem gibt ein
Gasauto gegenüber einem Die -
sel- oder Benzinfahrzeug viel
weniger Schadstoffe ab.

Umweltprämie

Zwei Gasflaschen mit jeweils
32 Litern Inhalt sind im Koffer -
raum untergebracht. Das Auto
kann alternativ auch mit Benzin
angetrieben werden. Das Ergas-
auto wird von den Stadtwerken
Augsburg mit einer Umweltprä -
mie von bis zu 200 Euro finan -
ziell unterstützt. Der Stellvertre -
ter des Landrats zeigte sich über
das neue Dienstfahrzeug begei -
stert: „Bei den heutigen Sprit -
preisen ist Gas eine sehr gute
Alternative. Aber noch mehr

freut es mich, dass wir einen
Beitrag zur Luftverbesserung
leisten.“ 

Das geleaste Ergasauto wird
in Zukunft von den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des
Landratsamtes für Dienstfahr -
ten genutzt. r

selte und verzögerte Ableitung
und eine zusätzliche Regenwas-
sernutzung auf privaten Grund -
stücken ließen sich Regenwas-
ser- und Mischkanäle auch bei
schlechter Wasserdurchlässig -
keit des anstehenden Bodens
weitgehend vermeiden.

Freunde alter Unimog:

Treffen in der Rhön
Teilnehmer-Rekord beim Sommertreffen des Unimog Vete-
ranen Clubs in Oberbach/Rhön: Noch nie haben so viele
Unimog-Begeisterte mit ihren Fahrzeugen den Weg zum
jährlichen großen Treffen angetreten. Mit einem solchen An -
sturm hatte niemand gerechnet. Zählungen ergaben ca. 500
angereiste Besucher mit etwa 260 Unimog, die sich auf der
Festwiese eingefunden hatten. 

Zusätzlich kamen viele Oberbacher, um bei Blasmusik und
Kreuzbergbier die Feierlichkeiten anlässlich des 20-jährigen Ju -
biläums des Unimog Veteranen Clubs mitzuerleben. So war das
800 Personen fassende Festzelt bis auf den letzten Platz gefüllt.

Der UVC wurde am 9. Mai 1985 speziell für Freunde alter
Unimog gegründet. Inzwischen ist die Mitgliederzahl auf ca.
700 geklettert. Der UVC ist eine ungezwungene Vereinigung
von Menschen aller Berufs- und Altersgruppen, die sich die-
sem weltbekannten Allrad-Fahrzeug verschrieben haben.

Mitglieder aus dem gesamten Bundesgebiet

Der Zweck des Unimog Veteranen Club ist die Restaurierung
und Erhaltung vorwiegend alter Unimog-Fahrzeuge. Aber auch
land- und forstwirtschaftliche Anbaugeräte sind ein interessan -
tes Nebengebiet. Ebenso die Geschichte von der Entwicklung
1946/47 bis in die sechziger und siebziger Jahre. Durch die
Mitgliedschaft bekommt man die Möglichkeit, mit Gleichge-
sinnten Kontakt aufzunehmen, um Erfahrungen zu sammeln,
Ersatzteile zu tauschen oder auch mal gemeinsam zu „schrau -
ben“. Die Mitglieder kommen aus dem gesamten Bundesge-
biet; der norddeutsche Raum ist allerdings stärker vertreten als
Süddeutschland. DK

SCHMIDT Gruppe:

Verkauf italienischer
Tochterfirma 

Die SCHMIDT Gruppe hat
mit Wirkung zum 29. Juli 2005
die italienische Tochterfirma
Allestimenti Pompe Moro s.p.a.
an die italienische FARID
Gruppe verkauft und damit ei-
nen weiteren Schritt zur Kon-
zentration auf das Kerngeschäft
getan.

Die FARID Gruppe ist einer
der führenden europäischen
Hersteller von Kommunalfahr-
zeugen für die Einsammlung
und Beförderung von Feststoff-
abfall und Abwasser. 

Mit dieser Maßnahme kon-
zentriert sich die SCHMIDT
Gruppe noch stärker auf die
Kerngeschäftsfelder Schneeräu-
mung, Glatteisbekämpfung und
Kehren.

Die Strukturen und die Aus -
richtung der SCHMIDT Gruppe
in Italien bleiben in diesen Be-
reichen unverändert. r
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Fachtagung von IHK Schwaben und Bayerischem Landesamt für Umweltschutz:

Wohin mit alten Elektrogeräten? 
Ob Handy oder Computer, Kühlschrank oder Waschmaschi-
ne, Geldautomat oder elektrisches Spielzeug - die Entsorgung
ausgedienter Elektro- und Elektronikgeräte ist künftig gesetz-
lich geregelt. Ab 24. März nächsten Jahres können Bürger und
Kleingewerbe Elektro(nik)-Altgeräte kostenlos bei kommuna-
len Sammelstellen abgeben. Die Hersteller müssen die Entsor-
gung bzw. die Kosten dafür übernehmen.

Was das neue Gesetz für Her -
steller, Handel, öffentlich-recht -
liche Entsorgungsträger und Ent -
sorger konkret bedeutet und wie
das Gesetz effektiv und wirt -
schaftlich umgesetzt werden
kann, war Thema einer Fachta -
gung von IHK Schwaben und
Bayerischem Landesamt für
Umweltschutz, zu der über 180
Vertreter von Herstellern, Händ -
lern, Entsorgern und öffentlicher
Verwaltung nach Augsburg ka -
men.

ElektroG

Im März 2005 ist in Deutsch -
land das „Gesetz über das In-
verkehrbringen, die Rücknah-
me und die umweltverträgliche 
Entsorgung von Elektro- und
Elektronikgeräten“ (ElektroG) in
Kraft getreten. Damit werden
zwei EU-Richtlinien umgesetzt,
die unter anderem folgende Ziele
haben: Verbot der Verwendung
bestimmter gefährlicher Stoffe
bei der Herstellung von Elek -
tro(nik)geräten, umweltverträgli -
che Entsorgung von Elek-
tro(nik)-Altgeräten, Einhaltung
bestimmter Recyclingquoten.

Kostenlose Abgabe

In den meisten Gemeinden
Bayerns gibt es seit Jahren
Wertstoffhöfe, die auch Elek -
tro(nik)-Altgeräte annehmen -
zum Teil gegen Gebühr. Ab 24.
März 2006 ist die Abgabe sol -
cher Geräte bei allen Sammel -
stellen kostenlos. Die Entsor-
gung müssen die Hersteller
übernehmen, was für die öffent -
lich-rechtlichen Entsorgungsträ -
ger eine Kostenentlastung be -

deutet. Die Hersteller werden
Entsorgungsunternehmen be-
auftragen, die deutschland- oder
sogar europaweit Elektroschrott
verwerten und entsorgen. 

Branche im Umbruch

Wie die Abholung der gesam-
melten Altgeräte und die Bereit-
stellung der Sammelbehälter im
Einzelnen ablaufen wird, wenn
die Entsorgungsunternehmen
nicht mehr von den Landkreisen
und Städten selbst, sondern von
den Herstellern beauftragt wer-
den, sind Fragen, die noch ge-
klärt werden müssen. „Die Ent-
sorgungsbranche für Elektro-
und Elektronikaltgeräte befin-
det sich im Umbruch“, so der
Tagungstenor.

Folgen der Umsetzung 

Helmut Schmidt vom Ab-
fall wirtschaftsbetrieb München
stellte die Folgen der Umset-
zung des ElektroG in der Lan-
deshauptstadt wie folgt dar: Die
Entsorgung des E-Schrotts wer-
de durch fast täglich variierende
Fremdfirmen bzw. Fuhrunter -
nehmen erfolgen. Zudem sei
davon auszugehen, dass Fremd-
container auf den Wertstoffhö-
fen aufgestellt werden und es
keine Gewährleistung für eine
rechtzeitige Abfuhr voller so-
wie der Bereitstellung leerer
Container geben wird. 

Frage der Finanzierung

Aufgrund der unterschiedli-
chen Größe der einzelnen Wert-
stoffhöfe könne zudem nicht
mehr gewährleistet werden,

dass alle fünf Schrott-Fraktio -
nen auf den Höfen angenom-
men werden können. Darüber
hinaus sei die Finanzierung der
Elektroschrottsammlung gemäß
ElektroG nicht verursacherge -
recht. 

Zielsetzungen

Als Zielsetzungen des AWM
nannte Schmidt die weitgehen-
de Beibehaltung des bisherigen
Konzepts, Kontinuität bei der
Abholung (gleicher Entsorger,
kein Lotteriespiel!), Einbezie -
hung der eigenen Leistung sowie
Konstanz und Zuverlässigkeit
gegenüber den Münchner Bür-
gern. Durch Kooperationsverträ-
ge mit Systemverbünden bzw.
Herstellerkonsortien sowie eine
weiterhin über die Restabfallge-
bühr laufende Finanzierung sol -
len diese Ziele erreicht werden.

Stiftung gegründet

Damit sich kein Hersteller
seiner Pflichten entzieht, wurde
von der Wirtschaft die „Stiftung
Elektro-Altgeräte-Register“

(EAR) gegründet. Sie wird
behördliche Befugnisse erhalten
und unter der Aufsicht des Um-
weltbundesamtes als „Gemein-
same Stelle“ überwachen, dass
alle zur Rücknahme Verpflich-
teten ihren gesetzlichen Pflich-
ten nachkommen. Zum Beispiel
müssen sich alle Hersteller von
Elektro- und Elektronikgeräten
dort registrieren. Nicht regi-
strierte Hersteller dürfen ab dem
24. November 2005 keine Gerä-
te mehr in Verkehr bringen. Die
öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger müssen ihre Abhol-
stellen bei der „Gemeinsamen
Stelle“ melden.

Register im Aufbau

Das web-basierte Elektro-
Altgeräte-Register befindet sich
derzeit im Aufbau. Es ist unter
der Internetadresse www.stif-
tung-ear.de erreichbar und stellt
dort eine umfangreiche Fragen-
Antworten-Liste zur Verfügung.
Eine Test-Registrierung ist be-
reits möglich. Hartmut Theus -
ner von der „Stiftung Elektro-
Altgeräte-Register“ appellierte
eindringlich an Kommunen und
Hersteller, davon Gebrauch zu
machen, um rechtzeitig Erfah-
rungen mit dem Registrierungs -
verfahren zu sammeln. DK

Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bayern (GAB):

Aktuelle
Sanierungsfälle

Mit Beginn des Jahres 2005 hat die Gesellschaft zur Altla-
stensanierung in Bayern mbH (GAB) bayernweit wieder di-
verse Sanierungsfälle übernommen. Die Zahl der derzeit von
der GAB betreuten und maßgeblich finanzierten Altlastenfälle
hat sich somit auf 26 erhöht. Einige davon seien nachfolgend
dargestellt. 

Zur Sicherung der ehemaligen
Betriebsdeponie in Windisch-
eschenbach, deren Böschungs-
fuß direkt an einem Prallhang
der Waldnaab liegt und stark ero -
sionsgefährdet ist, wurde bereits
im vergangenen Jahr mit der Er-
stellung der insgesamt 170 Me -
ter langen Ortbetonpfahlwand
durch überschnittene Bohrungen
begonnen. Neben deren Fertig -
stellung soll in diesem Jahr noch
mit der Profilierung sowie der
Abdichtung mit Kunststoffdich -
tungsbahn und der Rekultivie -
rung der Deponiefläche begon -
nen werden. Eigentümerin der
Deponie ist die Firma Annahütte
GmbH i.K., die auf dem 5800
m2 großen Deponieareal bis
1986 etwa 5000 m3 stark mit Ar-
sen und Blei belastete Neutrali -
sationsschlämme aus der Kri -
stallglasproduktion einlagerte.

Beispiele Bleikristallhütte ...

Ein weiteres Sanierungsbei -
spiel stellt die ehemalige Blei -
kristallhütte im Landkreis Neu -
stadt a. d. Waldnaab dar. Auf
dem früheren Betriebsgelände
entstanden im Zuge der Glas-
produktion und -veredelung, der
Abwasserneutralisation, der Ga-
serzeugung und der Ablagerung
betrieblicher Sonderabfälle um-
fangreiche Boden- und Grund-
wasserverunreinigungen durch
Schwermetalle wie vor allem
Arsen und Blei. Aufgrund der
Komplexität und des Ausmaßes
dieser Altlast ist für eine ab-
schließende Gefährdungsab -
schätzung eine weitere umfang -
reiche Detailuntersuchung not -
wendig, die noch heuer durch -
geführt wird.

Sowohl zu einer deutlichen
Belastung der Gebäudesubstanz
des ehemaligen Galvanikgebäu -
des als auch zu einer erhebli -
chen Grundwasserverunreini -
gung durch Chromat hatte der
Betrieb einer Galvanik in Kip -
fenberg/Birktal im Landkreis
Eichstätt geführt. Nach dem
Rückbau des einsturzgefährde -
ten Gebäudes und einem Bo -
denaustausch im ungesättigten

Bereich ist noch im Sommer der
Beginn der Grundwassersanie-
rung geplant.

Bei den Säureharzdeponien in
den Landkreisen Regensburg
und Kronach, der ehemaligen
Farbenfabrik in Schonungen
und der Altablagerung im Land-
kreis Ostallgäu handelt es sich
wiederum um Boden- und
Grundwasserverunreinigungen
durch die üblichen Schadstoffe,
deren Ausmaß und Gefähr-
dungspotenzial in Detailuntersu-
chungen demnächst bestimmt
wird, um darauf aufbauend eine
Sanierungsuntersuchung zu er-
stellen. 

Als Folge des 90jährigen Be-
triebs einer Porzellanfabrik mit
eigener Generatorgaserzeugung
liegen auf dem knapp 16.000
m2 großen herrenlosen Grund-
stück im Landkreis Wunsiedel
Gebäude-, Boden- und Grund-
wasserverunreinigungen durch
Schwermetalle und polycycli-
sche aromatische Kohlenwas-
serstoffe vor. Als erster Schritt
eines Gesamtsanierungskon-
zepts werden in diesem Jahr 
der Gebäuderückbau und an-
schließend die Detailuntersu-
chung und die Sanierungsunter-
suchung durchgeführt.

... und Putzlappenwäscherei

Bei der ehemaligen Putzlap-
penwäscherei in Geretsried wie-
derum führte die jahrzehntelan-
ge Versickerung öl- und löse-
mittelhaltiger Waschabwässer
zur Ausbreitung einer Ölphase
auf der Grundwasseroberfläche
auf über 30.000 m2 und einer
massiven Belastung von Boden
und Grundwasser. Nach den er-
sten Schritten Ölphasenabsau-
gung und Bodensanierung er-
folgt seit einem knappen drei-
viertel Jahr die Grundwassersa-
nierung über ein verzweigtes
Drainagesystem, das mit Eigen-
mitteln des Landkreises Bad
Tölz-Wolfratshausen und sog.
FAG-Mitteln des Freistaats fi-
nanziert wurde.

Letztes Sanierungsbeispiel:
Die bei der ehemaligen Glas-

Unser Bild (v. l.): Die Herren Fink und Pilsl von der Siemens
AG, Regensburg, gemeinsam mit E.ON Bayern-Vorstandsmit-
glied Edith Volz-Holterhus sowie Bernhard Iglhaut und Her-
bert Wimmer von E.ON Bayern. rr

Umweltgerechtes Recycling von Hochleistungssicherungen:

E.ON Bayern erneut
ausgezeichnet

Die in Regensburg ansässige E.ON Bayern AG hat nach den
Jahren 2002 und 2003 auch  2004 bundesweit die größte Men-
ge an abgeschalteten Niederspannungs- und Hochspannungs -
hochleistungssicherungen (NH/HH) gesammelt. „Mit insge-
samt 17,5 Tonnen gesammelten Recyclingmaterials hat E.ON
Bayern wiederum einen wichtigen Beitrag zum nachhaltigen
Umgang mit unseren Rohstoffen geleistet“, so Gerd Fink, Vor-
sitzender des Vereins zum Recycling von NH/HH-Sicherungen. 

So seien im Jahr 2004 über den
Recycling-Prozess rund 27 Ton -
nen Kupfer und über 300 Kilo -
gramm Silber in den Wertstoff -
kreislauf zurückgeführt worden.

Bundesweit engagiert

Der unter Federführung der
Siemens AG im Jahr 1995 ge -
gründete Verein ist bundes-
weit engagiert und hat es sich
zum Ziel gesetzt, die in den
Sicherungen enthaltenen wert-
vollen Rohstoffe wie Kupfer
und Silber wieder aufzuberei -
ten. Seitdem konnten fast 200
Tonnen Kupfer und 2,5 Ton-
nen Silber recycelt werden. Fi-
nanzielle Überschüsse der
Vereinstätigkeit fliessen in die
Forschung.

Maßnahmenkatalog

Im Rahmen der Auszeich -
nung betonte E.ON Bayern-
Vorstandsmitglied Edith Volz-
Holterhus das ökologische En -
gagement des Energiedienstlei -
sters: „Die Reihe unseres akti -
ven Handelns für mehr Um-
weltschutz und Nachhaltigkeit
ist lang.“ So habe der bayeri -
sche Energiedienstleister Ende

Juli dieses Jahres erstmals den
E.ON Bayern Umweltpreis für
ökologisch wertvolle kommu-
nale Projekte verliehen. Ferner
engagiere man sich innerhalb
und außerhalb des Unterneh-
mens stark für Umweltbildung
und setze nicht zuletzt bei der
Energie- und Wärmeerzeugung
auf dezentrale, regenerative 
Anlagen. „Das Sammeln von
NH/HH-Sicherungen ist in un-
serem Maßnahmenkatalog ein
weiterer wichtiger Beitrag“, so
Edith Volz-Holtherus.

Bundesweit Spitze

E.ON Bayern nimmt mit ei-
nem Stromabsatz von rund 30
Milliarden Kilowattstunden, ei-
nem Gasabsatz von rund 5 Mil-
liarden Kilowattstunden und
mit über 2 Millionen Kunden
einen Spitzenplatz bei den re-
gionalen Energiedienstleistern
in Deutschland ein. Zugleich ist
E.ON Bayern Betreiber eines
über 170.000 Kilometer langen
Mittel- und Niederspannungs-
netzes. In rund 43.000 Tra-
fostationen und rund 210.000
Kabelverteilerschränken befin-
den sich über 10 Millionen
NH- und rund 150.000 HH-Si-

Landkreis Augsburg:

Der illegale Müllberg wächst
Die Zahl der illegalen Abfallablagerungen in freier Natur
nimmt im Landkreis Augsburg immer weiter zu. Im Jahr 2001
wurden gut 100 illegale Ablagerungen beim Landratsamt an -
gezeigt, vergangenes Jahr waren es bereits rund 180. Die Dun-
kelziffer wird aber weitaus höher geschätzt. Und das, obwohl
das Abfallwirtschaftskonzept des Landkreises Augsburg
flächendeckende Bring- und Holsysteme für die geordnete Ab -
fallentsorgung vorsieht. So gibt es zum einen die Wertstoff -
sammelstellen, die Wertstoffinseln sowie die Problemmüll-
sammlung und zum anderen die Haus- und Sperrmüllsamm-
lung sowie den Gelben Sack.

Trotzdem entsorgen immer
mehr Bürger ihre Abfälle in der
freien Landschaft. Besonders
beliebt sind dabei Waldgebiete,
Feldränder und Straßenrän-
der außerhalb geschlossener
Ortschaften. Hier treffen sich
ausgediente Waschmaschinen,
Fernseher, Autobatterien und
vieles mehr. Oft werden auch
Gartenabfälle wie Äste, Laub
oder Grasschnitt nach dem Mot -
to „das verrottet doch alles“ in
der freien Natur entsorgt. 

Unverfrorenes Handeln

Ein besonders schwerwiegen -
des Beispiel für die Unverfro-
renheit mancher Bürger ist ein
Fall, der sich im Juni 2004 bei
Großaitingen ereignet hat: Dort
haben Unbekannte eine ganze
LKW-Ladung mit ungefähr 300
Altreifen unbemerkt auf einem
Feld abgekippt.

Den Gemeinden und dem
Landkreis entstehen durch ille -
gale Abfallablagerungen jähr-
lich enorme Kosten. Denn wenn
die Müllsünder nicht erwischt
werden, müssen die Gemeinden
bzw. das Landratsamt die Ent -
sorgung übernehmen. So mus-
ste der Landkreis Augsburg in
den Jahren 1998 bis 2004 über

66 000 Euro für die Entsorgung
von illegalen Abfallablagerun-
gen aufwenden. Diese Kosten
müssen von den Bürgern, die
ihre Abfälle rechtmäßig entsor-
gen, mitgetragen werden. Die
illegale Ablagerung von Müll
ist deshalb sicher kein so ge-
nanntes Kavaliersdelikt. Wer er-
wischt wird, wird verpflichtet,
seine Ablagerung selbst zu ent-
sorgen und muss zudem mit ei-
nem empfindlichen Bußgeld
rechnen. Immerhin 500 Euro
kostet einen Landkreisbürger
der Versuch, sein Auto illegal
loszuwerden.

Bitte um Mithilfe 

Landrat Dr. Vogele hofft auf
Mithilfe aus der Bevölkerung:
„Ich appelliere an das Umwelt-
bewusstsein unserer Bürger.
Entsorgen Sie Ihre Abfälle nicht
in der freien Natur und lassen
Sie auch nicht zu, dass es ande-
re ungestraft tun.“

Der Landkreis Augsburg bit-
tet daher jeden, der von einer
wilden Müllablagerung Kennt-
nis erhält und vielleicht sogar
deren Verursacher kennt, dies
bei der nächsten Polizeidienst-
stelle oder beim Landratsamt
Augsburg anzuzeigen. r

Projektstart:

„Branchenenergiekonzept
für die Recyclingindustrie“

Zur Unterstützung der Recyclingindustrie in ihrem Bemühen
um einen effizienteren Energieeinsatz und die Reduzierung
der spezifischen CO2-Emissionen ist im Juli 2005 das Projekt
„Branchenenergiekonzept für die Recyclingindustrie“ mit
dem Ziel gestartet, Konzepte zur rationellen Energienutzung
in der Recyclingindustrie zu entwickeln und zu dokumentie-
ren. Die Laufzeit des Projektes beträgt zweieinhalb Jahre. 

Im Rahmen des Projektes sollen unter anderem konkrete und
branchenspezifische Maßnahmen zur Energie- und Kostenein-
sparung erarbeitet werden. Darüber hinaus soll das Projekt die
Unternehmen der Recyclingindustrie für den Bereich Energie sen-
sibilisieren, ihre Wettbewerbsfähigkeit durch Energiekostenein-
sparungen verbessern und Informationen über innovative Verfah-
ren bereit stellen. Die Ergebnisse sowie wertvolle Tipps zum
Thema Energieeinsparung werden in einem Praxisleitfaden
„Rationelle Energienutzung in der Recyclingindustrie“ und in
einer kostenlosen Informationsbroschüre veröffentlicht.         r

und Leuchtenerzeugung im
Landkreis Ostallgäu angefalle -
nen und mit Schwermetallen
(vor allem Nickel) kontaminier -
ten Betriebsabwässer wurden
jahrzehntelang über zwei in ei -
nen Hang eingebrachte Schäch -
te versickert. Vom Schachtfuß
aus, der sich auf dem Höhenni -
veau der angrenzenden Auen -
wiese befindet, konnten sich die

Schadstoffe flächig auf etwa
1000 m2 ausbreiten. Die zum
Schutz des Grundwassers not-
wendige Bodensanierung konn-
te aufgrund der geringen Ein-
dringtiefe der Schadstoffe in
den Boden als konventioneller
Bodenaustausch ohne zusätzli-
chen Verbau geplant werden
und wurde bereits im Frühjahr
durchgeführt. DK
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bvse-Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.V.:

Konzern-Strategie gefährdet
Entsorgungssicherheit 

Weitere Preiserhöhungen kommen - Marktbereinigung soll erzwungen werden

Berlin. Auf einen Entsorgungsnotstand steuert Deutschland
nach Auffassung des bvse-Bundesverbandes Sekundärrohstof-
fe und Entsorgung e.V. spätestens jetzt hin. Nach den Worten
von bvse-Hauptgeschäftsführer Hans-Günter Fischer sei es
jetzt erforderlich zu handeln, bevor aus einem ernsten Entsor-
gungsengpass eine handfeste Krise im Herbst werde. Nach
dem 1. Juni zeigte sich, dass die Befürchtungen des bvse einge-
treten sind. Großkonzerne drehen nicht nur an der Preis-
schraube, sondern versuchen auch eine Marktbereinigung auf
Kosten der mittelständischen Unternehmen durchzusetzen.

Vor der Presse in Berlin wies
F i scher darauf hin, dass der 
1. Juni 2005 eine Zeitenwende
für die Abfallentsorgung in
Deutschland darstelle. Abfälle
dürften nicht mehr einfach auf
Deponien verbracht werden,
sondern müssten zuvor in Müll -
verbrennungsanlagen oder me -
chanisch-biologischen Anlagen
vorbehandelt werden. Aber nicht
nur diese neue Regelung, son -
dern auch die sich in diesem Jahr
vollzogene enorme Marktkon -
zentration in der Branche, hät-
ten gravierende Auswirkungen.
Durch eine nie zuvor gesehene
Marktkonzentration - nämlich
den Kauf der Nr. 1 durch die 
Nr. 2 - habe der Konzern Reth -
mann den Konzern RWE Um-
welt geschluckt. Die neue Nr. 1
REMONDIS AG ist dominanter
als je ein anderes Unternehmen
in der Branche und steuert ein -
deutig einen weiteren Konzen -
trationsprozess.

Kernproblem

„Beide Ereignisse zusammen
bilden das Kernproblem“ warnte
Fischer, der darauf hinwies, dass
REMONDIS jetzt der Konzern
sei, der mit riesigem Abstand 
die größten Vorbehandlungska -
pazitäten in Deutschland direkt
oder indirekt über sog. PPP-Un-
ternehmen (gemischtwirtschaft -
liche) kontrolliere. Das Ziel sei
erkennbar die Kapazitätsver -
knappung, um „knallhart Kasse“
zu machen. Das gehe nicht nur
auf Kosten des Mittelstandes so-
wie auf Kosten der Gebühren -

zahler und ihrer Kommunen.
Diese Konzern-Strategie gefähr-
de die Entsorgungssicherheit in
ganz Deutschland. 

Verdrängungswettbewerb

Der bvse beobachte in der jet-
zigen schwierigen Phase einen
knallharten Verdrängungswett-
bewerb gegen mittelständische
Unternehmen. So würden dem
Mittelstand flächendeckend ver-
bindliche Verträge über Vorbe-
handlungskapazitäten gekürzt
oder gar komplett gekündigt.
Die Umfrage mache sehr deut-
lich, dass Profit vor Entsor-
gungssicherheit gesetzt werde.
Über die Hälfte (52%) der ver-
traglichen Verbrennungskontin-
gente bei privaten Anlagenbe-
treibern - hier vor allem von
Rethmann/REMONDIS - seien
allein den mittelständischen Un-
ternehmen gekündigt oder ge-
kürzt worden. Und auch bei den
sogenannten PPP’s, den ge-
mischtwirtschaftlichen Anlagen
von Konzernen mit Kommunen,
seien laut Umfrage rund 30% 
der Verträge gekündigt worden.
Wenn gleichzeitig dem Mittel-
stand vorgeworfen werde, er hät-
te sich nicht vorbereitet, sei das
bezeichnend.

Vor diesem Hintergrund stelle
sich die Frage nach der Motiva-
tion dieser Kündigungen, so bv-
se-Hauptgeschäftsführer Hans-
Günter Fischer. Es dränge sich
die Vermutung auf, dass die
Müllverbrennungsanlagen über-
bucht wurden, also mehr Ver-
brennungskapazitäten verkauft

wurden, als tatsächlich vorhan -
den sei und außerdem Kündi -
gungen erfolgen, um durch im-
mer neue Preisrunden Entsor-
gungsunternehmen aus dem
Markt zu drängen.

Ins Bild passe, dass immer
mehr Berichte eingingen, nach -
dem Unternehmen, die noch
Kontigentsverträge mit der alten
RWE Umwelt AG abgeschlos-
sen hätten, diese Verträge vom
neuen Eigentümer REMONDIS
gekündigt würden. 

Besorgt sei man auch darüber,
dass auch 55% der befragten Un -
ternehmen Kontingentskürzun -
gen oder Annahmeverweigerung
für die nächsten Wochen an -
gekündigt worden wären. Fi-
scher: „Das bedeutet, dass eine
weitere Preisrunde in Vorberei -
tung ist“. Dieses hohe Preisni -
veau bei Müllverbrennungsanla -
gen habe gleichzeitig auch zur
Folge, dass kurz- und mittelfri -
stig auch Gebührenerhöhungen
für die privaten Haushalte zu er -
warten sind.

Vorsorge getroffen

Fischer erläuterte, dass es auf -
grund politischer Rahmenset -
zung (TASi/Abfallablagerungs-
verordnung) zu dem auch vom
bvse lange geforderten Ende der
„Ex-und-Hopp-Deponierung“
von Müll gekommen sei. „Es
war für alle Beteiligten klar, dass
diese Vorbehandlung auch mehr
Geld kostet“, führte der bvse-
Hauptgeschäftsführer aus. Er be -
tonte, dass der Mittelstand ent -
sprechend seinen finanziellen
Möglichkeiten Vorsorge getrof-
fen habe. Nach der deutschland -
weiten Umfrage hätten 88% der
Unternehmen bestätigt, dass sie
sich durch die Sicherung von
Kontingenten oder durch den
Aufbau eigener Kapazitäten
sorgfältig auf diese TASi-Vorga -
be vorbereitet haben.

Deutlich kritisierte Fischer je -
doch die Konzern-Strategie nach
dem 1. Juni: „Es war klar, dass
die Preise steigen. Die Preisex -
plosion, die momentan stattfin -
det hat mit der neuen gesetzli -
chen Regelung aber nicht viel zu
tun“. Seit diesem 1. Juni sei eine
gewaltige Verstopfung im Ab-
fluss Gewerbeabfall und auch

teilweise von Hausmüll zu ver-
zeichnen. 

Der akut entstehende Rück-
stau von Müll-Strömen könne
nach Einschätzung des bvse be-
reits in kurzer Frist in vielen Re-
gionen zum Entsorgungs-Not-
stand führen. Es sei jetzt eine
konzertierte Aktion der Politik in
Bund, Ländern und Kommunen
erforderlich. So sollten regionale
Abfall-Konferenzen unter staat-
licher Moderation - z.B. der für
den Vollzug zuständigen Länder
- stattfinden. „Was jetzt nötig ist,
sind Maßnahmen, um „den
Druck aus dem Kessel“ zu neh-
men“, machte Fischer klar.

Befristete Zwischenlager

Dazu zählte er befristete Zwi-
schenlager, um Abflussmöglich-
keiten für die Müllströme zu
schaffen und damit den drohen-
den Rückstau zu verhindern. Ka-
pazitätenkataster sollen erstellt
werden und einer objektiven La-
gebeschreibung dienen und ei-
nen Rahmen für regionale Pla-
nung und gegen Mülltourismus
ermöglichen.

Kartellamt und Aufsichts-
behörden der Länder müssten
dem Missbrauch der Anlagenbe-
treiber einen deutlichen Riegel
vorschieben. Zudem müssten
„Ablassventile“ wie die Einspei-
sung von Abfällen mit biogenen
Anteilen als Ersatzbrennstoffe
nach dem EEG (Energieeinspei-
sungsgesetz) kurzfristig geöffnet
werden. r

Rewindo:

Nachhaltigkeit statt
Kostendruck

Die neue TA Siedlungsabfall führt vielfach zu einer drastischen
Erhöhung der Entsorgungskosten auch für alte Fenster. Kunst-
stofffenster-Recycling ist daher eine ökologisch und ökonomisch
sinnvolle Alternative. Altfenster sind Abfall. Und der wird teuer. 

Für alte Fenster, Türen oder
Rollladen aus PVC, die im Rah -
men vieler Modernisierungs-
oder Abbruchmaßnahmen an -
fallen, heißen die Alternativen
also: Verbrennen oder recyceln.
Dabei ist das Recycling die so-
wohl ökologisch wie ökono-
misch sinnvollere Möglichkeit.
Denn Kunststofffenster sind na -
hezu vollständig wiederver -
wertbar. Aus ihnen lässt sich
wieder sortenreines PVC ge -
winnen. Und das ohne Quali-
tätseinbußen. Dafür sorgen das
Recycling-Know-how der deut -
schen Kunststoffprofilhersteller,
ein bundesweit organisiertes
Sammelsystem und der Service
der Rewindo. In der Rewindo
haben sich die führenden deut -
schen Kunststoffprofilhersteller
zusammengeschlossen.

Die TASi erzeugt Kosten -
druck. Betreiber von Müllver -
brennungsanlagen profitieren.
Dort, wo Wiederverwertung
nicht möglich ist, bleibt nur der
Weg zur thermischen oder bio -
logisch mechanischen Verwer -
tung des Abfalls. Damit sinken
zwar die Methangasemissionen
von Deponien, aber die Entsor-

gungskosten steigen. In Berlin
rechnet man mit einer Verdopp-
lung. 

Mehr Müllverbrennung heißt
auch mehr Kosten. Rewindo in-
formiert Fensterbetriebe, Ent-
sorgungs- und Abbruchunter -
nehmen über die Möglichkeiten
des Fensterrecyclings und bietet
aktiv Hilfe bei der Organisation
ihrer Entsorgungsmaßnahmen
an. Die jährlich wachsenden
Recyclingquoten belegen den
Erfolg dieser Aktivitäten, die
seit dem 1. Juni noch gefragter
sind. 

Seit dem 1. Juni gelten neue
verschärfte Regeln für die De-
ponierung von Haus- und Ge-
werbeabfällen. Die in Kraft ge-
tretene „TA Siedlungsabfall“,
kurz TASi, beinhaltet ein Verbot
der Deponierung unbehandelter
Siedlungsabfälle. Auch unbe-
handelte Bauabfälle, wie z. B.
alte Fenster, dürfen nicht mehr
einfach deponiert werden. Die
Gebühren für die Abfallentsor -
gung werden drastisch steigen.
Vor allem dort, wo Städte und
Gemeinden bisher mit kosten-
günstigen Deponien zusammen-
gearbeitet haben. r

Neues Landesamt für Umwelt:

Start in Augsburg und Hof
Zum 1. August haben das neue Landesamt für Umwelt (LfU)
und auch die neue Verwaltung für Ländliche Entwicklung ihre
Tätigkeiten aufgenommen. Das Landesamt für Umwelt wird
zwei Standorte haben, nämlich Augsburg und Hof. Die Ver-
waltung für Ländliche Entwicklung wird in allen sieben
bayerischen Bezirken mit je einem Amt vertreten sein. 

Umweltminister Dr. Werner 
Schnappauf übertrug die LfU-
Leitung Prof. Dr.-Ing. Albert
Göttle. Sein Stellvertreter ist Dr.
Bernd Matthes. Das neue Lan -
desamt entsteht durch die Zu -
sammenlegung der vier Lan -
desämter für Umweltschutz,
Wasserwirtschaft, Geologie und
Arbeitsschutz. Damit seien nun -
mehr alle Umweltmedien Luft,
Wasser und Boden in einem Amt
vereint. Hauptsitz des neuen
Landesamts mit dem Präsiden -
ten an der Spitze wird Augsburg
sein; eine neue Dienststelle mit
Sitz des Vize-Präsidenten ent -
steht in Hof. 

Noch in diesem Jahr werden
erste Mitarbeiter von München
nach Augsburg wechseln. Auch
alle Umweltlabore werden in
Augsburg konzentriert. Insge -
samt wird der Standort Augs-
burg um 190 Stellen aus Mün -
chen verstärkt. Die Planungen
für personellen Verlagerungen
und die erforderlichen baulichen
Anpassungsmaßnahmen sind im
vollen Gange. Erst 1999 war
für insgesamt 74 Mio. Euro in
Augsburg ein Neubau für das
Landesumweltamt errichtet wor -
den. Die bisherigen Präsidenten
bzw. Vize-Präsidenten überneh -
men Führungsaufgaben am Mi -
nisterium.

Für die Unterbringung der
Mitarbeiter des Landesamts in
Hof (insgesamt 300 Stellen) hat
der Haushalts-Ausschuss des
Landtags unlängst den Ankauf
des ehemaligen SchmidtBank-
Gebäudes für 12 Mio. Euro be -
schlossen. Voraussichtlich im
November wird das neue Dienst -
gebäude übergeben werden. Mit
der Verlagerung erster arbeits-
fähiger Einheiten sei frühestens
im ersten Quartal 2006 zu rech -
nen, teilte das Ministerium mit.

Durch die zwei Hauptstand-
orte sei grundsätzlich gewährlei -
stet, dass die Aufgaben mit Süd -
bayernbezug wie zum Beispiel
Lawinenschutz, Wildbachver -
bauung, alpine Naturgefahren
und Geothermie in Augsburg
und umgekehrt mit Nordbayern -
bezug in Oberfranken erledigt
werden. Darüber hinaus sei die
fachliche Schwerpunktsetzung
so vorgesehen, dass in Augsburg
beispielsweise Luftreinhaltung,

Lärmschutz, Abfall, Strahlen-
schutz, Natur- und Artenschutz
und Hochwasserschutz bearbei-
tet werden. In Hof gehe es u.a.
um Klimawandel, EU-Wasser-
rahmenrichtlinie, Grundwasser-
schutz, Altlasten, Rohstoffsiche-
rung, Geologische Landesauf-
nahme und Bodenschutz. 

Nach der Neuorganisation der
Landwirtschafts- und der Forst-
verwaltung in Bayern ist nun
auch die Verwaltung für Ländli-
che Entwicklung neu aufgestellt.
Wie Landwirtschaftsminister Jo-
sef Miller in München mitteilte,
wurden im Zuge der Verwal-
tungsreform die bisherigen Di-
rektionen für Ländliche Ent-
wicklung am 1. August zu Äm-
tern für Ländliche Entwicklung.
Ihre Kernaufgaben bleiben die
integrierte ländliche Entwick-
lung, die Flurneuordnung und
die Dorferneuerung. Mit den
neuen Strukturen soll langfristig
das Personal weiter reduziert
werden. Insgesamt sei eine Ver-
ringerung um die Hälfte auf rund
1070 Stellen geplant. 

Bleibende Eigenständigkeit

Die Eigenständigkeit der Ver-
waltung für Ländlichen Ent-
wicklung bleibe erhalten. Auch
die Konzentration ihrer Behör-
den auf landesweit sieben Stan-
dorte sowie ihr zweistufiger
Aufbau haben sich laut Miller
als effizient und zukunftstaug-
lich bewährt. Nach Überzeugung
des Ministers garantieren die
Behörden damit vor Ort weiter-
hin zeitgerechte und kostengün-
stige Lösungen: „Die Ländliche
Entwicklung bleibt ein starker
Partner für Landwirte, Bürger
und Gemeinden im ländlichen
Raum.“ Seinen Worten zufolge
ist die Ländliche Entwicklung
auch in Zukunft ein Schwer-
punkt bayerischer Agrar- und
Strukturpolitik.

Ansprechpartner vor Ort sind
künftig die Ämter für Länd-
liche Entwicklung Oberbayern
(Sitz: München), Niederbayern
(Landau a. d. Isar), Oberpfalz
(Regensburg), Oberfranken
(Bamberg), Mittelfranken (Ans-
bach), Unterfranken (Würz-
burg) und Schwaben (Krum-
bach). dgh.

Internet-
Fragebogen

Die Europäische Kommission
fordert die Öffentlichkeit und
die maßgeblichen Behörden
auf, sich über das Internet zu ei-
ner neuen europäischen Strate-
gie zur Verbesserung der städti-
schen Umwelt in Europa und
zur Verringerung der Auswir -
kungen von Städten auf die
Umwelt im weiteren Sinne zu
äußern. Die Strategie soll von
der Kommission im Dezember
2005 als Vorschlag vorgelegt
werden. Die Konsultation wird
bis zum 21. September 2005
laufen. Der Fragebogen kann
über die folgende Internet-
Adresse abgerufen werden:

http://www.europa.eu.int/com
m/environment/urban/public_
consultation_2005.htm

Der Internet-Auftritt zur the-
matischen Strategie für die städ-
tische Umwelt ist zu finden
unter http://www.europa.eu.int/
comm/environment/urban/ho-
me_en.htm r
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Stadtverwaltung Günzburg:

Vorfahrt für Erdgas und
Energiemanagement

Bereits seit Dezember 2004 befasst sich die Stadtverwaltung
Günzburgs verstärkt mit dem Thema Energiemanagement.
Die Stadt strebt dabei in einem dreijährigen Projekt eine En -
ergieeinsparung von bis zu 15 Prozent an. 

Gerhard Jauernig, Günzburgs
Oberbürgermeister betont:“Wir
als große Kreisstadt mit knapp
20.000 Einwohnern setzen auf
umweltschonendes und nach -
haltiges Handeln. Unser kom-
munales Energiemanagement
soll dabei zum einen die kom-
munalen Kassen entlasten aber
auch Ressourcen und damit un -
sere Umwelt schonen. Die an -

gestrebte CO2- Einsparung er -
reichen wir durch eine genaue
Bedarfsanalyse sowie den Ein-
satz von Erdgas als eine von
Haus aus umweltschonende En-
ergie. Beim Rathaus und beim
Forum am Hofgarten, um nur
zwei Beispiele zu nennen, spart
die Stadt Günzburg bereits 
erfolgreich durch das Heizen
mit Erdgas. Die Stadt hat hier

ganz klar eine Vorbildfunktion.“ 

Steigende Nachfrage

Gabriele Krybus, Betriebslei -
terin von erdgas schwaben in
Günzburg, stimmt dem zu: „Die
Nachfrage nach Erdgas steigt
kontinuierlich. Über 75 % al-
ler Neubauwohnungen werden

jahr 1952 gegründet, baute und
baut der Energieversorger sein
Leitungsnetz ständig weiter aus.
Heute umfasst das Netz über
4.500 Kilometer in ganz
Schwaben und versorgt 165
Städte und Gemeinden in der
Region. Eine davon ist seit vie-
len Jahren die große Kreisstadt
Günzburg. Entstanden 77/78
n. Chr. als römisches Kastell
entwickelte sich die Stadt bald
zur blühenden Handelsstadt.
Heute ist Günzburg mit seiner
wunderschönen Altstadt das
Ziel zahlreicher Besucher aus
ganz Deutschland. Eine Attrak-
tion ist dabei neben dem idylli-
schen Donauradweg, der über
Günzburg f ührt, der Freizeitpark
Legoland Deutschland im Land-
kreis Günzburg. Auch Legoland
Deutschland vertraut bei der En-
ergieversorgung auf Erdgas.

Hohe technische
Standards

Georg Radlinger, Leiter des
K o m m u n a l k u n d e n m a n a g e-
ments bei erdgas schwaben, ist
überzeugt: „Aufgrund der ho-
hen technischen Standards so-
wie der Zuverlässigkeit moder-
ner Erdgasgeräte hat Günzburg
mit Erdgas eine sichere, saubere
und umweltschonende Energie
gewählt. Ebenso wie für die
Stadt Günzburg spielt für erdgas
schwaben der Umweltschutz ei-
ne große Rolle. 

Als KFZ-Treibstoff wird Erd-
gas für den Umweltschutz im-
mer bedeutsamer: Erdgasfahr-
zeuge sind nicht nur umwelt-
schonend, sie fahren auch leiser
und beim Tanken entstehen fast
keine Emissionen. Mit Erdgas-
autos kann der Schadstoffaus -
stoß um bis zu 80% reduziert
werden und Feinstaub ist kein
Thema. Wen wundert es also,
dass die Stadt Günzburg bereits
mehrere Erdgasfahrzeuge im
Einsatz hat.“ r

Fachgespräch im Landratsamt Traunstein: 

Jugendliche besser vor
Alkohol schützen!

Der Jugendschutz soll bei den vielen Festen und Veranstaltun -
gen im Landkreis Traunstein noch mehr im Vordergrund ste-
hen. Um diesem Anliegen von Landrat Hermann Steinmaßl
Nachdruck zu verleihen, trafen sich auf Einladung des Traun -
steiner Präventionszirkels (TRAPEZ) Bürgermeister, kommu-
nale Geschäfts- und Ordnungsamtsleiter, Jugendbeauftragte
und Polizeivertreter zu einem „Fachgespräch Jugendschutz“
im Landratsamt Traunstein. Vor allem ging es darum, die Al-
koholprävention zu verstärken.

Die Tagungsleiterin, Kreisju -
gendpflegerin Ulli Himstedt,
wies in ihrem Eingangsreferat
darauf hin, dass Prävention vom
Gesetzgeber als übergreifendes
Ziel des Jugendschutzes defi -
niert werde und besonders im
Landkreis Traunstein einen sehr
hohen Stellenwert einnehme.
Dennoch habe sich der seit den
70er Jahren bei Jugendlichen
anhaltende Trend zu weniger
Alkoholkonsum 2004 zum er -
sten Mal umgekehrt. Himstedt
zufolge haben vor allem bei den
Zwölf- bis Sechzehnjährigen
die wöchentlichen Trinkmen -
gen und Alkoholrausch-Erfah -
rungen zugenommen. Die in der
Bevölkerung weit verbreitete
unkritische bis positive Einstel -
lung zum Alkohol verhindere
einen realistischen Blick auf die
Folgen zu hohen Alkoholkon-
sums.

Regelwerk und Aktion

Hans Kurz von der Caritas
Traunstein appellierte an das
Verantwortungsbewusstsein
von Eltern, Lehrkräften, Kom-
munalpolitikern, Vereinsvor-
ständen, Geschäftsleuten und
Gastwirten. Ihnen biete TRA-
PEZ verschiedene Möglichkei -
ten der Unterstützung an. Das
Regelwerk „5 von 12“ - Tipps
für einen vernünftigen Jugend-
schutz sei dafür ein gutes Bei -
spiel. Fast die Hälfte der Ge -
meinden im Landkreis arbeite
bereits damit. Auch die Aktion
„Schon 16?“ biete vor allem
Servicekräften in der Gastrono -
mie eine Hilfe, um Jugendliche
von alkoholischen Getränken
fern zu halten.

Polizeiliche Anliegen

Hubertus Andrä, Leiter der
Polizeidirektion Traunstein, er -
klärte die Bereitschaft der Poli -
zei, mit den Verantwortlichen
im Bereich Jugendschutz zu -
sammen zu arbeiten. Sein be -
sonderes Anliegen an die anwe -
senden Vertreter der Kommu-
nen: „Gehen Sie sensibler mit
der Genehmigungspraxis um,
informieren Sie die Polizei
rechtzeitig über entsprechende
Veranstaltungen und legen Sie
ein besonderes Augenmerk auf
private sogenannte Spontan-
und Großveranstaltungen sowie
auf das Hüttenunwesen.“ 

Das selbe Anliegen vertrat
Hans Kurus von der Gewerbe -
aufsicht im Traunsteiner Land -
ratsamt, der auch die gesetzli -
chen Vorgaben und Grundlagen
erläuterte. Franz Feil vom Amt

für Kinder, Jugend und Familie
informierte die Teilnehmer und
Teilnehmerinnen über den Voll-
zug von Jugendschutzmaßnah-
men sowie über Bußgeldaufla-
gen und unterstrich die gute Ko-
operation mit der Polizei.

Die wichtigsten medizini-
schen Hintergründe für eine
rechtzeitige Präventionsarbeit
skizzierte Dr. Wolfgang Schardt
vom Gesundheitsamt Traun-
stein. Er wies unter anderem
darauf hin, dass regelmäßiger
Alkoholkonsum bei Erwachse-
nen nach rund drei bis vier
Jahren, bei Jugendlichen je-
doch schon nach sechs bis
neun Monaten in die Abhän-
gigkeit führe. DK

Gabriele Krybus. rr

heute mit einer Erdgasheizung
ausgestattet. Eine moderne Erd-
gasheizung zeichnet sich durch
niedrige Emissionen, hohe
Wirtschaftlichkeit und zuverläs-
siges Funktionieren aus. Das
schont Umwelt und Geldbeutel
gleichermaßen. So kann jeder
seinen Beitrag zum Umwelt -
schutz leisten und dabei auch
noch Kosten sparen.“

erdgas schwaben versorgt seit
über 50 Jahren die Region
Schwaben mit Erdgas. Im Früh -

Regionaler Planungsverband Main-Rhön:

Hilfe für ehemalige
Militärstandorte

Die Auswirkungen von Truppenabzügen machen einige be-
troffene Standort-Kommunen in der Region Main-Rhön große
Sorgen. Der Regionale Planungsverband unter ihrem Vorsit-
zenden Landrat Rudolf Handwerker (Hassberge) verfasste da-
her eine Resolution an mehrere Bundes- und Landespolitiker,
in der eine Nutzung öffentlicher Förderprogramme angeregt
wird, um Kommunen mit Konversions-Problemen gezielt zu
helfen. Alle Adressaten reagierten positiv. Lediglich die Ant-
wort des Bundestagsabgeordneten Hans-Josef Fell (Hammel-
burg) löste beim Planungsverband Befremden aus.

Die Region Main-Rhön ist
durch das neue Stationierungs-
konzept der Bundeswehr und
die Truppenabzugsplanungen
der Amerikaner wiederholt hart
getroffen worden. Dies gilt ins-
besondere für die Standort-
kommunen Schweinfurt, Ham-
melburg, Mellrichstadt, Wild -
flecken und Ebern. Die Reali -
sierung der militärischen Pla -
nungen hat beträchtliche Aus-
wirkungen auf die genannten
Kommunen und deren Einzugs-
bereiche. Die Folgen werden
vor allem die regionale Wirt-
schaft und den Wohnungsmarkt
betreffen.

Die Resolution bringt zum
Ausdruck, dass man sich beson -
ders eine weitere Stärkung der
regionalen Kompetenzfelder bei
Gesundheit/Biomedizin, Auto -
motive/Maschinenbau, beim
UNESCO-Biosphärenreservat
Rhön und bei Kultur und Tou-
rismus erwartet. Daher wirbt sie
bei den angeschriebenen Ent -
scheidungsträgern dafür, „dass
alle Verantwortlichen der Poli -
tik und Verwaltung die Region
Main-Rhön bei den anstehen -
den Gestaltungsaufgaben unter -
stützen mögen“. 

Priorität bei Förderkriterien

Das Bayerische Staatsmini -
sterium für Wirtschaft, Infra -
struktur, Verkehr und Technolo -
gie bestätigte, dass es „Sorge
dafür tragen wird, dass die Kon -
versionsthematik zukünftig Pri -
orität bei den Förderkriterien er -
hält“. Das Ministerium werde
ggf. „für Standorte, wo dies
städtebaulich bzw. landesplane -
risch angezeigt ist, Entwick -
lungskonzepte in Auftrag geben
und finanziell unterstützen“.

Der Regierungspräsident von
Unterfranken, Dr. Paul Beinho -
fer, versicherte, dass „alle von
der Konversion betroffenen
Kommunen nach Kräften bei
der Suche nach Möglichkeiten
für die Lösung ihrer Probleme
unterstützt werden“. Dabei wer -
de der Frage, wie die betroffe -
nen Kommunen aus Mitteln des
Freistaats bzw. aus EU-Mitteln
unterstützt werden könnten, be -
sondere Bedeutung beigemes-
sen. Die Regierung habe eine
Veranstaltung vorgesehen, bei
der „unter Mitwirkung entspre -
chender Fachleute Hilfestellung
zum Umgang mit der Altlasten -
problematik“ geleistet werde.
Außerdem stehe die Regierung

mit den betroffenen Kommunen
in engem Kontakt.

Das Bundesministerium für
Verteidigung teilte mit, „dass
die Bundeswehr die Menschen
und Gemeinden, auf die sich die
Bundeswehr über Jahrzehnte
verlassen konnte, nicht ihrem
Schicksal überlassen will“. Der
Bund plane zwar kein Konver-
sionsprogramm, die Ressorts
und Behörden des Bundes wür-
den aber bestrebt sein, „ehema-
lige Militärliegenschaften in
partnerschaftlicher Zusammen-
arbeit mit den Kommunen und
Investoren so schnell wie mög-
lich einer zivilen Anschlussnut-
zung zuzuführen“. Für die be-
troffenen Kommunen sei eigens
eine „Koordinierungsstelle für
Konversionsfragen“ eingerich-
tet worden. Außerdem stünden
bei den Wehrbereichs- und
Standortverwaltungen An-
sprechpartner zur Verfügung.
Ein „Merkblatt zur Konversion“
gebe weitere Hinweise zu För -
derungen und Verwertungsmo-
dellen. 

„Bitburger Modell“

Die Vizepräsidentin des Deut-
schen Bundestages, Dr. h. c. Su-
sanne Kastner regte in ihrer
Rückantwort an, die in der Re-
gion betroffenen Kommunen
sollten sich bei ihrem Bemühen,
ehemalige Bundeswehrstandor-
te einer neuen Bestimmung zu-
zuführen, an dem „Bitburger
Modell“ orientieren und von
den dortigen Erfahrungen profi-
tieren. Allein die Antwort des
Bundestagsabgeordneten Hans-
Josef Fell (Sprecher für For -
schung und Technologie der
Bundestagsfraktion Bündnis
90/Die Grünen) fiel aus dem
Rahmen. In seinem Schreiben
teilt auch er zwar zunächst mit,
dass er „der in der Resolution
geäußerten Bitte um eine aktive
Unterstützung zur Milderung
der Folgen auf dem Arbeits-
markt“ gerne nachkommen
werde. Anschließend aber be-
klagt er, dass sein 2001 für sei-
ne Fraktion erarbeitetes Kon-
zept in der Region Main-Rhön
nicht zur Kenntnis genommen
worden sei. Dieses Konzept,
das in einer Präferenz für nach-
wachsende Rohstoffe und rege-
nerative Energieformen das
Heilmittel für die von Standort-
schließungen gebeutelte Region
sieht, wird dann nochmals aus -
führlich vorgestellt. DK

Projekt „Südstadtkids“ in Nürnberg:

Lernen im Stadtteil
Einen innovativen Ansatz der Verbindung von Stadtteilarbeit
und sozial-integrativem Lernen stellte der Staatssekretär im
bayerischen Kultusministerium, Karl Freller, in Nürnberg vor.

Das Projekt „Südstadtkids“
wendet sich an Kinder und Ju-
gendliche aus der Nürnberger
Südstadt, einem typischen in -
nerstädtischen Problemgebiet,
das gekennzeichnet ist vom
Strukturwandel durch Wegfall
von Industriearbeitsplätzen, ho -
her Arbeitslosigkeit und einem
starken Ausländeranteil an der
Bevölkerung. Die Schulen in
diesem Viertel kämpfen denn
auch mit den typischen Proble -
men: Mangelnde Sprach- und
Sozialkompetenz der Kinder,
Desinteresse der Eltern an deren
schulischem Fortkommen, feh -
lende Perspektiven auf einen
Arbeits- oder Ausbildungsplatz
nach der Schule.

Selbstbestimmte Zukunft

Daraus entstand an der
Hauptschule am Hummelsteiner
Weg die Idee, die Kinder nicht
nur mit den normalen Lernin -
halten zu konfrontieren, son-
dern ihnen im Rahmen eines so-
zial-integrativen Bildungsange -
bots eine bessere Perspektive
auf eine selbstbestimmte, moti -
vierte und gelungene Zukunft
zu geben. Die Idee der „Süd-
stadtkids“ wurde geboren. Als
Partner wurden das Bildungs-
zentrum Nürnberg, der Bayeri -
sche Volkshochschulverband
und sogar das Kultusministeri -
um gewonnen, das die „Süd-
stadtkids“ mit 150 000 Euro aus
Mitteln der Europäischen Sozi -
alfonds unterstützt.

Im Rahmen des Projekts wer -
den Kinder und Jugendliche et -
wa zu Moderatoren ausgebildet,
die einen Elternabend speziell
für Migranten organisieren. Die

Kinder trainieren interkulturel-
le Kommunikation, entwickeln
Sprach-, Sozial- und Medien-
kompetenz und lernen mit Kon-
flikten umzugehen. Für die El-
ternarbeit der Schule ist dies ein
großes Plus, denn so gelingt es
oft zum ersten Mal, Eltern für
die schulische Laufbahn ihrer
Kinder zu interessieren und sie
zu Erziehungspartnern zu ma-
chen. Kinder, die im Elternhaus
auf dem oft mühsamen Weg
durch Schule und Prüfungen be-
gleitet und getragen werden, ge-
raten nicht so leicht in Gefahr
zu versagen und ohne Schulab-
schluss ins Berufsleben einzu-
steigen.

Schaffung von Identität

Die Aktivitäten der „Süd-
stadtkids“ werden aber auch mit
der Stadtteilarbeit verknüpft. So
werden Kinder und Jugendliche
zu Stadtführern im Viertel aus -
gebildet, die aus ihrer spezifi-
schen Warte Außenstehenden
ihr engeres Lebensumfeld zei-
gen, auf Probleme, aber auch
auf positive Aspekte des Zu-
sammenlebens im Kiez auf-
merksam machen. Damit wird
Identität in einem Stadtteil ge-
schaffen, den Menschen aus den
unterschiedlichsten Kulturkrei-
sen bewohnen. Die Kinder ler-
nen so, sich selbstbewusst mit
ihrer Umgebung auseinander zu
setzten. Nicht zuletzt ist man-
cher Teilnehmer der Führungen
erstaunt, was es in der Südstadt
alles zu entdecken gibt.

Mehr Informationen vermit-
telt die innovative - natürlich
selbst gestaltete Homepage
www.suedstadtkids.de.        mpa

Wirtschaftsförderung:

Neuer Amtsleiter
in Gunzenhausen

Mit dem Wirtschaftsgeogra -
phen Andreas Zuber (32) hat
die Stadt Gunzenhausen einen
neuen Amtsleiter für Wirt -
schaftsförderung, Stadtmarke -
ting und Tourismus berufen.
Der aus Münchberg (Oberfran -
ken) stammende Fachmann soll
zugleich das Gründerzentrum
Gunzenhausen leiten. 72 Be -
werbungen hatten dem Stadt-
rat vorgelegen. Zuber war 
vorher bei der Wirtschaftsent -
wicklungsgesellschaft Ansbach 
tätig. r
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„Reformen, Lohnnebenkos-
ten, Subventionsabbau, Steu-
ern rauf und runter, Konso-
lidierung, Defizitgrenzen -
wenn man in diesem Wahl-
kampf auf der Höhe der Er-
eignisse bleiben will, braucht
man ein Handbuch der Volks-
wirtschaftslehre.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, arbeitete
sich durch das Material seiner
Partei für den Bundestags -
wahlkampf.

Natürlich dominiert diesen Wahlkampf das
Ökonomische, wie es ja auch die täglichen
Schlagzeilen füllt. Dennoch, wenn man sich so
mit den Leuten unterhält (und ich mit meiner
Urlaubssperre habe viel Gelegenheit dazu):
Mental sind die Deutschen noch nicht in der
Wirklichkeit angekommen. Was wir objektiv an
Information aufnehmen, beeinflusst zu lang-
sam, was wir subjektiv als Realität wahrneh-
men. Viele - nicht nur im Osten - glauben immer

noch, dass wir uns den Sozialstaat der 70er lei-
sten könnten. Weit gefehlt: Wenn wir - und ich
meine damit nicht nur die Jüngeren - in Zukunft
soziale Sicherheit genießen wollen, müssen wir
uns heute alle gewaltig einschränken.

Auch die Globalisierung zertrümmert unser
Weltbild. Jahrzehntelang galt: Die Dritte Welt
ist arm, kann seine Bevölkerung nicht ernähren
und wir reichen Deutschen spenden Geld. Heu-
te wollen sich diese Länder selbst aus der Ar-
mut befreien und das geht natürlicherweise nur,
indem sie in Konkurrenz mit uns um unseren
Wohlstand treten. Was ist das indische Geheim-
nis? Sie streifen Fesseln ab und deregulieren.
Bei uns dagegen ist nichts so unbeliebt wie eine
Liberalisierung auf dem am rigidest reglemen-
tierten Markt überhaupt: Dem Arbeitsmarkt.
Und wenn wir mal Märkte dereguliert haben,
wie den Strommarkt, dann hauen wir ihm gleich
wieder wettbewerbsfremde Sonderlasten aufs
Haupt - siehe die Förderung regenerativer En-
ergien.

Alle Parteien wollen dem Bürger reinen Wein
einschenken, aber auch die Opposition verliert
sich lieber in Nebenkriegsschauplätzen als laut

zu sagen, dass Deutschland
heute ärmer ist als Österreich
oder Irland. Masseneinwan-
derung aus Osteuropa im Zuge
der EU-Erweiterung? Von we-
gen, mit unserer hohen Abga-
benbelastung sind wir doch
nicht attraktiv für unterneh-
mungslustige, fleißige Leute,
die im eigenen Land gerade
einmal 19 Prozent Steuern 
bezahlen. Traurig aber wahr:
Heute ackert der TuS Deutsch-

land in der Kreisklasse, Champions League
war Gestern.

Wer bringt das im Wahlkampf auf den Punkt?
Bill Clinton hat mal eine Wahl gewonnen mit
dem einfach Satz: „It’s the economy, stupid“.
Damit hat er die entscheidende Rolle des Öko-
nomischen klar gemacht, ohne dass Kohorten
von Juristen und Volkswirten nächtelang durch-
arbeiten mussten. Oder wer fragt bei uns keck
„where’s the beef?“ wenn es darum geht, das
Programm des Gegners zu zerpflücken?

Mein Chef, der Bürgermeister, glaubt nicht
ganz so fest an die Wirkung von Schlagworten.
Das Land voranbringen will jede Partei auf ih-
re Weise und dieser komplizierte Wahlkampf ist
der Spiegel einer komplizierten Zeit. Formeln
wie „Auf den Kanzler kommt es an“, „Willy
wählen“, „Freiheit oder Sozialismus“ stammen
aus Epochen mit weitaus übersichtlicheren Ver-
hältnissen. Da gab es noch Links und Rechts,
der Feind hieß Sowjetunion und stand im
Osten. Heute ist die Welt unübersichtlich. Die
islamischen Terroristen sind Phantome, die
Amerika, England, Deutschland ebenso bedro-
hen wie unseren neuen Partner Russland. Im
Zuge der Globalisierung machen die Linken ei-
ne rechte Sozialpolitik und die Rechten wollen
Steuern erhöhen, was gemeinhin als Kernkom-
petenz der Linken galt.

Vielleicht hat ja der französische Schriftstel-
ler Jean de la Bruyière auf dem heutigen Ka-
lenderblatt Recht: „Es gibt Fälle im Leben, wo
Wahrheit und Offenheit die beste List von der
Welt sind.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Wahlkampf - Spiegel 
einer kompliziertenZeit

Ingolstädter Nacht der Museen: 

Im Zeichen von 100 Jahren Stadtmuseum
Das Programm des Ingolstädter Stadtmuseums in der Nacht der
Museen am 10. September steht ganz im Zeichen seines 100-
jährigen Bestehens: Im Jahr 1905 übergab der Historische Ver-
ein Ingolstadt in einem feierlichen Akt seine Sammlungen in
städtische Obhut, ein Jahr später wurde das Stadtmuseum in
der Hohen Schule für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die
Ausstellung „100 Jahre Stadtmuseum“ zeigt einen Ein- und
Überblick über die Arbeit und die Erweiterung der Sammlun-
gen in den vergangenen 30 Jahren. Entstanden ist ein buntes
Bild des großen Spektrums der Museumsarbeit mit Verweisen
auf die beiden Außenstellen Bauerngerätemuseum Hundszell
und Fleißer-Dokumentationsstätte in der Kupferstraße.

Erstmals findet in der Nacht
der Museen eine Führung der
besonderen Art statt: Benedikt
Anzeneder, Schauspieler und
Performancekünstler aus Erlan-
gen, beschäftigt sich mit „träu-
menden Marionetten, schwat-
zenden Büsten und knarrendem
Chorgestühl“. Dargeboten wird
ein nächtlicher Streifzug durch
500 Jahre Ingolstädter Stadtge-
schichte mit Lichtinstallationen,
Klangcollagen und Schauspiel-
szenen.

Bayerische Geschichte

Ebenfalls zum ersten Mal tritt
Ernst Schusser mit seinen Musi-
kanten zum Thema „Bayerische
Geschichte, dargestellt in Lie-
dern“ auf. Er gehört seit Jahren
mit dem Volksmusikarchiv des
Bezirks Oberbayern zu den
Mentoren und Förderern alter
und neuer Volksmusik. Musika-
lisch bleibt es, wenn „Tänze aus
dem Alten Wien“ erklingen,
vorgestellt von Stefan Vasil, Jo-
hanna Kurz, beide Violine, Ko-
zue Sato, Piccoloflöte, und Ul-
rich Sommerrock, Kontragitar -
re. Dem Flair des alten Wien
entsprechend gibt es eine kleine
kulinarische Überraschung. 

Anlässlich des Tages des of-
fenen Denkmals hält Dr. Gerd
Riedel einen Vortrag über die
archäologische Situation in In-
golstadt. Treffpunkt ist der Le -
sesaal des Stadtarchivs und der
Wissenschaftlichen Stadtbiblio -
thek im Kavalier Hepp. Der
stellvertretende Leiter des
Stadtmuseums, Edmund Haus-
felder, wird aus dem Werk Em-
mi Böcks vorlesen und damit
der Sagenforscherin aus Ingol -
stadt gedenken, die vor zwei
Jahren verstorben ist. 

Liebeszauber

Einen kurzweiligen Einblick
in den bronzezeitlichen Liebes-
zauber bietet Kurt Scheuerer,
langjähriger ehrenamtlicher Mit -
arbeiter des Stadtmuseums. Be -
währt haben sich die kleinen
Stationen, in denen Clemens
Nißl und seine Frau sowie An-
gelika Wühr ihre Handwerks-
kunst demonstrieren: Zinnfigu-
ren bemalen und Puppen repa -
rieren. Im Spielzeugmuseum
zeigt Heinz Bauer die histori-
sche Eisenbahn, erläutert Johan -
nes Greiner historisches Blech -
spielzeug. Vor dem Kavalier
wacht wie letztes Jahr die Legio

III Italica Concors, zeigt römi-
sches Lagerleben und erläutert
die Ausrüstung der Truppe.
Den krönenden Abschluss bie-
tet Kristina Richter mit der hi-
storischen Modenschau: Ge-
zeigt wird die Mode der letz-
ten 100 Jahre aus dem Bestand
des Stadtmuseums, bereichert
von privaten Leihgaben unter
dem Motto „ein Museum als
Laufsteg“. DK

Markt Beratzhausen mit 
Europaplakette ausgezeichnet

Beratzhausen. „Der heutige Tag ist ein Meilenstein in der Ge-
schichte Beratzhausens“, würdigte Benno Zierer, früherer Bun -
destagsabgeordneter und Ehrenmitglied des Europarates, die
Verdienste der Labertalgemeinde in der Europaarbeit. Als eine
von zwei deutschen Kommunen erhielt Beratzhausen aus Zier-
ers Händen die Europaplakette, die zweithöchste Auszeichnung
des Europarates.

Zum Festakt begrüßte Bürger -
meister Georg Thaler unter an -
derem einige Amtskollegen der
Nachbargemeinden sowie seine
Vorgänger. Franz Xaver Staudigl
habe „Beratzhausen mit dem

‚Europabazillus’ infiziert und
war damit Wegbereiter für die
vielfältigen Aktivitäten, denen
wir letztendlich die heutige 
Auszeichnung zu verdanken ha-
ben“, hob Thaler das Engagement

des Altbürgermeisters hervor.
Hermann Laßleben habe „mit

Unterstützung der beiden Kura -
torien ‚Ceyrat’ und ‚Europäische
Kulturarbeit’ die ‚Europage -
meinde Beratzhausen’ kontinu -
ierlich weiterentwickelt und fest
in Beratzhausen verankert.“ Den
in Städtepartnerschaften aktiven
Menschen bescheinigte das Ge -
meindeoberhaupt diplomati -
sches Geschick, die Verkündi -
gung einer Botschaft und die
Fähigkeit, Verständigungspro-
zesse in Gang zu setzen. „In Be -
ratzhausen sind wir noch einige
Schritte weiter gegangen, indem
wir in Folge der Revolution in
Rumänien Kontakt zu hochran -
gigen Kulturschaffenden in die -
sem Land gefunden und diese
Kontakte in viele Länder Euro-
pas und darüber hinaus ausge -
baut haben“, blickte Thaler zu-
rück. Fremdheitsgefühle könn-
ten durch Erfahrungsaustausch,
gegenseitige Besuche und Ken -
nelernen des Alltags in anderen
Ländern abgebaut werden. 

Thaler sprach sich für eine
Fortführung dieser Begegnun -
gen aus. „Ein vereintes Europa
kann nicht von oben diktiert
werden, es muss von unten
wachsen. Dazu können die viel -
schichtigsten Aktivitäten wie die
unseren hier in Beratzhausen ei -
niges beitragen.“

„Die Ehrenplakette des Euro-
parates wird verliehen als Aner -
kennung und Würdigung ihres
europapolitischen Engagements,
mit dem sie seit Jahrzehn-
ten den Europagedanken unter -
stützt“, sprach Benno Zierer
gleichsam zur Marktgemeinde
Beratzhausen. Er sprach von der
europäischen Vision, „von ei -
nem politischen Großverband,
der sich aus unterschiedlichen
Ethnien, Erfahrungen und Tradi -
tionen heraus entwickelt“ und
sich auf gemeinsame Wertvor-
stellungen des Humanismus und
Christentums stützt.

„Heute ist die Welt mehr denn
je auf eine geistige Erneuerung,
auf eine Wiederbelebung dieser
Werte angewiesen. Europa muss
Sache aller Menschen in Europa
werden“, mahnte das Ehrenmit -
glied des Europarates an. Und 
an die Beratzhausener gewandt
meinte Zierer: „Lassen Sie in
Ihrem Engagement nicht nach -
es lohnt sich. Europa ist jede An-
strengung wert. Europa ist unse -
re Zukunft. Lassen Sie uns zu -
sammen auch dafür sorgen, dass
sich mit Europa eine geistige Re-
naissance verbindet, die zu mehr
Menschlichkeit führt, in einer
kalt und oft grausam geworde -
nen Welt!“           Markus Bauer

Die Verantwortlichen der Beratzhausener Europaarbeit mit den Politikern Reinhard Tischler
(Vorsitzender des Kuratoriums Beratzhausen-Ceyrat), Benno Zierer, Josef Bezold (Vorsitzen-
der des Kuratoriums Europäische Kulturarbeit), Kulturattaché Claudiu Florian, Bürgermei -
ster Georg Thaler, Xaver Lehner (früherer Vorsitzender des Kuratoriums Beratzhausen-Cey -
rat) sowie Bernard Chatain (v. l.). Bild: Markus Bauer

Fränkischer Tourismus
auf dem Prüfstand

Treffen von KPV-Mitgliedern aus den Landkreisen
Ansbach und Weißenburg-Gunzenhausen

Ansbach/Gunzenhausen (wefa) - Wenn auch die Menschen in
der Region, die direkt nichts mit dem Tourismus zu tun haben,
von „unseren Gästen“ sprechen, dann ist das die höchste Form
von Servicequalität. Dr. Jürgen Walchshöfer, der Vorsitzende
des Tourismusverbands Romantisches Franken, mahnt die Ver-
mieter, die Trends der Marktforschung zur Kenntnis zu neh-
men. Der Dinkelsbühler verlangt mehr Servicequalität: „Um die
Luschen können wir uns nicht kümmern.“ 

Für Walchshöfer ist klar, dass
der Markt immer „eine Frage des
Überlebens“ ist. Im regionalen
Touristikangebot wird sich der
Weizen von der Spreu trennen,
dessen ist sich der CSU-Politiker
sicher.

„Die Arbeitsplätze im fränki -
schen Tourismus sind so sicher
wie der fränkische Tourismus si -
cher ist“, erklärte Walchshöfer
auf einem Treffen von Mitglie -
dern der Kommunalpolitischen
Vereinigung aus den Landkrei -
sen Ansbach und Weißenburg-
Gunzenhausen. Alle, die bisher
in der Branche tätig seien, setz -
ten weiter auf dieses Pferd. 

Der frühere Dinkelsbühler OB
zitierte eine Studie des Deut -
schen Wirtschaftswissenschaftli -
chen Instituts, wonach ein großer
Teil der Umsätze im Tourismus
nicht nur bei den Gästebeherber -
gern gemacht wird, sondern
„mindestens zu einem Drittel
beim Einzelhandel“. Zu den
„Kunden“ gehörten auch die 9,1
Millionen Tagesausflügler im
Romantischen Franken und 4,6
Millionen im Fränkischen Seen -
land. 

„Mit Sonne, Meer und Palmen
können wir nicht konkurrieren“,
bemerkte der CSU-Fraktions-
chef im Ansbacher Kreistag,
„dafür haben wir ein Höchstmaß
an intakter Natur, Kultur, Ge -
schichte und Tradition.“ Zur
Zielgruppe der Urlauber im „Ro -
mantischen Franken“, sprich
dem Landkreis Ansbach mit an -
grenzenden Bereichen von Neu -

stadt-Aisch/Bad Windsheim und
dem Fürther Kreis und im Frän-
kischen Seenland rechnet er die
„Genussradler“, aber auch die
Familien mit kleinen Kindern,
die „Grün erleben wollen“.
Franken hat seiner Kenntnis
nach diesbezüglich aufgeholt,
denn heute assoziieren 40 Pro-
zent der Befragten die Ferienre-
gionen in Nordbayern mit
„Wein, gutem Essen und Trin-
ken“. 

Walchshöfer sieht als Beweis
dafür,   dass die Gäste mehr Qua-
lität wollen, beispielsweise den
Premiumswanderweg von Kro-
nach bis in die Schwäbische Alb
an: „Ein höchst anspruchsvolles
Naturerlebnis.“ Die Sicherstel-
lung von Qualität, ja ihre Steige-
rung - das ist für den Touri-
stikfachmann unumgänglich,
denn nicht nur das untere Preis-
segment habe in der Branche Zu-
wachsraten, sondern eben auch
das hochpreisige mit vier Ster-
nen und mehr. Außerdem steht
für ihn bei mehr Professionalität
fest: „Mit Qualität können wir
ordentlich Preise erzielen.“ 

Der Erfolg kommt aber nicht
von allein. Walchshöfer regi-
striert in der Gastronomie und
Hotelerie eine „stark unterent-
wickelte Bereitschaft“, sich fort-
zubilden. Nur 15 bis 20 Prozent
der Beschäftigten hätten eine
Fachausbildung. Auch themati-
sierte er die vorhandene Überka-
pazität, denn die Häuser in Fran-
ken seien durchschnittlich nur zu
38 Prozent ausgelastet. r

Heidenheimer
Umwelterlebnispfad

Als ein internationales
Projekt ist in Heidenheim
(Kreis Weißenburg-Gunzen -
hausen) von 22 Jugendli -
chen aus den Partnerregio -
nen Limousin (Frankreich),
Danzig (Polen) und Orimat -
tila (Finnland) in zwei -
wöchiger Arbeit  ein Um-
welterlebnispfad errichtet
worden. Er ist eine Initiative
von Ewald Ziegler, dem
Bürgermeister von Heiden -
heim, die Ausführung be -
gleitete der Landschaftspfle-
geverband Mittelfranken.
Wie Bezirkstagsvizepräsi-
dent Alexander Küsswetter
bei der Vorstellung des Pro-
jekts erklärte, soll der Erleb -
nispfad die Schüler, die in
das benachbarte Schulland -
heim kommen, aber auch die
Einheimischen und Touri -
sten für die Umwelt sensibi -
lisieren. Entlang des vier Ki -
lometer langen Wegs sind 15
Stationen mit interessanten
Aufgaben positioniert.   wefa
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Vorschau auf GZ 18
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 18, die am 22. September
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
ll EDV - Technik und Ausstattung 

für die Kommunalverwaltung
ll Dienstleistungen für Kommunen
ll Kommunale Büchereien

Zehn Jahre Pro Beschäftigung e.V.: 

Kommunale Förderung
auf breiter Basis 

Vor zehn Jahren rief die städtische Tochtergesellschaft IFG In-
golstadt GmbH den gemeinnützigen Verein Pro Beschäftigung
e.V. ins Leben. Wie der Vereinsvorsitzende Dr. Werner Richler
nunmehr feststellen konnte, sei in diesem Zeitraum „eine Viel-
zahl erfolgreicher Initiativen und Unterstützungsmaßnahmen
für Arbeitslose“ entstanden. 

Von Anfang an gingen Rich -
ler zufolge die Bestrebungen
dahin, gemeinsam mit Verant -
wortlichen aus Wirtschaft, Ar-
beitsverwaltung, Gewerkschaft,
Wissenschaft und kirchlichen
Einrichtungen die Situation von
Arbeitslosen bedrohten Perso-
nen in Ingolstadt und der Regi -
on zu verbessern. Er betonte,
„dass der Bedarf an Beratungs-
leistungen für die Klientel wei -
terhin rapide ansteigt aufgrund
der konjunkturell und struktu -
rell bedingten sehr schwierigen
und sich verfestigenden Ar-
beitsmarktsituation“. Zudem
stellte er fest, dass der Arbeits-
markt insbesondere für Lang-
zeit- und ältere Arbeitslose im-
mer problematischer wird. 

Aktive Arbeitsmarktpolitik

Ziel des Vereins Pro Beschäf -
tigung sei daher die aktive Ar-
beitsmarktpolitik in Ingolstadt,
um den regionalen Arbeitsmarkt
funktionsfähig zu halten, lokale
Arbeitsmarktprobleme zu ver -
mindern und die Situation von
Arbeitslosen zu verbessern. 

Derzeit werden vier Projekte

von Pro Beschäftigung betreut:
Die Beratungsstelle Frau und
Beruf sowie die Existenzgrün-
dungsberatung für Frauen wid-
met sich speziell den besonderen
Fragestellungen und Themenbe-
reichen von Frauen, die arbeits-
los oder von Arbeitslosigkeit be-
droht sind. Außerdem werden
Berufsrückkehrerinnen nach der
Familienzeit sowie Gründerin-
nen angesprochen.

Mit gemeinsamen Aktionen in
einem gegenseitigen Netzwerk
werden auch zukünftig Arbeits-
lose und Existenzgründer gezielt
und nachhaltig auf ihrem Weg in
die Arbeit oder Selbständigkeit
gefördert. 

Mehr Lebensqualität

Das Projekt Beratungsstelle
für Arbeitslose richtet sich an
Arbeitslose, die Beratung und
Unterstützung in punkto Bewer-
bungsschreiben und sonstiger
beruflicher Orientierung benöti-
gen. Dieses Projekt wird zusätz-
lich vom Kolping-Bildungswerk
unterstützt. Die Berufsschulsozi-
alarbeit wird an der Leo-von-
Klenze-Schule (Berufsschule 2)

angeboten und zielt auf die be -
rufliche und schulische Integrati -
on der Schülerinnen ab, um eine

Wehringens Bürgermeister Hans Merk:

Mit Verdienstmedaille in
Silber ausgezeichnet

Aus den Händen von Bayerns Innenminister Günther Beckstein
erhielt Wehringens amtierender Bürgermeister Hans Merk die
Kommunale Verdienstmedaille in Silber. Beckstein stellte in sei-
ner Laudatio fest, dass Hans Merk seit 1966 Mitglied des Weh-
ringer Gemeinderates sei, davon von 1967 bis 1978 zweiter Bür-
germeister und seit 1978 erster Bürgermeister ist. 

Weiterhin sei Merk seit 1996
Mitglied des Kreistags des
Landkreises Augsburg und dort
vor allem auch im Werk- und
Umweltausschuss tätig. Zudem
engagiere er sich u. a. als Kas-
senverwalter des Kreisverban -
des des Bayerischen Gemeinde -
tages. Für Wehringen selbst er -
reichte Hans Merk zum 1. Janu -
ar 1980 erneut die Selbständig -
keit, nachdem der Ort 1978 Mit -
glied einer Verwaltungsgemein -
schaft wurde.

Exzellente Infrastruktur

Viele Baumaßnahmen führte
Hans Merk in seiner langen Zeit
als erster Bürgermeister durch.
So verfügt der Ort heute über ei -
ne Infrastruktur, die mehr hat, als
man von einem Ort dieser
Größenordnung erwarten könne.
Der Innenminister erinnerte an
den Bau der modernen Kläranla-
ge, die Ortsgestaltung im Rah -
men der Städtebauförderung mit
Rathausplatz und Kirchberg, den
Bau des Bürgersaales mit Ver -
einsräumen, das Feuerwehrhaus,

das Rathaus und die Bücherei,
aber auch an den Straßenbau und
die Ausweisung neuer Bauge-
biete.

Vielfältiges 
kulturelles Leben

Als prägendes Element einer
reichen Geschichte unterstützte
Hans Merk die Ausgrabungen
aus der Hallstattzeit und der Rö-
merzeit und die jüngsten Gra-
bungen im Jahre 2004. Weiter-
hin führt die Gemeinde nun ein
neues Wappen und eine neue
Fahne und besitzt eine eigene
Ortschronik. Aus diesem Gedan-
kengut heraus entwickelte der
Bürgermeister auch die Histori-
schen Dorffeste, die seit der
1000-Jahrfeier im Jahre 1990 in
fünfjährigem Rhythmus durch-
geführt werden.

Günther Beckstein stellte aber
auch anerkennend fest, dass dem
Geehrten besonders das Vereins -
leben am Herzen liegt und er das
kulturelle Leben durch Ausstel-
lungen und Weihnachtsmärkte
pflegt und bereichert. r

Verbesserung der Lebensqua-
lität durch den Ausbau von
Schlüsselqualifikationen zu er-
reichen.

Der Verein Pro Beschäftigung
zählt momentan 37 Mitglieder
aus der Wirtschaft, dem städti-
schen Bereich, der Region, der
Arbeitsagentur, kirchlichen und
sozialen Einrichtungen, Ban-
ken, Kammern und Gewerk-
schaften. DK

Jubilar Franz Och (r.) mit Bürgermeister Erhard Müller.          rr

Altbürgermeister
Franz Och 75 Jahre
Verdienter Mitarbeiter der Gemeindezeitung

Pretzfeld - Franz Och, Ehrenbürger des Marktes Pretzfeld, feier-
te am 4. September seinen 75. Geburtstag. Der Altbürgermeister
leitete 18 Jahre - von  1966 bis 1984 -  als ehrenamtlicher Bürger-
meister den Markt Pretzfeld. Vorher wirkte er zehn Jahre als Mit-
glied des Marktgemeinderates.

Insgesamt war Franz Och 46
Jahre als Kommunalpolitiker ak -
tiv, davon 42 Jahre als Mitglied
der Kreistage in Ebermannstadt
und Forchheim. Darüber hinaus
engagierte er sich in der Ländli -
chen Genossenschaftsbewegung,
im Fränkischen Mundarttheater,
für die Europäische Einigung so-
wie die lokale Pressearbeit.

Pionierarbeit

Gute Wünsche entboten zum
Geburtstag Bundestagsabgeord -
neter Hartmut Koschyk und
Landtagsabgeordneter Eduard
Nöth (beide CSU) sowie 1. Bür -
germeister Erhard Müller, ein
„Nachnachfolger“. Och hatte in
den 50er Jahren den CSU-Orts-
verband Pretzfeld wieder belebt
und die Junge Union im Land -
kreis Ebermannstadt gegründet.

Ebenfalls 46 Jahre Pionierar -

beit leistete Och u. a. als Ge-
schäftsführer und ehrenamtlicher
Vorstandsvorsitzender der ehe-
maligen Raiffeisenbank Pretzfeld
sowie ein Vierteljahrhundert lang
als ehrenamtlicher Vorstandsvor-
sitzender des Obstgroßmarktes
Fränkische Schweiz e.G. Namens
des Deutschen Genossenschafts-
verbandes entbot Präsident Man-
fred Nüssel Glückwünsche. Ab-
ordnungen der beiden Genossen-
schaften gratulierten ebenso wie
Delegationen der Europa-Union
und der Fränkischen Mundart-
Theaterbewegung.

Der Musikverein Pretzfeld er-
freute unter der Stabführung von
Otto Hack seinen Gründer mit ei-
nem Melodienstrauß. Vorstand
Otto Stenglein gratulierte zusätz-
lich mit einem Geschenkkorb.
Auch die Stadtwerke Ebermann-
stadt waren mit von der Partie. 
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